
DIE LINKE. Sachsen 

3. Tagung des 14. Landesparteitages  
 

A.   Leitantrag an die 3. Tagung des 14. Landesparteitages 

A.1. Fortsetzung der Arbeit und Diskussion um ein 

Alternatives Landesentwicklungskonzept Sachsen aus 

Linker Sicht (Arbeitstitel Aleksa) 

Einreicher*in: Landesvorstand 

Der Landesparteitag möge Folgendes beschließen: 

1. Der Landesparteitag beschließt, die Arbeit am Alternativen Landesentwicklungskonzept 
Sachsen aus Linker Sicht fortzusetzen.  
Verantwortlich: Stellv. Landesvorsitzende Jana Pinka, Landesvorsitzende Antje Feiks.  

2. Der derzeitige Arbeitsstand (zweiter Entwurf) fließt in die Diskussion der inhaltlichen 
Schwerpunkte für die Kommunal-, Europa- und Landtagswahlen 2019 ein. 

3. Weiterhin wird der zweite Entwurf vor Fortschreibung innerhalb der Strukturen der 
sächsischen LINKEN (Orts- und Kreisverbände, Landesweite Zusammenschlüsse) 
diskutiert. Diese Debatte soll bis Ende des ersten Quartals 2019 erfolgt sein. 

4. Im ersten Halbjahr 2019 erfolgt durch den Landesvorstand eine externe Beauftragung zur 
Ausformulierung des Landesentwicklungskonzeptes und der öffentlichkeitswirksamen 
Aufbereitung.  

Begründung:  

Der 12. Landesparteitag am 12./13. September 2015 in Neukieritzsch hat die Fraktion DIE 
LINKE im sächsischen Landtag gebeten, ein Alternatives Landesentwicklungskonzept 
Sachsen aus Linker Sicht (Arbeitstitel Aleksa) zu erarbeiten. So heißt es im Beschlusstext C2:  

„Deshalb werden wir als LINKE in Sachsen ein Leitbild nach dem Vorbild von ALEKSA 
erarbeiten, wie wir uns Sachsen vorstellen. Wir wollen dabei die Entwicklung Sachsen aus den 
Regionen heraus in ihrer Verschiedenheit entwickeln. Ziel ist es, dieses Leitbild mit 
sächsischen Akteurinnen aus vielen gesellschaftlichen Bereichen zu entwickeln. Wir wollen 
ein Aleksa 2.0 gestalten.“ 

Geplant war, dass dieses bis zum Herbst 2018 vorliegen soll. Im Herbst findet allerdings kein 
Landesparteitag statt, weshalb vorgeschlagen wird, den Zwischenstand im August 2018 auf 
dem Landesparteitag zu diskutieren.  

Da die Partei den Auftrag für die Konzepterarbeitung gegeben hat, muss sie nun zum einen 
den Zwischenstand in einer Diskussion bewerten und zum anderen darüber entscheiden, wie 
wir weiter verfahren wollen.  

Das Konzept und die erarbeiteten Visionen können eine gute Grundlage dafür sein, dass wir 
im Herbst 2018 darüber diskutieren und eine Mitgliederbefragung durchführen wollen, mit 
welchen Schwerpunkten wir in das Wahljahr 2019 und darüber hinaus gehen. Einerseits ist 
der Wunsch groß, ein Leitbild unserer Partei für eine solidarische, gerechte, sächsische 
Gesellschaft zu finden, das deutlich aufzeigen soll, was uns von anderen Parteien 
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unterscheidet, aber auch deutlich machen, was wir wollen. Andererseits gab es zum ersten 
Entwurf, der innerhalb der Fraktion diskutiert wurde auch kritische Stimmen bzw. wurde die 
Notwendigkeit eines solchen Papiers für Sachsen hinterfragt.   

Dass wir uns wieder mutiger in die Wahlkämpfe 2019 hineinbegeben wollen, dass wir andere 
Wege beschreiten wollen, hat der letzte Landesparteitag als deutliches Signal gesetzt. Dass 
das am ehesten möglich ist, wenn wir wissen, wo wir hinwollen - wenngleich Vieles nicht 
morgen realisierbar sein wird - ist dabei der einzig sinnvolle Weg. Ohne zugrundeliegende 
Ideen, wird uns die Neuaufstellung für eine zukunftsfeste sächsische LINKE nur schwer 
gelingen.  

Wir haben als LINKE wie auch als gesellschaftliche Linke nicht nur die Aufgabe andere zu 
kritisieren. Viel mehr haben wir die Aufgabe, Ideen zu entwickeln und zu unterbreiten, wie wir 
uns Sachsen und darüber hinaus die Bundesrepublik und Europa vorstellen. Wir haben die 
Aufgabe, auf gesellschaftliche Entwicklungen Antworten zu finden, linke Lösungsansätze zu 
formulieren, die auch jenseits der derzeitigen ordnungspolitischen Rahmen liegen. Zu all den 
einfachen Antworten der Rechten, die Abschottung und das Deutsch-Nationale, braucht es 
Vorschläge, die auf Prinzipien des Humanismus, des Solidarischen beruhen. Wir brauchen 
Vorschläge, die auch einen Gegenentwurf zum kapitalistischen System darstellen.   

Deshalb werben wir dafür, dass wir die Debatte in einer weiteren Runde innerparteilich, auch 
als Überprüfung des Zwischenstandes, vor allem aber zur Weiterentwicklung des 
Arbeitsstandes diskutieren und dann ein Bild von Sachsen entwerfen können, welches 
unseren Idealen entspricht, mutig ist und Lust darauf macht, bei uns mitzuwirken, uns zu 
wählen, mit uns zu diskutieren.   

All jenen in der Landtagsfraktion, die sich aktiv in die Erarbeitung eingebracht haben, gilt 
unser Dank. Namentlich seien deshalb hier stellvertretend genannt: Jana Pinka, Marika 
Tändler-Walenta, Enrico Stange, Frank Kutzner. 
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1. Was hält uns zusammen? ϭ 

Die Situation: Seit dem Mauerfall wird der gesellschaftliche Ϯ 
Zusammenhalt in Sachsen und in ganz Ostdeutschland immer wieder ϯ 
diskutiert. Was macht diesen Zusammenhalt eigentlich aus? Es fängt damit ϰ 
an, dass Menschen sich um ihre Mitmenschen kümmern, Freundschaften ϱ 
pflegen und sich mit ihrer Umgebung verbunden fühlen. Genauso gehört ϲ 
dazu, dass die Menschen ihre Unterschiedlichkeit und Vielfalt gegenseitig ϳ 
akzeptieren. Es geht auch um das Vertrauen in Schule, Politik1, Polizei und ϴ 
Justiz. Gut für den Zusammenhalt ist außerdem, wenn Bildung, Kultur und ϵ 
Einkommen gerecht verteilt sind.2 Und selbstverständlich auch, wenn sich ϭϬ 
die Menschen geschützt fühlen3. Außerdem ist aktives Vereinsleben, ϭϭ 
Beteiligung an Politik und die Bearbeitung gesellschaftlicher Konflikte4 ϭϮ 
(also nicht Ignorieren) wichtig. Positiv für den Zusammenhalt ist auch, ϭϯ 
wenn alle Menschen bestimmte Selbstverständlichkeiten einhalten, im ϭϰ 
Sinne eines solidarischen Miteinanders. ϭϱ 

In der Realität sehen wir allerdings, dass marktwirtschaftliche Prinzipien ϭϲ 
wie Wettbewerb und Konkurrenz in alle Lebensbereiche vorgedrungen und ϭϳ 
spürbar sind, sei es bei der Suche nach Kitaplätzen und Schulkonzepten, ϭϴ 
Wohnung oder Krankenhaus. Bereits in der Grundschule wird Kindern ϭϵ 
Druck gemacht, immer und überall gute Leistung zu bringen. Im ϮϬ 
Berufsleben soll jede Lücke im Lebenslauf verhindert werden, und bei Ϯϭ 
Jobverlust droht Hartz IV. Wettbewerb, dauerhafte Verfügbarkeit und ϮϮ 
Konformitätsdruck ziehen sich bis weit ins Privatleben hinein. Der Ϯϯ 
Kapitalismus will uns zu flexiblen, hypermobilen, durchsetzungsstarken, Ϯϰ 
rastlosen5 Individuen machen.6 Dadurch geht Zusammenhalt verloren. Ϯϱ 

Und wie sieht es konkret in Sachsen aus? In der Erhebung „Sachsen-Ϯϲ 
Monitor“ geben acht von zehn Befragte an, dass die Gegensätze zwischen Ϯϳ 
Arm und Reich zunehmen. Fast die Hälfte empfindet die Gesellschaft als Ϯϴ 
ungerecht. Viele machen sich Sorgen um den gesellschaftlichen Ϯϵ 
Zusammenhalt (siehe Grafik). ϯϬ 

 ϯϭ 

Ergebnisse des Sachsen-Monitors 2017 ϯϮ 
 ϯϯ 

Die Ungleichheit zwischen West und Ost sowie zwischen Männern und ϯϰ 
Frauen bei Einkommen und Rente, bei privater und gesetzlicher  ϯϱ 

Das Problem: Der 

Wettbewerbsdruck 

steigt, schon in der 

Schule. In Sachsen  

leidet der 

gesellschaftliche 

Zusammenhalt. 

Unsere Vision:  

Die Kluft zwischen 

Arm und Reich wird 

abgeschafft. Die 

Sächsinnen und 

Sachsen arbeiten  

aktiv für eine 

solidarische 

Gesellschaft, mit  

mehr Verständnis, 

Verbundenheit und 

Gemeinsamkeit,  

auch in der Schule. 
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Gesundheitsversorgung, von ländlichen Räumen und Ballungszentren, aber auch die ϯϲ 
Diskriminierung Ostdeutscher beim Zugang zu Führungsebenen staatlicher Institutionen (z.B. ϯϳ 
Justiz) sind eindrückliche Belege dafür. Vier von fünf Befragten gaben an, dass der Abbau der ϯϴ 
Ungleichheit durch die Regierung eher nicht oder gar nicht umgesetzt wird.7 Anderseits ϯϵ 
beobachten wir aber auch, dass eine große Zahl der hier lebenden Menschen anscheinend ein ϰϬ 
Problem mit Vielfalt hat. Jede dritte Person lehnt gleichgeschlechtliche Beziehungen ab und ϰϭ 
eine Mehrheit hat Angst vor Fremden. Die Zahl der fremdenfeindliche Anschläge und ϰϮ 
Übergriffe auf politisch Andersdenkende ist seit langem hoch.  ϰϯ 

Am Bildungsbereich können viele der beschriebenen negativen Entwicklungen beispielhaft ϰϰ 
gezeigt werden. Der Freistaat schafft es nicht, allen Kindern gleiche Möglichkeiten zu bieten, ϰϱ 
also unterschiedliche Elternhäuser und Startbedingungen von Kindern auszugleichen. So ϰϲ 
verfestigt sich der soziale Status sogar durch die Schule – wer aus armen oder Elternhäusern ϰϳ 
mit schwachem Bildungshintergrund kommt, wird sich mit großer Wahrscheinlichkeit später ϰϴ 
selbst am unteren Einkommensrand wiederfinden und eben nicht seine Potenziale entfalten ϰϵ 
können. Inklusion als Idee der Gleichwertigkeit, der Mitmenschlichkeit und Solidarität findet in ϱϬ 
Sachsen kaum statt. Im sächsischen Bildungssystem wird kaum Wissen über Demokratie oder ϱϭ 
Mitbestimmung vermittelt und gelebt. In keinem anderen Bundesland gibt es so wenige ϱϮ 
Unterrichtsstunden im Fach Gemeinschaftskunde oder Ethik/Philosophie. Ganz allgemein ϱϯ 
mangelt es an Begegnungsräumen, in denen (junge) Menschen sich austauschen, politisch ϱϰ 
diskutieren und Konflikte bearbeiten können. Im „Sachsen-Monitor“ gab nur ein Viertel der ϱϱ 
Befragten an, sich schon einmal aktiv politisch (Engagement) eingebracht zu haben. Lokale ϱϲ 
Verbundenheit aufzubauen ist schwierig, wenn alle paar Jahre der Schulort gewechselt werden ϱϳ 
muss und die Kinder immer längere Zeiten in Bussen, Zügen oder Autos verbringen, statt sich ϱϴ 
in Wohnortnähe zu bewegen und einbringen zu können. Auch Orte alternativer Jugendkultur, ϱϵ 
die lokale Anker sein könnten, sind in Sachsen zu oft Mangelware. Aus dem ländlichen Raum ϲϬ 
ziehen vor allem junge, hoch qualifizierte Frauen weg, weil sie für sich keine beruflichen ϲϭ 
Perspektiven und Entfaltungsmöglichkeiten in ihrem Zuhause sehen.8  ϲϮ 

Unsere Vision: Ob arm oder reich spielt in vielen Lebensbereichen keine Rolle mehr, da ϲϯ 
Rahmenbedingungen für alle Menschen gleichermaßen geschaffen wurden. Die Menschen ϲϰ 
können von ihrer Rente, ihren Einkommen leben, es gibt Zugang zur Kita, Bildung, zu Kultur, ϲϱ 
Gesundheit und Mobilität für alle. Die sozialen Sicherungssysteme schützen vor Armut und ϲϲ 
sind sanktionsfrei gestaltet. Die Menschen können sich wieder mehr umeinander kümmern - ϲϳ 
in Familien, Vereinen, der Nachbarschaft oder im Freundeskreis. ϲϴ 

Egal ob Sesshafte, Zurückgekommene, Zugezogene: Die Menschen in Sachsen fühlen sich mit ϲϵ 
ihrer Umgebung verbunden, im ländlichen Raum ebenso wie in den Städten. Die Sesshaften ϳϬ 
und die „Neuen“ leben in gegenseitigem Verständnis, sprachlich und kulturell. Die „Neuen“ ϳϭ 
finden in ihrer Umgebung, den sächsischen Dörfern und Städten, auch ein neues Zuhause. ϳϮ 

In der Zukunft zeigt sich, dass es keine Übergriffe auf Fremde oder Andersdenkende mehr ϳϯ 
gibt. Vielfalt und unterschiedliche Lebensvorstellungen sind völlig akzeptiert. Die Sächsinnen ϳϰ 
und Sachsen tragen ihre Konflikte mit Anstand aus und werden aktiv, wenn Menschen ϳϱ 
diskriminiert werden. Die Politik unterstützt aktiv bei der Lösung gesellschaftlicher Konflikte. ϳϲ 
In den Führungsebenen staatlicher Institutionen arbeiten vornehmlich Menschen, welche die ϳϳ 
Lebenswirklichkeit „hier“ kennen. ϳϴ 

Die Bildung fürs Leben steht an erster Stelle, erst dann kommt die Ausbildung für den ϳϵ 
Arbeitsmarkt.9 Schülerinnen und Schüler lernen bereits ab einem frühen Lebensalter ihre ϴϬ 
Neigungen und Begabungen kennen und können diese in Kita und Schule ausbauen. Sie ϴϭ 
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setzen sich schon sehr früh gezielt mit Politik, Menschenrechten und den Grundregeln des ϴϮ 
Zusammenlebens, wie Hilfsbereitschaft und respektvoller Umgang, auseinander. Die Schule ϴϯ 
ist ein Ort, an dem Lehrkräfte zusammen mit Schülerinnen und Schüler den Unterricht und ϴϰ 
das Schulleben gestalten. Alle Kinder und Jugendlichen lernen gemeinsam bis zur zehnten ϴϱ 
Klasse an einer Schule, die wohnortnah ist. Dabei spielen schulische Leistungen oder gar ϴϲ 
Beeinträchtigungen keine Rolle, sondern werden im Rahmen von inklusiven ϴϳ 
Bildungskonzepten ausgeglichen. Inklusion ist an allen Schulen gut-gelebte Praxis. Wahl- und ϴϴ 
Beteiligungsmöglichkeiten sind außerhalb der Schule reichlich vorhanden, oftmals in ϴϵ 
Kombination mit kulturellen und sportlichen Angeboten für Kinder und Jugendliche. Wahlen ϵϬ 
für politische Vertretungen finden ohne Altersbeschränkungen oder sonstigen ϵϭ 
Ausschlusskriterien statt. Wer hier lebt, soll wählen dürfen! ϵϮ 

Junge, qualifizierte Frauen können sich auch im ländlichen Raum in Sachsen so entfalten und ϵϯ 
verwirklichen, dass sie gern herkommen, wiederkommen oder bleiben. Frauen erhalten für ϵϰ 
gleichwertige Arbeit den gleichen Lohn wie Männer und sind in Führungsgremien gleichrangig ϵϱ 
vertreten. ϵϲ 

Unsere ersten Schritte: Als Instrumente für mehr soziale Gerechtigkeit werden auf ϵϳ 
Bundesebene eine Vermögenssteuer, eine Renten- und Krankenversicherung, in die alle ϵϴ 
einzahlen, eingeführt. Eine solidarische Pflegeversicherung ermöglicht es, uns angemessen ϵϵ 
um die eigenen Angehörigen und Mitmenschen kümmern zu können.  ϭϬϬ 

In Sachsen werden Projekte für ein besseres Miteinander und Toleranz stärker gefördert. ϭϬϭ 
Öffentliche Orte der Begegnung, Bildungsträger und kulturelle Einrichtungen, insbesondere  ϭϬϮ 
Jugendkulturzentren, werden über längere Zeiträume unterstützt als bisher und erhalten ϭϬϯ 
dadurch bessere Planungsperspektiven. Eine mehrstufige Initiative für die Förderung ϭϬϰ 
qualifizierter Frauen im ländlichen Raum wird gestartet, gibt Impulse in die ϭϬϱ 
Personalentwicklung der Wirtschaft und des öffentlichen Dienstes und hilft Netzwerke auf- ϭϬϲ 
oder auszubauen.10 ϭϬϳ 

In der Schule erhalten politische und Demokratiebildung deutlich mehr Gewicht. Das längere  ϭϬϴ 
gemeinsame Lernen mindestens bis zur Klasse 8 wird eingeführt, so wie es breite Teile der ϭϬϵ 
Gesellschaft wollen (siehe folgende Grafik).  ϭϭϬ 

 ϭϭϭ 
Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage der Linksfraktion im Jahr 2017 ϭϭϮ 

 ϭϭϯ 
Die Schulwegzeiten zu und von der Schule werden auf ein verträgliches Maß abgesenkt, die ϭϭϰ 
Schule rückt wieder stärker an den Wohnort.  ϭϭϱ 

 ϭϭϲ 
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ϭ Georgi Dragoloǀ uŶd StephaŶ Vopel, Radar gesellsĐhaftliĐher ZusaŵŵeŶhalt, ŵesseŶ ǁas ǀerďiŶdet ‐ 
gesellsĐhaftliĐher ZusaŵŵeŶhalt iŶ DeutsĐhlaŶd, hg. ǀoŶ BertelsŵaŶŶ StiftuŶg ;Gütersloh, ϮϬϭϰͿ. 
Ϯ Thoŵas Eďert, Soziale GereĐhtigkeit: IdeeŶ, GesĐhiĐhte, KoŶtroǀerseŶ, BPB‐SĐhrifteŶreihe ϭϱϳϭ ;BoŶŶ: 
BuŶdeszeŶtrale für PolitisĐhe BilduŶg, ϮϬϭϱͿ. 
ϯ SǀeŶja Bergt, „ArĐhitekt üďer die Städte der ZukuŶft: ‚Die Leute ǁolleŶ GesellsĐhaft‘“, Die TageszeituŶg: taz, 
ϵ. Mai ϮϬϭϳ, AďsĐhŶ. GesellsĐhaft, http://ǁǁǁ.taz.de/!ϱϰϬϯϴϬϮ/. 
ϰ Christoph Weller, „KoŶflikte iŶ der pluralisierteŶ GesellsĐhaft. Oder: IŶtegratioŶ durĐh KoŶfliktďearďeituŶg“, 
iŶ Was hält GesellsĐhafteŶ zusaŵŵeŶ? Der gefährdete UŵgaŶg ŵit Pluralität, hg. ǀoŶ MiĐhael Reder, HaŶŶa 
Pfeifer, uŶd Mara‐Daria CojoĐaru, Bd. Ϯϯ, Gloďale Solidarität ‐ SĐhritte zu eiŶer ŶeueŶ Weltkultur ;Stuttgart: 
Kohlhaŵŵer Verlag, ϮϬϭϯͿ, ϰϳ–ϱϱ, http://ŶďŶ‐resolǀiŶg.de/urŶ:ŶďŶ:de:ϭϬϭ:ϭ‐ϮϬϭϰϬϴϮϮϭϮϲϮϱ. 
ϱ RiĐhard SeŶŶett, Der flexiďle MeŶsĐh. Die Kultur des ŶeueŶ Kapitalisŵus., ϴ. Aufl. ;BerliŶ: BerliŶ Verlag, ϭϵϵϴͿ, 
S. ϭϭϲ. 
ϲ HeiŶer Keupp, „IŶdiǀidualisieruŶg: ErosioŶ oder Kitt des SozialeŶ?“ ;TaguŶg „RiskaŶte TaďuisieruŶgeŶ“, 
HoĐhsĐhule für Soziale Arďeit Basel, ϮϮ. JaŶuar ϮϬϭϬͿ. 
ϳ ReiŶhard SĐhliŶkert, FloreŶs Mayer, uŶd MiĐhael Mertes, „SaĐhseŶ‐MoŶitor ϮϬϭϳ ‐ ErgeďŶisďeriĐht“ ;BoŶŶ: 
IŶfratest Diŵap, ϭϲ. Oktoďer ϮϬϭϳͿ. 
ϴ StefaŶie Kley, „Die VerďuŶdeŶheit ŵit deŵ WohŶort uŶd WegzugsaďsiĐhteŶ ďei juŶgeŶ  ErǁaĐhseŶeŶ“ 
;MIGREMUS TaguŶg: MigratioŶ uŶd resideŶtielle Moďilität, BreŵeŶ, ϮϬϬϳͿ; Raj KollŵorgeŶ, Julia Gaďler, uŶd 
AŶita Kottǁitz, „Wer koŵŵt? Wer geht? Wer ďleiďt? EiŶe Studie zur VerďesseruŶg der VerďleiďĐhaŶĐeŶ 
Ƌualifizierter FraueŶ iŵ LaŶdkreis Görlitz“ ;Görlitz: TRAWOS‐IŶstitut, HoĐhsĐhule Zittau/Görlitz, Dezeŵďer 
ϮϬϭϲͿ. 
ϵ Jutta AllŵeŶdiŶger, „Mehr BilduŶg, größere GleiĐhheit. BilduŶg ist ŵehr als eiŶe Magd der WirtsĐhaft.“, iŶ 
;UŶ‐ͿGereĐhte ;UŶ‐ͿGleiĐhheiteŶ /, hg. ǀoŶ SteffeŶ Mau uŶd NadiŶe M. SĐhöŶeĐk, Bd. Ϯϲϴϰ, EditioŶ Suhrkaŵp ; 
Ϯϲϴϰ ;BerliŶ: Suhrkaŵp, ϮϬϭϱͿ, ϳϰ–ϴϰ, http://d‐Ŷď.iŶfo/ϭϬϱϭϬϵϳϲϬϲ/Ϭϰ. 
ϭϬ KollŵorgeŶ, Gaďler, uŶd Kottǁitz, „Wer koŵŵt? Wer geht? Wer ďleiďt? EiŶe Studie zur VerďesseruŶg der 
VerďleiďĐhaŶĐeŶ Ƌualifizierter FraueŶ iŵ LaŶdkreis Görlitz“. 
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ϱ 

2. Wie gleichwertig ist unsere Lebensqualität?  ϭϭϳ 
 ϭϭϴ 
Die Situation: Wie sozial eine Gesellschaft ist, zeigt sich daran, ob alle ϭϭϵ 
Menschen am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Dafür müssen ϭϮϬ 
der Staat und die Kommunen in wesentlichen Bereichen eine für alle ϭϮϭ 
gleichermaßen zugängliche einkommens- und wohnortunabhängige ϭϮϮ 
Grundversorgung (Daseinsvorsorge) von wirtschafts-, sozial- und ϭϮϯ 
kulturpolitischen Leistungen garantieren. Diese durch Staat und Kommunen ϭϮϰ 
bereitgestellte Grundversorgung ist notwendig, um alle Bürger*innen eines ϭϮϱ 
Gemeinwesens gleichermaßen teilhaben zulassen unabhängig von ihrer ϭϮϲ 
finanziellen Leistungsfähigkeit. Daseinsvorsorge ist damit ein Grundpfeiler ϭϮϳ 
für das Funktionieren der Gesellschaft:1 ϭϮϴ 

Technische Vorsorge: Verkehrsinfrastruktur, Verkehrsdienste ϭϮϵ 
(Schultransport, ÖPNV), Kommunikation (Telefon, Internet), ϭϯϬ 
Energieversorgung (Wärme, Strom), Wasser (Trink-/Abwasser), ϭϯϭ 
Abfallentsorgung, Hochwasserschutz, Wohnungswirtschaft (sozialer ϭϯϮ 
Wohnungsbau), Anlaufstellen der Kommune, des Landkreises in ϭϯϯ 
Wohnortnähe (z.B. Bürger*innenbüros) ϭϯϰ 

Soziale Vorsorge: Kultur (Theater, Museen), Bildungswesen ϭϯϱ 
(Kinderbetreuung, Schule), Gesundheitswesen und Altenpflege, Finanz- und ϭϯϲ 
Versicherungsdienstleistungen (Bankkonto, Rente), Rettungswesen (mit ϭϯϳ 
Katastrophenschutz und Feuerwehr), öffentliche Sicherheit (Polizei), ϭϯϴ 
Sportstätten, Friedhöfe, Einkaufsmöglichkeiten des täglichen Bedarfs, ϭϯϵ 
Beratungseinrichtungen für schwierige Lebenssituationen, Netz der ϭϰϬ 
Jugendhilfe ϭϰϭ 

Die sozialen Verwerfungen sind in unserer Gesellschaft stark ausgeprägt. ϭϰϮ 
Menschen mit geringen Einkommen können kaum mehr oder nur sehr ϭϰϯ 
eingeschränkt am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben. ϭϰϰ 
Zuallererst sind die sozialen Bedürfnisse sicherzustellen.  ϭϰϱ 

Was gleichwertige Lebensbedingungen zwischen unterschiedlich ϭϰϲ 
strukturierten Regionen konkret ausmachen, ist oft unklar. Allerdings gilt es ϭϰϳ 
neben regionalen Anpassungen auch Ungleichbehandlungen z. B. von Frau ϭϰϴ 
und Mann sowie die Startbedingungen von Kindern und Jugendlichen mehr ϭϰϵ 
als bisher in den Fokus zu rücken.  ϭϱϬ 

Sowohl die Forderungen nach Minimalversorgung als auch der Ruf nach ϭϱϭ 
Maximalversorgung mit flächendeckend einheitlichen Angeboten sind sehr ϭϱϮ 
technokratisch und abrechenbar angelegt und gehen am eigentlichen Ziel ϭϱϯ 
der gleichberechtigten „Teilhabe am öffentlichen Leben“ vorbei. Denn: Auch ϭϱϰ 
eine gleiche Ausstattung (z. B. barrierefreie Sozialwohnungen) oder gleiche ϭϱϱ 
Geldzuweisungen (z. B. für Kinder- und Jugendhilfe) sagen nur bedingt etwas ϭϱϲ 
darüber aus, ob Menschen in der Realität ihre tatsächlichen (sozialen) ϭϱϳ 
Lebensbedürfnisse befriedigen und uneingeschränkt am öffentlichen Leben ϭϱϴ 
teilhaben können.  ϭϱϵ 

Folgende Probleme sehen wir aktuell, auch in Sachsen bei der Entwicklung ϭϲϬ 
und Planung der öffentlichen Daseinsvorsorge: ϭϲϭ 

Das Problem:  

Die Lebensqualität 

auf dem Land und  

in der Stadt geht 

weiter auseinander, 

vor allem bei der 

sozialen Vorsorge. 

Ursachen sind auch 

die weiten Wege  

und die schlechte 

Erreichbarkeit mit 

Bus und Bahn. Bei 

der Infrastruktur 

machen fehlende 

Möglichkeiten zur 

Mitgestaltung das 

Landleben 

zunehmend 

unattraktiv. 

Unsere Vision: 

Gleichwertige 

Lebensqualität 

überall in Sachsen, 

mit guten sozialen 

Standards, die 

konkret formuliert 

sind (Personal-

schlüssel, Anzahl 

Beratungsstellen, 

Erreichbarkeit  

bzw. Entfernung 

usw.). Bei der 

technischen 

Vorsorge gibt es 

vielfältige und 

unterschiedliche 

Angebote und 

Lösungen. 
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▪ In sozialen, soziokulturellen und medizinischen Bereichen deutliche Unterversorgung: ϭϲϮ 
Haus- und Fachärzte, Psychotherapieplätze, Vorsorgeangebote, Beratung, ϭϲϯ 
Sozialpädagogische- und Jugendfreizeitangebote usw. fehlen, insbesondere im ländlichen ϭϲϰ 
Raum. Die Bedarfsermittlung ist qualitativ unausgewogen, aufgestellte Bedarfspläne ϭϲϱ 
werden nicht erfüllt oder an kommunale Haushaltslagen angepasst, Praxen und ϭϲϲ 
Personalstellen bleiben unbesetzt. Pro-Kopf-Zuweisungen benachteiligen grundsätzlich ϭϲϳ 
den ländlichen Raum..  ϭϲϴ 

▪ In einigen technischen Bereichen Überdimensionierung: Im Gegensatz zur sozialen ϭϲϵ 
Daseinsvorsorge werden bei der technischen Vorsorge zum Teil zu üppige Planungen und ϭϳϬ 
Vorgaben gemacht. In der Folge wird die Infrastruktur nicht wirtschaftlich ausgelastet ϭϳϭ 
(Kläranlagen) oder die Erhaltungskosten sind zu hoch (Straßen).  ϭϳϮ 

▪ Der persönliche Aufwand von Menschen wird bei der Planung von Versorgung oft nicht ϭϳϯ 
berücksichtigt: Die Versorgungseinrichtungen sind in Plänen oft „theoretisch“ gut verteilt, ϭϳϰ 
aber der Aufwand diese zu erreichen oder zu nutzen wird nicht eingerechnet. Und was ϭϳϱ 
zumutbar genau heißt, darüber gibt es ganz unterschiedliche Vorstellungen. Für die ϭϳϲ 
Sächsische Staatsregierung ist es beispielsweise zumutbar, wenn Grundschulkinder für ϭϳϳ 
den Weg zur Schule deutlich mehr als eine Stunde täglich unterwegs sind, wenig Zeit für ϭϳϴ 
Hobbys und teilweise längere „Arbeitstage“ als ihre Eltern haben. Letztlich fehlt die ϭϳϵ 
gesellschaftliche Diskussion über die (z.B. gesundheitlichen oder sozialen) Folgen des ϭϴϬ 
immer weiter „Wegrückens“ der Angebote (Zentralisierung).2 ϭϴϭ 

▪ Die Gesamtwirkung von technischen Ausstattungsstandards wird ignoriert: Mögliche ϭϴϮ 
negative Auswirkungen werden nicht mit einberechnet. Zum Beispiel ermöglicht die ϭϴϯ 
Anbindung ländlicher Gegenden mit Schnellstraßen („Fahrtzeit zum nächsten ϭϴϰ 
Oberzentrum“) tlw. zwar Gewerbeansiedlungen oder kürzere Pkw-Pendlerzeiten, führt in ϭϴϱ 
der Regel aber dazu, dass im Laufe der Zeit die Geschäfte vor Ort aufgeben müssen, ϭϴϲ 
Angebote zentralisiert werden (u.a. Verwaltungs- oder Krankenhausstandorte) und ϭϴϳ 
Menschen ohne Autoverfügbarkeit dann wiederum einen klaren Nachteil und sehr hohen ϭϴϴ 
Aufwand haben, um sich zu versorgen (Einkauf, Arzt etc.). ϭϴϵ 

▪ Öffentliche Versorgung wird privatisiert: In einigen Bereichen der öffentlichen ϭϵϬ 
Grundversorgung picken sich Privatunternehmen die Rosinen heraus oder unterlaufen ϭϵϭ 
Mindestanforderungen, um Gewinne zu machen, und überlassen die Defizite dem Staat, ϭϵϮ 
zum Beispiel in der Wohnungswirtschaft, der Energieversorgung, dem Breitbandausbau ϭϵϯ 
und der Altenpflege.  ϭϵϰ 

▪ Verschiedene Zuständige, aber keine Koordination: Es gibt zwar unzählige Versuche ϭϵϱ 
im Freistaat, beim Bund und bei der EU über Aktionsräume, Modellregionen, ϭϵϲ 
Förderprogramme, Wettbewerbe, Pilotvorhaben, innovative Projekte und ϭϵϳ 
wissenschaftliche Untersuchungen neue Lösungen zu finden. Aber es fehlt an der ϭϵϴ 
Verstetigung, insbesondere an fester Grundfinanzierung. Außerdem gibt es oft ϭϵϵ 
verschiedene Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Eine enge und zielgerichtete ϮϬϬ 
Koordination durch den Freistaat Sachsen fehlt hier. ϮϬϭ 
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 ϮϬϮ 
Fazit: Letztlich nutzt die Politik ihre Möglichkeiten bei weitem nicht aus, um die anstehenden ϮϬϯ 
Probleme zu lösen. Weder bei den kleinen konkreten Vorhaben (z.B. Dorfläden vs. ϮϬϰ 
Einkaufszentren auf der grünen Wiese) noch bei den großen Vorhaben, wie Pflege- und ϮϬϱ 
Gesundheitsreform. Und erst recht nicht bei der Gestaltung von sozialen ϮϬϲ 
Versorgungsstandards, welche in der Realität auch wirkliche Grundbedürfnisse absichern ϮϬϳ 
und Spielraum für die Anpassung durch die Betroffenen vor Ort geben, insbesondere bei der ϮϬϴ 
Ausgestaltung der technischen Versorgung. ϮϬϵ 

Unsere Vision: Alle Menschen in Sachsen können am gesellschaftlichen Leben teilnehmen ϮϭϬ 
unabhängig vom Wohnort, Geldbeutel oder einer Fahrerlaubnis. Niemand wird erwarten, Ϯϭϭ 
dass in Stadt und Land die gleiche Infrastruktur gegeben ist, aber die Unterschiede sind ϮϭϮ 
denkbar klein, wenn es nach uns geht. Für die einzelnen Regionen wurden passgenaue Ϯϭϯ 
Lösungen für Probleme entwickelt, zum Beispiel bei der Breitbandversorgung, beim Erhalt Ϯϭϰ 
von Schulstandorten, bei der medizinischen Versorgung usw. Dafür wurde insbesondere die Ϯϭϱ 
kommunale Zusammenarbeit gestärkt und deutlich ausgebaut. Individuelle Lösungen zur Ϯϭϲ 
Schaffung von Orten des Treffens, des gemeinschaftlichen Lebens wurden gestärkt, z.B. Ϯϭϳ 
Dorfläden dort geschaffen, wo es keine Einkaufsmöglichkeiten oder Treffpunkte mehr gab.   Ϯϭϴ 

Der Besuch von Theater, Kino und die Teilnahme an sportlichen Aktivitäten ist nicht mehr Ϯϭϵ 
wohnort- und einkommensabhängig, sondern sowohl der Zugang als auch die Erreichbarkeit ϮϮϬ 
ist für alle Menschen, die gern teilhaben wollen, abgesichert - egal ob jung oder alt, arm oder ϮϮϭ 
reich.  ϮϮϮ 

Der Freistaat und der Bund wachen über die Erreichung der Zielvorgaben (sauberes ϮϮϯ 
Trinkwasser, maximal 20 Minuten Schulweg pro Strecke, Betreuungsschlüssel von 1:4 in ϮϮϰ 
der Krippe, 1:10 im Kindergarten und 1:17 im Hort, ….) koordinieren, ermöglichen und ϮϮϱ 
finanzieren. Die konkrete Gestaltung läuft vor Ort ab. Dazu gehört auch die Frage wie eine ϮϮϲ 
Schule innerhalb von Lehrplänen organisiert wird und wie eine Ortschaft ausgestattet wird. ϮϮϳ 
Verantwortungsgemeinschaften mit eigenen lokalen Finanztöpfen sind entstanden, welche ϮϮϴ 
die öffentliche Grundversorgung organisieren.  ϮϮϵ 

Regional und kommunal sollen privatisierte öffentlichen Einrichtungen und Infrastruktur ϮϯϬ 
wieder in genossenschaftliches bzw. gemeinschaftliches Eigentum überführt werden.  Ϯϯϭ 

Öffentliche Angebote werden hauptsächlich solidarisch finanziert, das heißt alle ϮϯϮ 
Bevölkerungsgruppen zahlen ein (z.B. bei Krankenkasse oder Rentensystem, aber auch beim Ϯϯϯ 
ÖPNV). Unterschiedliche Regionen werden nicht pauschal in einen Topf geworfen, sondern Ϯϯϰ 
erhalten „zugeschnittene“ Zuweisungen. Die Daseinsvorsorge ist wieder stärker auf die Ϯϯϱ 
öffentliche Hand übertragen worden, zum Beispiel bei der Breitband-Infrastruktur. Ehrenamt Ϯϯϲ 
wird generell entschädigt, dauerhaft begleitet und unterstützt, ersetzt aber weder öffentliche Ϯϯϳ 
Aufgaben noch Infrastruktur, da diese staatlicherseits sichergestellt ist.  Ϯϯϴ 
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Das öffentliche Verkehrswesen ist mit einem breiten gesellschaftlichen Konsens Ϯϯϵ 
grundlegend neu organisiert und auskömmlich finanziert. Die Prioritätensetzung bei der ϮϰϬ 
Finanzierung wurde dahingehend umgekehrt, dass öffentlicher, gemeinschaftlicher Verkehr Ϯϰϭ 
vor Förderung von individualisiertem Verkehr Praxis ist. Alle öffentlichen Angebote sind ϮϰϮ 
barrierefrei und kostengünstig mit dem ÖPNV zu erreichen, z.B. im ländlichen Raum in Ϯϰϯ 
maximal einer halben Stunde Fahrtzeit (Tür-zu-Tür, eine Richtung).  Ein guter ÖPNV soll dazu Ϯϰϰ 
beitragen, räumliche Trennung von Familien und Freundeskreisen ein wenig aufzufangen Ϯϰϱ 
und ein selbstbestimmtes Leben aller zu ermöglichen. Die Versorgungseinrichtungen und -Ϯϰϲ 
angebote sind ohne fremde Hilfe auffindbar, erreichbar, zugänglich und nutzbar Ϯϰϳ 
(barrierefrei).  Ϯϰϴ 

Im ländlichen Raum wird einerseits das „Abwandern“ gesellschaftlich akzeptiert, anderseits Ϯϰϵ 
das Bleiben, Zuwandern und Wiederkehren ausdrücklich begrüßt und gefördert. Regelungen ϮϱϬ 
und gesetzliche Vorgaben werden (unter Wahrung der definierten Mindeststandards und des Ϯϱϭ 
Grundgesetzes) mit Experimentier- und Öffnungsklauseln für neue Ideen und alternative ϮϱϮ 
Lebensentwürfe geöffnet, damit Initiativen auf lokaler Ebene oder in kommunalen Ϯϱϯ 
Kooperationsräumen neue Lösungen erproben und dauerhaft umsetzen können.  Ϯϱϰ 

 Ϯϱϱ 

Unsere ersten Schritte: Um die derzeitigen Probleme im Bereich der medizinischen, Ϯϱϲ 
ärztlichen und gesundheitlichen Versorgung nachhaltig zu lösen, müssen alle Ϯϱϳ 
Verantwortungsträger an einen Tisch. Solche Kooperationsstrukturen müssen verbindlich Ϯϱϴ 
sein und institutionalisiert werden. Dabei muss sektorenübergreifend und überregional Ϯϱϵ 
gedacht werden, so dass eine Rahmenbedarfsplanung entsteht, die als Ziel die ϮϲϬ 
Sicherstellung einer funktionsfähigen, wohnortnahen Versorgungsstruktur zum Ziel hat. Ϯϲϭ 

In vielen Bereichen der Daseinsvorsoge wollen wir einen sog. finanzpolitischen ϮϲϮ 
Demografiefaktor einführen, um die öffentlichen Angebote insbesondere im ländlichen Ϯϲϯ 
Raum zu verbessern bzw. auf die lokale Situation auszurichten. Das bedeutet, dass nicht Ϯϲϰ 
allein die Einwohner*innenzahl ausschlaggebend ist, sondern auch weitere Faktoren, wie zu Ϯϲϱ 
bedienende Fläche, derzeitiger Stand oder aber auch Alter der Bevölkerung eine Rolle Ϯϲϲ 
spielen müssen bei der Zuweisung von Mitteln.  Ϯϲϳ 

Die Vorgaben für die Erreichbarkeit von öffentlichen Angeboten und Einrichtungen sind auf Ϯϲϴ 
den ÖPNV ausgerichtet und auf maximal eine halbe Stunde von Tür-zu-Tür-Fahrtzeit Ϯϲϵ 
beschränkt (Vorbild Schweiz). Mindestbedienstandards für alle Gemeinden in Sachsen sind ϮϳϬ 
eingeführt, z.B. zwischen 6 und 22 Uhr mindestens Stundentakt (Bus, Bahn) für Gemeinden Ϯϳϭ 
ab 500 Einwohner*innen. Die Beteiligung und die Fahrgastrechte im öffentlichen ϮϳϮ 
Nahverkehr werden wir ausbauen, unter anderem mit Anschluss-Garantie, Fahrpreis-Ϯϳϯ 
Rückerstattung, Fahrgastbeiräten vor Ort. Um die Situation auf Sachsens Straßen zu Ϯϳϰ 
entspannen und das Verkehrsaufkommen zu mindern, halten wir daran fest, dass Ϯϳϱ 
Güterverkehr (insbesondere Schwerverkehr) auf die Schiene verlagert wird.  Ϯϳϲ 

Als Grundlage für die Definition der Mindeststandards für die Taktung des Personenverkehrs Ϯϳϳ 
wird eine Untersuchung gesundheitlicher, ökologischer und sozialer Folgen mangelnder Ϯϳϴ 
Erreichbarkeit von Angeboten der öffentlichen Daseinsvorsorge einschließlich von Ϯϳϵ 
Wegezeiten und -kosten durchgeführt, die sich zunächst auf die Erreichbarkeit von ϮϴϬ 
Bildungseinrichtungen, Einrichtungen der medizinischen Versorgung und sozialer Dienste Ϯϴϭ 
sowie Nahversorgungseinrichtungen konzentriert. ϮϴϮ 
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Diese Untersuchung wird schrittweise dahingehend ausgebaut, dass alle Maßnahmen und Ϯϴϯ 
Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge auf ihre Gesamtwirkungen für Kommune, Ϯϴϰ 
Freistaat, aber auch die Menschen abgeschätzt werden können.  Ϯϴϱ 

Vormalig privatisierte Einrichtungen und Angebote werden verstärkt zur öffentlichen Hand Ϯϴϲ 
zurückgeholt (rekommunalisiert), unter anderem bei Breitband, Gesundheit, Pflege und Ϯϴϳ 
Wohnungswirtschaft. Parallel werden öffentliche Angebote ausgebaut, wie der öffentliche Ϯϴϴ 
Gesundheitsdienst (Bevölkerungsschutz, Gesundheitsförderung, Prävention). Neben der Ϯϴϵ 
Rekommunalisierung sollten auch Projekte begleitet und unterstützt werden, welche ϮϵϬ 
öffentliche Infrastruktur in gemeinschaftliches, genossenschaftliches oder gemeinnütziges Ϯϵϭ 
Eigentum zurückführen.  ϮϵϮ 

Auf Bundesebene bedarf es im Bereich der medizinischen Versorgung großer Schritte. So Ϯϵϯ 
müssen Kranken- und Pflegeversicherung durch eine neue solidarische Finanzierung (alle Ϯϵϰ 
zahlen ohne Bemessungsgrenze ein) besser ausgestattet werden. Durch eine tarifvertraglich Ϯϵϱ 
vereinbarte deutlich bessere Bezahlung für Pflegekräfte und durch verbesserte Ϯϵϲ 
Betreuungsschlüssel erreichte höhere Attraktivität wird der Fachkräftemangel in der Pflege Ϯϵϳ 
gedämpft. Ϯϵϴ 

ϭ1 MaŶfred Miosga, GleiĐhǁertige LeďeŶsǀerhältŶisse iŶ BayerŶ ‐ ŶiĐht Ŷur Aufgaďe der KoŵŵuŶeŶ! 
;MüŶĐheŶ: BayerŶForuŵ der FriedriĐh‐Eďert‐StiftuŶg, ϮϬϭϱͿ. 
2 AleǆaŶdra Rüger u. a., „RegioŶale UŶtersĐhiede iŶ der ÄrztediĐhte ;iŶ BayerŶͿ“, GGW, WisseŶsĐhaft, ϭϰ, 
Nr. Ϯ ;April ϮϬϭϰͿ: ϳ–ϭϳ. 

                                                            



Anlage 1 zu A.1. Leitantrag an die 3. Tagung des 14. Landesparteitages 

Fortsetzung der Arbeit und Diskussion um ein Alternatives 

Landesentwicklungskonzept Sachsen aus Linker Sicht (Arbeitstitel 

ALEKSA) 

 

ϭϬ 

3. Demokratisierung der Demokratie 
 Ϯϵϵ 

Die Situation: Ein Land, in dem Demokratie und demokratische Kultur einen ϯϬϬ 
hohen Stellenwert genießen, muss gewährleisten, dass sich möglichst viele ϯϬϭ 
Menschen auf allen Ebenen für ihre Interessen und Belange einsetzen ϯϬϮ 
können. Dabei dürfen sich Partizipation und politische Willensbildung nicht in ϯϬϯ 
der Teilnahme an den jeweiligen öffentlichen Wahlen erschöpfen.  ϯϬϰ 

In den letzten drei Jahrzehnten hat man in Sachsen den Menschen wenig ϯϬϱ 
zugetraut, ihnen in manchen Angelegenheiten sogar misstraut. Seitens der ϯϬϲ 
Landesregierung, aber auch vieler kommunaler Verwaltungen gibt es die ϯϬϳ 
Haltung, dass die meisten Entscheidungen am besten ohne einen Dialog mit ϯϬϴ 
der Einwohnerschaft und der Gesellschaft getroffen werden sollten. Daraus ϯϬϵ 
hat sich mancherorts und auch auf Landesebene ein ϯϭϬ 
Alleinvertretungsanspruch der CDU herausgebildet, der zum Teil ϯϭϭ 
monarchische Züge angenommen hat. Der erste sächsische ϯϭϮ 
Ministerpräsident nach 1990 war gar unter dem Namen König Kurt im ϯϭϯ 
Freistaat bekannt. Ein Selbstbild, dem viele Menschen hierzulande lange ϯϭϰ 
vertraut haben.  ϯϭϱ 

Keine Beteiligungskultur: Schon jetzt gibt es in Sachsen formal verschiedene ϯϭϲ 
Beteiligungsinstrumente. Sie sind allerdings meist so angelegt, dass sie in der ϯϭϳ 
Praxis ihre Wirkung nur schwer entfalten können. So hat der erste Sächsische ϯϭϴ 
Landtag nach der Wiedervereinigung bei der Erstellung seiner Verfassung ϯϭϵ 
direkte Demokratie, also die Möglichkeit von Volksentscheiden, explizit ϯϮϬ 
festgeschrieben. Demnach sind Landtag und „Staatsvolk“ gleichberechtigte ϯϮϭ 
Gesetzgeber. Aufgrund der sehr hohen Hürden hat in Sachsen in 28 Jahren ϯϮϮ 
allerdings erst ein erfolgreicher Volksentscheid stattgefunden. Die ϯϮϯ 
Behandlung von Fragen einfacher Willensbildung mittels normaler Anträge ϯϮϰ 
statt juristisch einwandfreier Gesetzentwürfe ist in Sachsen gar nicht ϯϮϱ 
möglich. Ähnlich verhält es sich auch auf kommunaler Ebene, wo mit einem ϯϮϲ 
10-Prozent-Quorum eine lebendige Beteiligungskultur kaum möglich ist. Für ϯϮϳ 
den Verein Mehr Demokratie e.V., der in einem Länderranking die ϯϮϴ 
Bürgerfreundlichkeit der direkten Demokratie in Deutschland bewertet, ϯϮϵ 
belegte Sachsen im Jahr 2016 nur den Platz 9 (2003: Platz 3), kam auf ϯϯϬ 
Landesebene auf eine Schulnote 4 und auf Kommunalebene auf eine ϯϯϭ 
Schulnote 3.  ϯϯϮ 

Auch das Instrument der Petitionen ist in Sachsen schwach ausgebildet. So ϯϯϯ 
ist die Bewertung von eingehenden Petitionen im Grunde von politischen ϯϯϰ 
Mehrheiten im Parlament oder in der Kommunalvertretung abhängig. ϯϯϱ 
Weitreichende Erfolge können daher mit dieser Beteiligungsmöglichkeit nur in ϯϯϲ 
sehr seltenen Fällen erreicht werden. Durchgriffsmöglichkeiten des ϯϯϳ 
Parlamentes oder der Kommunalvertretung gegenüber der Regierung oder ϯϯϴ 
den Kommunalverwaltungen sind somit fast nicht vorhanden.  ϯϯϵ 

Das Problem 

Mitgestaltung ist  

für die Bürgerinnen  

und Bürger kaum 

möglich. 

Unsere Vision:  

Die Dörfer und  

Städte haben 

Gestaltungsfreiheit – 

und Beteiligungs- 

kultur. 
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Ebenso wenig entwickelt ist auch das Beteiligungssystem von Beiräten, Arbeitsgruppen oder ϯϰϬ 
diversen Vertretungen (z.B. Schülerparlamenten). Viele Menschen bringen sich ehrenamtlich ϯϰϭ 
mit ihren Ideen und Visionen in die Entwicklung der Kommunen oder des Landes ein und ϯϰϮ 
engagieren sich viele hundert Stunden, um diese Gesellschaft lebens- und liebenswerter zu ϯϰϯ 
gestalten und treffen doch immer wieder auf Schranken und Barrieren.  ϯϰϰ 

Bürgerdialoge, Einwohnerversammlungen und Diskussionsforen, um über die zukünftige ϯϰϱ 
Gestaltung des Zusammenlebens zu debattieren, finden auf den verschiedenen Ebenen nicht ϯϰϲ 
statt. Vielmehr haben sie den Charakter von Verkündungsveranstaltungen, die nur dazu da ϯϰϳ 
sind, die Verwaltungs- oder Regierungsmeinung mitzuteilen und bestenfalls noch einmal zu ϯϰϴ 
erklären. Offene Prozesse von Willensbildung und Raum für Kreativität und Meinungsstreit ϯϰϵ 
sind damit von vorn herein ausgeschlossen.  ϯϱϬ 

All dies hat unter dem Strich der Demokratie in Sachsen einen riesigen Schaden zugefügt. ϯϱϭ 
Viele Menschen glauben nicht mehr daran, dass ihre Meinung gefragt ist. Sie fühlen sich ϯϱϮ 
degradiert zu bloßem „Stimmvieh“ für Wahlen. Das führt vielfach zu Frustration und zu ϯϱϯ 
Zweifeln am Funktionieren der Demokratie.  ϯϱϰ 

Unsere Vision: Wir leben in einem weltoffenen, neugierigen, kreativen Freistaat, in dem sich ϯϱϱ 
Menschen auf den verschiedenen Ebenen einbringen und ihre Ideen und Vorstellungen einer ϯϱϲ 
modernen und vielfältigen Gesellschaft umsetzen können. Geeignete Veranstaltungen und ϯϱϳ 
Beteiligungskonzepte bilden die Grundlage, einen Ausgleich zwischen den Interessen der ϯϱϴ 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu ermöglichen. In den Städten und Gemeinden ϯϱϵ 
finden Diskussionsforen zu Gemeinde-, Kreis- und Landespolitik statt, auf denen die ϯϲϬ 
politischen Akteur*innen sich mit ihren Vorstellungen einem streitbaren Publikum stellen. ϯϲϭ 
Auch die Menschen selbst haben Lust, wieder inhaltlich zu diskutieren, weil sie mit ihren ϯϲϮ 
Positionen und Vorstellungen gehört und ernst genommen werden.  ϯϲϯ 

Politische Kultur heißt, dass in der öffentlichen Diskussion, aber auch im Parlament offen und ϯϲϰ 
frühzeitig in Entscheidungsprozesse mit der ernsthaften Bereitschaft hineingegangen wird, ϯϲϱ 
eigene Positionen selbstkritisch zu hinterfragen und ggf. zu verändern.     ϯϲϲ 

Die Zeit des Durchregierens ist vorbei. Die Möglichkeit, sich breit und wirkungsvoll ϯϲϳ 
einzubringen, hat auch zur Folge, dass Diskussionen und Debatten kulturvoller und ϯϲϴ 
respektvoller stattfinden. Die Menschen haben Demokratie als gute Möglichkeit ϯϲϵ 
kennengelernt, sich mit ihren Argumenten Gehör zu verschaffen, aber gleichzeitig auch ϯϳϬ 
andere Mehrheiten am Ende eines Willensbildungsprozesses zu akzeptieren.  ϯϳϭ 

Volksentscheide werden in Sachsen vielfach angewandt, nicht nur für Gesetzesvorhaben, ϯϳϮ 
sondern auch für einfache Anträge und sogar, um Gesetze des Landtages aufzuheben. Dafür ϯϳϯ 
wurden die Quoren massiv gesenkt und Verfahren vereinfacht. Auch auf kommunaler Ebene ϯϳϰ 
wird direkte Demokratie viel häufiger genutzt, weil die Quoren weiter gesunken sind und in ϯϳϱ 
den Städten, Gemeinden und Landkreisen wieder mehr zu entscheiden und mehr zu ϯϳϲ 
verwirklichen ist. Über wichtige kommunale Entscheidungen sind Bürgerentscheide sogar ϯϳϳ 
verpflichtend. ϯϳϴ 

Bürger*inneninitiativen als zeitlich begrenzte parteiunabhängige Zusammenschlüsse von ϯϳϵ 
Akteur*innen werden als direktdemokratische Beteiligungsform einer engagierten ϯϴϬ 
Bürgerschaft anerkannt, ihr Verhinderer-Image ist durch einen produktiven Umgang von Staat ϯϴϭ 
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und Politik aufgelöst, die deren Äußerungen von Partikularinteressen aufnehmen und ϯϴϮ 
diskutieren.  ϯϴϯ 

Versammlungen und Demonstrationen sind Ausdruck einer ursprünglich-lebendigen ϯϴϰ 
unmittelbaren Demokratie und häufig wichtiges Minderheitenrecht, die Kritik an staatlichem ϯϴϱ 
Handeln, an Regierungspolitik oder gesellschaftlichen Zu- oder Missständen aufzeigen und so ϯϴϲ 
die notwendige kritische Unruhe für gesellschaftliche Weiterentwicklung, gegen ϯϴϳ 
selbstüberschätzende Routine und Fehlwahrnahmen des politischen Betriebs erzeugen. Der ϯϴϴ 
Ausübung solcher demokratischer Rechte, wie dem Wahlrecht, dem Versammlungsrecht oder ϯϴϵ 
dem Vereinigungsrecht werden keine Hürden in den Weg gelegt, sie sind von allen hier ϯϵϬ 
lebenden Menschen anwendbar. Gesellschaftlich getragener, demokratischer Protest wird ϯϵϭ 
von der Politik als Bereicherung der demokratischen Praxis wahrgenommen und dessen ϯϵϮ 
Anliegen in politische Entscheidungsprozesse einbezogen. ϯϵϯ 

Aber: Direktdemokratische Beteiligungsformen – anders als z.B. repräsentative Wahlen –  ϯϵϰ 
brauchen eine besonders aufgeklärte Bürgerschaft, die um ihre Rechte weiß, ihre Ziele klar ϯϵϱ 
formulieren kann und durchzusetzen in der Lage ist. Direktdemokratische Beteiligungsformen ϯϵϲ 
brauchen deshalb gute Bildung, damit sie von allen sozialen Gruppen und Schichten ϯϵϳ 
unabhängig von Bildungsstand und Einkommen gleichermaßen angewendet werden können.  ϯϵϴ 

Auch das Petitionswesen ist reformiert, transparenter und mittels erweiterter und ϯϵϵ 
erleichterter (auch elektronischer) Zugänge organisiert, und die Menschen haben eine viel ϰϬϬ 
größere Aussicht darauf, mit ihren Anliegen erfolgreich zu sein. Petitionen helfen, ϰϬϭ 
Entscheidungen von Politik und Staat auf ihre praktische Wirkung hin zu überprüfen und neue ϰϬϮ 
politische und staatliche Initiativen auszulösen. Sie sind damit geeignet, die Akzeptanz und ϰϬϯ 
Qualität von politischem und staatlichem Handeln zu erhöhen und gerichtliche ϰϬϰ 
Auseinandersetzungen zu vermeiden.  ϰϬϱ 

Im Verwaltungsalltag ist die Erkenntnis gereift, dass Professionalität und Routine nicht immer ϰϬϲ 
vor Fehlern schützen kann. Die neue Fehlerkultur beinhaltet, dass auch öffentliche ϰϬϳ 
Verantwortungsübernahme von Entscheidungsträgern bzw. Entschuldigungen und ggf. ϰϬϴ 
Entschädigungen gegenüber den Einreichenden von Petitionen bzw. von Betroffenen zur ϰϬϵ 
Normalität geworden sind.  ϰϭϬ 

Beiräte und dauerhaft wirkende Interessenvertretungen von gesellschaftlichen Gruppen wie ϰϭϭ 
Schüler*innen, Senior*innen, Behinderten oder Migrant*innen arbeiten intensiv an neuen ϰϭϮ 
Ideen und entwickeln Konzepte für ihre Belange. Mit diesen Konzepten treffen sie auf offene ϰϭϯ 
Kommunalvertretungen und Parlamente, die daraus nach einem partnerschaftlichen ϰϭϰ 
Abwägungsprozess konkrete Handlungen ableiten. Politische oder staatliche Entscheidungen, ϰϭϱ 
die direkt die Interessen von gesellschaftlichen Gruppen berühren, werden zwingend mit ϰϭϲ 
diesen vorberaten und kommen gegen deren Veto nicht zustande. ϰϭϳ 

 ϰϭϴ 

Unsere ersten Schritte: Verpflichtende Bürgerentscheide auf kommunaler Ebene bei allen ϰϭϵ 
Fragen von Gemeindefusionen oder Gemeindeanschlüssen (adäquat dazu Landkreis) und im ϰϮϬ 
Fall der Überführung von öffentlichem Eigentum in eine andere Eigentumsform werden ϰϮϭ 
eingeführt. In den Amtsblättern sind den konträren Positionen gleiche Möglichkeiten der ϰϮϮ 
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Verbreitung ihrer Argumente einzuräumen. Das Quorum auf Kreisebene ist auf 5 Prozent zu ϰϮϯ 
senken (jetzt 10 Prozent). ϰϮϰ 

Auf Landesebene wird das Quorum für einen Volksentscheid von 450.000 Unterschriften ϰϮϱ 
(etwa 13 Prozent), auf 5 Prozent der Wahlbeteiligung zur letzten Landtagswahl gesenkt. Da ϰϮϲ 
die Möglichkeit besteht, mit 5 Prozent in Fraktionsstärke in den Landtag einzuziehen ϰϮϳ 
unabhängig von der Höhe der Wahlbeteiligung, wird dies auch künftig für die Ermittlung der ϰϮϴ 
Quoren für Volksentscheide angewandt. ϰϮϵ 

Petitionsausschüsse und dort entsprechend die Fraktionen sollen erweiterte Durchgriffs- und ϰϯϬ 
Anhörungsrechte gegenüber allen Sächsischen Behörden, Institutionen und öffentlichen ϰϯϭ 
Einrichtungen erhalten. Dies macht es möglich, sich alle zum Sachverhalt der Petition ϰϯϮ 
zugehörigen Akten vorlegen zu lassen und von diesen Kopien anzulegen. ϰϯϯ 
Sachverhaltsklärungen können nicht mehr nur über die Regierung und die Verwaltungen ϰϯϰ 
erfolgen, sondern bei Bedarf direkt.  ϰϯϱ 

Anhörungen zu Petitionen erfolgen öffentlich. Neben Vertretern von beteiligten Behörden, ϰϯϲ 
staatlichen Einrichtungen und Petenten sind auf Verlangen der/des berichterstattenden ϰϯϳ 
Abgeordneten/kommunalen Rates/in zusätzlich auch unabhängige sachverständige Dritte ϰϯϴ 
anzuhören. ϰϯϵ 

Petitionsausschüsse kontrollieren die Umsetzung von Beschlussempfehlungen auf ihrer ϰϰϬ 
Ebene. Sie können dazu zusätzliche mündliche oder schriftliche Stellungnahmen abfordern. ϰϰϭ 
Eine Petition gilt erst dann als abgeschlossen, wenn der letzte Bericht der exekutiven Ebene ϰϰϮ 
zur Umsetzung der Beschlussempfehlung durch den Ausschuss beschlossen wurde. ϰϰϯ 

Bürgerhaushalte als Element lokaler Beteiligungskultur werden allgemeine kommunale Praxis ϰϰϰ 
von Bürger*innenbeteiligung. Dabei erhalten alle Einwohner*innen einer Kommune ϰϰϱ 
internetgestützt und/oder über direkte Kommunikationsformate Einblick in den gesamten ϰϰϲ 
oder Teile eines öffentlichen Haushaltes mit dem Ziel, sowohl Spar- als auch ϰϰϳ 
Ausgabenvorschläge einzubringen. Kommunale Haushalte werden dazu transparent und ϰϰϴ 
bürgerfreundlich aufbereitet. ϰϰϵ 

In einem ersten Schritt wird in Sachsen das Wahlalter für Kommunal- und Landtagswahlen auf ϰϱϬ 
16 Jahre abgesenkt. Gleiches gilt für Volksbegehren und Volksentscheide auf Landesebene.  ϰϱϭ 

Sitzungen der Kreistage werden künftig live übertragen, dafür leistet der Freistaat ϰϱϮ 
entsprechende Hilfe. Für Städte und Gemeinden, wird in einem ersten Schritt eine „Soll-ϰϱϯ 
Bestimmung“ geschaffen.  ϰϱϰ 
 ϰϱϱ 
Generell gibt es einen massiven Ausbau von digitalen Beteiligungsinstrumenten. Dazu zählen ϰϱϲ 
auch perspektivisch die online-basierende Teilnahme an Volksentscheiden und ϰϱϳ 
Bürgerbegehren auf den verschiedenen politischen Ebenen.  ϰϱϴ 
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4. Was erwarten wir von Arbeit und Wirtschaft? 

Vorschlag: Leben um zu arbeiten oder arbeiten um 

zu leben? 
 

Zur Situation: Gesellschaft, wir LINKE, Freiheit, Arbeit und Kapitalismus: "$%#

Egal, ob Mensch für oder gegen den Kapitalismus ist, verkürzt er meist zu "&'#

Unrecht. Wir alle tun uns schwer damit, im Kapitalismus mehr als die "&!#

Wirtschaft zu sehen und in der Wirtschaft ausschließlich Kapitalismus. Für "&(#

uns als LINKE sind Wirtschaft und Arbeit jedoch grundsätzlich Mittel zum "&)#

Zweck.  "&"#

Das Wirtschaftssystem in unserer modernen Gesellschaft ist das einzige "&$#

Themenfeld, welches, im ursprünglichen Sinne, nur mit einem Wort "&&#

beschrieben wird: Kapitalismus. Dem Streben danach, das ökonomische "&*#

Prinzip konsequent zu verwirklichen. Diesem Streben stellt sich DIE LINKE "&+#

entgegen. "&%#

Wer heutzutage den Kapitalismus kritisiert und auf zutiefst problematische "*'#

Auswirkungen im Hinblick auf den Verschleiß von Arbeitskräften, auf "*!#

soziale Verwerfungen, von immer fortwährender Kosteneffizienz und die "*(#

Ausrichtung auf stetigen Wachstum aufmerksam macht, gilt als weltfremd "*)#

in Wirtschaftsfragen. Die Rücksichtnahme auf politische, rechtliche, "*"#

familiäre, gesundheitliche und ökologische Freiheiten einer Jeden und "*$#

eines Jeden, die sich niemals der ökonomischen Effizienz, also dem "*&#

kapitalistischen System unterwerfen dürfen, gilt als besonders verwerflich. "**#

Vom Gemeinwohl her zu denken, bei der Bewertung von Wirtschafts- und "*+#

Arbeitsprozessen andere Prioritäten zu setzen und nicht ausschließlich "*%#

Kostenersparnis und die Erhöhung auf der Einnahmenseite im Blick zu "+'#

haben, gilt mindestens als Naivität und in diesem System nicht "+!#

angekommen zu sein. Wir bestreiten das.  "+(#

Erwerbsarbeit verändert sich: In erster Linie ist Erwerbsarbeit im "+)#

Kapitalismus der Wirtschaftlichkeit untergeordnet. Das Wie und Warum "+"#

des Arbeitens verändern sich. Ein Aspekt der bestehenden Spaltung in der "+$#

Gesellschaft ist auch darin begründet, dass es unterschiedliche Begriffe "+&#

von Arbeit und auch eine unterschiedliche Erwartung an Arbeit gibt. Diese "+*#

Unterschiedlichkeit muss auch noch regional differenziert betrachtet "++#

werden. Unsere Gesellschaft ist dadurch geprägt, dass Erwerbsarbeit für "+%#

die meisten Menschen den wichtigsten Zugang zur Finanzierung ihres "%'#

Alltags darstellt und der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben dient. Damit "%!#

müssen die Akteur*innen in Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Tarif- und "%(#

Sozialpolitik alles dafür tun, um möglichst vielen Menschen Erwerbsarbeit "%)#

zu ermöglichen.  "%"#

Der Mensch ist darauf getrimmt, Tätigkeiten auszuüben und Sinn im "%$#

Austausch mit seinen Mitmenschen zu finden. Ob Arbeit aber  "%&#

grundsätzlich Erwerbsarbeit sein muss, scheint die Frage der Zukunft. Je  "%*#

Das Problem:

Der Lohn reicht oft

nicht, Erwerbslose

ohne Perspektive,

Stärken der

sächsischen

Wirtschaft zu wenig

gewürdigt

Unsere Vision:

Die Bedingungen für

(berufliche)

Selbstverwirklichung

stimmen. Die Löhne

steigen. Sachsen

tüftelt für die „Zeit

nach dem

Kapitalismus“.
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mehr wir technisch voranschreiten, die Digitalisierung alle Lebensbereiche durchdringt, sich "%+#

Arbeitsproduktivität steigert, trotz oder gerade wegen wegfallender von Menschen besetzter "%%#

Arbeitsplätze Wachstum möglich ist, desto wesentlicher wird die Frage, ob es richtig ist, den $''#

Arbeitsbegriff auf Erwerbsarbeit zu verengen und eine ganze Gesellschaft darauf auszurichten. $'!#

Eine neue Generation mit neuen Erwartungen wächst heran, deren Anspruch es ist, Familie, $'(#

Hausarbeit, häusliche Pflege, zivilgesellschaftliches Engagement, lebenslanges Lernen und $')#

Bildung nicht nur unter einen Hut zu bringen, sondern der Erwerbsarbeit mindestens als $'"#

gleichwertig zu betrachten. $'$#

(Privater) Reichtum wird mit immer weniger (menschlicher) Arbeit erzeugt. Gleichzeitig nehmen $'&#

soziale Ungleichheit, Stress, Angst, psychische Erkrankungen, fehlende Zeit für Privatleben und $'*#

Kultur zu. Anstatt drüber nachzudenken, wie wir Arbeit so organisieren, dass wir mit einem $'+#

geringen Aufwand von Kraft und Zeit alles Notwendige zum Wohle aller produzieren, reden wir $'%#

über immer mehr Arbeit und meinen damit ausschließlich die Erwerbsarbeit. Es gilt immer noch: $!'#

1. Die Vollbeschäftigung, 2. Die Vollbeschäftigung und 3. Die Vollbeschäftigung.  $!!#

Die jährlich im Bereich unbezahlter Arbeit geleisteten Arbeitsstunden (Haushalt, Familie, $!(#

Ehrenamt usw.) sind bei weitem höher als die bezahlten. Löhne und Gehälter reichen oft nicht $!)#

zum Leben.  Im Jahr 2016 verdiente die Hälfte aller Vollzeitbeschäftigten in Sachsen weniger $!"#

als 2.400 € brutto pro Monat -  der drittletzte Platz im Vergleich aller deutschen Bundesländer. $!$#

Befristete und Leiharbeitsverträge sind in Sachsen üblich. Die Armutsgefährdungsquote in $!&#

Sachsen liegt deutlich über dem Bundesdurchschnitt. Das Unsicherheitsgefühl der Menschen $!*#

in ihrer Lebensplanung frustriert im Alltag.  $!+#

Die Kategorisierung in arbeitende, arbeitswillige und arbeitsunwillige Menschen bringt $!%#

bedrohliche Vorurteile mit sich, denn sie bewertet die Menschen nach ihrem wirtschaftlichen $('#

Wert und lässt die eigentlichen Gründe für die Arbeitslosigkeit außen vor. Langzeitarbeitslosen $(!#

droht eine gesellschaftliche Stigmatisierung und Altersarmut. Das Phänomen der $((#

Arbeitslosigkeit wird von staatlicher Seite umgedeutet. Eigentlich müsste es darum gehen, die $()#

vorhandene und strukturell immer weiter zurückgehende Menge an Erwerbsarbeit sowie deren $("#

Erträge gerecht in der Gesellschaft zu verteilen. Der neoliberale Staat versucht allerdings $($#

gerade nicht, sinnvolle Erwerbsarbeit für Menschen zu schaffen oder andere Arbeit zu $(&#

‚belohnen’.  $(*#

Sachsen ist ein Land der Gegensätze: In vielen Fällen muss von einem Gewinner-Verlierer-$(+#

Verhältnis gesprochen werden. Die Städte Leipzig, Dresden und Chemnitz, deren $(%#

Wirtschaftskraft wächst und die ebenso eine wachsende Bevölkerung haben, stehen als $)'#

scheinbare Gewinner*innen auf der einen Seite. Die ländlichen, zumeist strukturschwachen, $)!#

mit geringer Wirtschaftskraft ausgestatteten Räume, die einer zunehmenden Binnenwanderung $)(#

hin zu den Städten ausgeliefert sind, stehen auf der anderen Seite. Ähnlich verhält es sich in $))#

der Wirtschaft selbst. Die von Biedenkopf eingeführte „Leuchtturmpolitik" führte zu eben jener $)"#

Differenzierung. „Leuchttürme", vornehmlich Unternehmen mit globaler Ausrichtung, landeten $)$#

auf der Gewinner*innenseite. Kleinst- und Mittelbetriebe wurden damit in einem scheinbaren $)&#

Automatismus hingegen auf die Verlierer*innenseite gestellt. Wo Leuchttürme stehen, fallen $)*#

Schatten und die besonders im ländlichen Raum. Bis heute sorgt diese Art der Politik für einen $)+#

unfairen Wettbewerb und für ein Ungleichgewicht. Zu spät wurde von der Staatsregierungen $)%#

erkannt, dass Sachsen ein Flächenland ist. $"'#

 $"!#
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Sachsens Unternehmensstruktur und Lohnpolitik: Die Unternehmen in Sachsen sind in ihrer $"(#

übergroßen Mehrheit klein. Von den ca. 180 Tausend Unternehmen in Sachsen haben ca. 160 $")#

Tausend weniger als 10 Mitarbeiter*innen und fast Dreiviertel der Unternehmen sind in der $""#

Dienstleistungsbranche angesiedelt. Und die Unternehmen haben häufig eine geringe $"$#

Kapitalausstattung. Viele Soloselbständige und Freiberufler*innen beuten in aller Regel sich $"&#

selbst aus.  $"*#

Unter den schwierigen Bedingungen der Nachwendezeit versuchte die sächsische Regierung $"+#

mit einer Wirtschaftspolitik, die die sächsische Industrie auf globale Märkte und den Export $"%#

konzentrierte, den Freistaat wieder auf Kurs zu bringen. Gleichzeitig verkaufte man Sachsen $$'#

als Billiglohnland. Damit erfuhr Sachsen ein Stigma, welches es kaum abzuschütteln vermochte $$!#

und vermag. Unter diesem leidet auch und im Besonderen der sächsische Klein- und $$(#

Mittelstand. $$)#

Mit der De-Industrialisierung nach 1989 und dem Wegfall von regional bis zu 90 % der $$"#

Industriearbeitsplätze in den 90er Jahren herrscht heute wieder eine große Unsicherheit über $$$#

die Zukunft der verbliebenen Industrie. Dies betrifft nicht nur den Bergbau, sondern vor allem $$&#

durch den bevorstehenden Strukturwandel im Zuge der E-Mobilität die Autoindustrie und, wie $$*#

die Standortdiskussionen bei Siemens, Bombardier, Neue Halberg Guss usw. zeigen, die $$+#

metallverarbeitende Industrie. $$%#

Grundsätzlich erzielen kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) zu großen Teilen, wenn $&'#

überhaupt nur sehr niedrige Gewinne. Eine Folge dessen sind auch Löhne und Gehälter der dort $&!#

Beschäftigten, teilweise sogar der Unternehmerinnen und Unternehmer selbst, die nicht mal $&(#

zum Leben (Befriedigung elementarer Bedürfnisse) ausreichen. Eigentlich wären Unternehmen, $&)#

die Waren und Dienstleistungen zu nicht auskömmlichen Preisen anbieten müssen, schnell am $&"#

Ende. Das dieses Ende dann eben zumindest nicht schnell eintritt, verdanken sie staatlicher $&$#

Intervention bei den Beschäftigten: diese stützt die Fehlentwicklung durch Gewährung diverser $&&#

staatlicher Zuschüsse (so genannte Aufstocker, Wohngeld etc., letztlich auch Hartz IV, $&*#

Grundrente). In der Daseinsvorsorge ist das ein zunehmendes Problem. Nicht nur $&+#

Handwerksleistungen sind davon betroffen, sondern auch zum Beispiel die mobile Pflege. Mit $&%#

den Interventionen können die großen Kapitalgesellschaften und die öffentliche Hand weiter $*'#

billig Waren und Dienstleistungen von den KMU kaufen, ohne dass sie selbst eine adäquate $*!#

Gegenleistung erbringen bzw. langfristig das Problem zu lösen. $*(#

Dass die öffentliche Hand, besonders in Ostdeutschland, Waren und besonders $*)#

Dienstleistungen zu für den Produzenten nicht auskömmlichen Preisen einkauft, schädigt nicht $*"#

nur Unternehmer*innen und Arbeitnehmer*innen, sondern verhindert gleichzeitig das $*$#

Entstehen einer vernünftigen Wirtschaftsstruktur und nicht zuletzt höherer Steuereinnahmen $*&#

für die öffentliche Hand. $**#

Zusätzlich nimmt die Tarifbindung im Osten rapide ab, mehr als die Hälfte aller Beschäftigten $*+#

arbeiten mittlerweile in Unternehmen ohne gültigen Tarifvertrag. $*%#

 $+'#

Beispielhafte Fehlentwicklungen in Sachsen: Arbeitsplätze im kulturellen, sozialen oder $+!#

zivilgesellschaftlichen Bereichen sind oft abhängig von Fördermitteln, Fallpauschalen oder $+(#

Pflegesätzen, diese beachten in Ihrer Höhe aber keine tarifliche Entwicklung, so dass ein $+)#

Großteil der Beschäftigten in diesen Bereichen mittlerweile nur noch 60 - 70 % des $+"#

vergleichbaren Tariflohnes erhalten.  $+$#
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Sächsische Künstler*innen beispielsweise, die nicht in den großen Staatsbetrieben bzw. in den $+&#

sogenannten großen Häusern beschäftigt sind, arbeiten größtenteils in prekären Verhältnissen. $+*#

Das bestätigt der neueste Bericht der Kulturschaffenden. Das Durchschnittseinkommen explizit $++#

von Frauen, die in der Künstlersozialkasse versichert sind, beträgt unter 1000€. Die Bedeutung $+%#

von Kunst und Kultur für das Zusammenleben in Sachsen wird arg vernachlässigt und trotz $%'#

Nachbesserungen der Koalitionsregierung ist keine Besserung der Finanzierung in Sicht. Kunst $%!#

und Kultur sind eben kein weicher, sondern ein harter Wirtschafts- und Standortfaktor.  $%(#

Sachsen ist einer der zentralen Logistikstandorte in Europa, dennoch wurde jenseits der $%)#

Autobahninvestitionen viel zu wenig in das Streckennetz der Bahn investiert, so dass der $%"#

internationale Güterverkehr fast vollständig von der Schiene verschwunden ist. $%$#

Der Wissenschaftsstandort Sachsen, als eines der wichtigsten und bedeutendsten $%&#

Standortfaktoren mit einer pluralistischen Universität- und Hochschullandschaft, wurde und $%*#

wird durch den Freistaat beschränkt - sowohl in der Mittelzuweisung, als auch in der $%+#

Monopolisierung einzelner Wissenschaftszweige auf einzelne Hochschulen. $%%#

Einher mit dem Rückgang der Investitionen in die Industrie geht der Anstieg der Investitionen &''#

in die Forschung. Diese haben sich in den letzten 13 Jahren um mehr als 13 % erhöht. Das &'!#

veränderte auch das Bild der Forschungslandschaft in Sachsen. Trotz dieses positiven Effektes &'(#

können die Klein- und Mittelständler keinen Vorteil daraus ziehen. Nicht nur, dass ihre Leistung &')#

kaum beachtet und anerkannt wird, dafür aber die Errichtung von Forschungszentren als &'"#

herausragende Wirtschaftsleistung verkauft wird, profitieren die kleinen und mittelständischen &'$#

Unternehmungen in keiner Weise von den Forschungsergebnissen. Sie können sich auch keine &'&#

eigene Forschungsabteilung leisten. Entsprechend gering ist dadurch der Anteil an der &'*#

Patentanmeldung. Die Forschungsergebnisse kommen damit ausschließlich größeren, &'+#

teilweise international tätigen, Unternehmen zugute - hier seien insbesondere Konzerne der &'%#

Automobilindustrie genannt. &!'#

Die Förderkulisse in Sachsen ähnelt einem Labyrinth und macht es Kommunen und &!!#

Unternehmungen sehr schwer zu entscheiden, welches Förderprogramm das richtige ist und &!(#

ihren Anforderungen gerecht wird. Bei Entscheidung für ein Förderprogramm wird ein langer &!)#

bürokratischer Prozess in Gang gesetzt, der mit einer Vielzahl an Anträgen beginnt und mit &!"#

Verwendungsnachweisen noch nicht endet. Bereits an dieser Stelle scheitern viele kleine und &!$#

mittelständige Unternehmen an der Erbringung dieser Dokumente. Zum einen haben sie nicht &!&#

das Personal dafür, welches sich mit den Förderanträgen beschäftigen könnte, noch könnten &!*#

sie dieses bezahlen. Das heißt, dass die Befassung mit Förderanträgen nur neben der &!+#

eigentlichen Arbeit laufen kann, was einen großen unbezahlten Zeitaufwand bedeutet.  &!%#

Viele innovative Kleinstunternehmungen scheitern bereits an der Eigeninvestitionssumme &('#

beziehungsweise an der Untergrenze für Investitionen bei der Gemeinschaftsaufgabe &(!#

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”. Daneben gibt es zwar Mikrodarlehen, die &((#

von der Sächsischen Aufbaubank vergeben werden, allerdings findet auch hier eine sehr &()#

restriktive Vergabe statt und viele Darlehen werden nicht bewilligt. Seit über 10 Jahren gibt es &("#

nicht nur einen steten Abwärtstrend in der Gründung von Unternehmungen, sondern die &($#

Schließung von Betrieben hat die Zahl der Gründungen mittlerweile überschritten. &(&#

 &(*#

Gesamtkonzepte für Transformation der Wirtschaft und regionalen Strukturwandel fehlen: &(+#

Automobilindustrie, Landwirtschaft und Energieunternehmen in Sachsen sind in der Kritik keine &(%#
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enkeltauglichen Strategien zu verfolgen, Arbeitsplätze auf Dauer abzuschaffen und die großen &)'#

Probleme der Menschheit, wie Klimawandel oder Artensterben zu verschärfen, statt zu lösen. &)!#

Einige Regionen wie die Lausitz sind besonders betroffen, weil einzelne Industrie- und &)(#

Wirtschaftszweige auch zum kulturellen Selbstverständnis gehören („in der Kohle“) und sich &))#

immer wieder selbst replizieren, auch wenn die Region heute aus vielen anderen &)"#

Wirtschaftszweigen besteht. Auf der anderen Seite gibt es viele Menschen in Sachsen, die &)$#

Ideen haben und einen Wandel wollen bis hin zu ganz neuen Formen des Wirtschaftens. Was &)&#

fehlt ist ein Konzept für die Transformation der Wirtschaft unter Berücksichtigung von &)*#

Digitalisierung, Klimawandel, Nachhaltigkeit, regionaler Identität und alternativer Formen des &)+#

Wirtschaftens. &)%#

Ein weiteres Problem vieler Klein- und Mittelständler ist die Unternehmensnachfolge. Auch &"'#

aufgrund vermehrter Abwanderung von Fachkräften nach Westdeutschland oder in die &"!#

Großstädte bleiben kleinere Betriebe insbesondere in den ländlichen Regionen auf der Strecke. &"(#

Damit fehlen diesen Unternehmen nicht nur Fachkräfte, sondern es findet kein &")#

Generationenwechsel mehr statt, womit auch eine eventuelle Unternehmensnachfolge &""#

gefährdet wird. &"$#

 &"&#

Unsere Vision: So kompliziert es ist, wir müssen die sog. ‚Soziale Frage‘ in Zeiten einer &"*#

digitalisierten und auch globalisierten Welt lösen. Es geht um die gerechte Verteilung von &"+#

Erwerbsarbeit und darum, dass alle arbeiten können, weniger als bisher und trotzdem gut davon &"%#

leben können müssen. Uns geht es um nicht weniger als die Etablierung eines neuen Projekts &$'#

gesellschaftlichen Fortschritts, an dem sich offensiv Menschen aus Wissenschaft, Parteien, &$!#

Gewerkschaften als unsere Sozialpartner*innen, Wirtschaft etc. beteiligen und gemeinsam &$(#

nach Lösungen suchen, wie Arbeit fair verteilt und entlohnt wird, Erwerbsarbeitszeiten reduziert &$)#

und vor allem die unteren Einkommen angehoben werden, egal ob selbständig oder abhängig &$"#

beschäftigt.  &$$#

Uns geht es bei der Betrachtung von Wirtschaft und Arbeit auch immer darum, dass eine &$&#

Gesellschaft für ihre innere Verfasstheit und ihr Funktionieren bestimmte Leistungen braucht, &$*#

die nicht rein wirtschaftlich erbracht werden. Medizinische Versorgung, Bildung, Freizeit und &$+#

Kultur, Jugendhilfe, gute Rahmenbedingungen für ein Altern in Würde, Sicherheit für die &$%#

Menschen, Dienstleistungen in der Verwaltung für hier lebende Menschen usw. dürfen nicht &&'#

der Logik des Profites unterworfen sein. Die im Bereich der Daseinsvorsorge notwendig zu &&!#

verrichtende Arbeit ist staatlich zu erbringen und alle sind in die Lösungen mit einzubeziehen - &&(#

auch gewinnorientierte Unternehmen. Klamme Kassen - noch dazu in einem reichen Land wie &&)#

Sachsen - dürfen dabei keine Ausrede sein. Vielmehr ist die öffentliche Daseinsvorsorge an den &&"#

Notwendigkeiten und Bedarfen ausgerichtet.  &&$#

Was gerechter verteilt werden soll, muss vorher erwirtschaftet werden. Es ist an der Zeit, dass &&&#

dem Klein- und Mittelstand ein Angebot gemacht wird, welches langfristig tragfähig ist.  &&*#

Unser Angebot muss zum einen die Bedingungen für die wirtschaftliche Entfaltung aller, die es &&+#

wollen, schaffen. Zum anderen müssen die klein- und mittelständischen Unternehmen die &&%#

Anerkennung erfahren, die sie verdient haben. Sie sind eine tragende Säule im Freistaat und &*'#

haben dementsprechend auch eine gesellschaftliche Verantwortung, an die sie &*!#

selbstverständlich auch erinnert werden dürfen. Wenn wir über die Wiederbelebung der &*(#

ländlichen Regionen sprechen, geht es um den volkswirtschaftlichen Wert des Klein- und &*)#
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Mittelstandes, der besonders hier eine wichtige Rolle spielt. Dafür ist die Konzentration auf &*"#

regionale Wirtschaftskreisläufe entscheidend. &*$#

Letztlich geht es uns um langfristige und tragfähige Lösungen für Sachsen, damit Menschen &*&#

hier gut leben können. Fördermittelpolitik ist nicht mehr kurzfristig angelegt, sondern &**#

entspricht in Dauer und Fokus den regionalen Unterschieden und Notwendigkeiten. Bei der &*+#

Wirtschaftsförderung geht es um die Schaffung sich selbst tragender, nachhaltiger &*%#

Wirtschaftskreisläufe, die Erwerbsarbeit bieten, von der Menschen ohne zusätzliche staatliche &+'#

Zuwendungen würdig leben können und im ökologischen Einklang funktioniert. Erwerbsarbeit &+!#

ist so verteilt, dass gesellschaftliches Leben und Selbstverwirklichung der Menschen im &+(#

Mittelpunkt stehen können.  &+)#

 &+"#

Unsere ersten Schritte: Auch in Fragen der Arbeit und Wirtschaft gilt, dass jeder Schritt &+$#

wirklicher Bewegung dann Fortschritt ist, wenn er auf die Freiheit der Einzelnen gerichtet ist. &+&#

Es braucht auch hier eine Erweiterung der demokratischen Teilhabe, die Einführung und &+*#

Einübung von Regeln des gesellschaftlichen Lebens und der gesellschaftlichen &++#

Auseinandersetzung. Dabei ist es für uns notwendig, die Wege zum Ziel zu beschreiben. &+%#

Insofern ist auch der Weg das Ziel. Soviel sollten wir gelernt haben. Und dass der Kapitalismus &%'#

besonders in diesem Kapitel nicht das Ende der Geschichte sein darf.  &%!#

Arbeitnehmer*innen versus Arbeitgeber*innen oder es geht nur zusammen: &%(#

Unternehmen, die in dieser neuen und digitalisierten Welt bestehen wollen, brauchen jenseits &%)#

von Ideen vor allem eines: qualifizierte und selbständige Mitarbeiter. Damit in Sachsen die &%"#

Reise in die Zukunft gelingt, braucht es mehr kollektive Mitbestimmung und mehr individuelle &%$#

Beteiligungsrechte von Arbeitnehmer*innen, denn sie sind die Expert*innen im Betrieb. Die &%&#

Beschäftigten sollen und wollen über die Perspektive des Unternehmens, der Branche oder der &%*#

Region mitentscheiden. In diesem Prozess verstehen wir die Gewerkschaften als Partnerin an &%+#

unserer Seite.  &%%#

Um berufstätigen Erwachsenen mit ihrer knappen Zeit die Möglichkeit der Inanspruchnahme *''#

von Bildungsfreistellung -auch Bildungsurlaub genannt- zu ermöglichen, fordern wir einen *'!#

Rechtsanspruch in Sachsen auf bezahlte Freistellung von der Arbeit zur Teilnahme an *'(#

anerkannten Weiterbildungsveranstaltungen. Arbeitnehmer*innen sollen dafür 5 Tage pro *')#

Kalenderjahr zur Verfügung stehen, um so die in Europa anerkannte und fast allen anderen *'"#

Bundesländern umgesetzte Idee des „Lebenslangen Lernen“ für eigene, nicht berufsbedingte *'$#

Fortbildung (incl. sozialer, kultureller und politischer Bildung) zu gewährleisten.  *'&#

Sachsen wird, zumindest für die sogenannten ostdeutschen Bundesländer, Vorreiter in Sachen *'*#

Arbeitszeitverkürzung, Entlohnung der Arbeit, etc. und wagt neue Wege, Modelle und *'+#

Experimente. Wie in Schweden wird hier der 6-Stunden-Tag bei vollem Lohn getestet. Neben *'%#

der Qualität steigt damit auch die Produktivität. Die deutschen Gewerkschaften erkämpfen die *!'#

28-Stunden Woche zum Beispiel in der Elektro- und Metallindustrie. Denn erwiesen ist: *!!#

verkürzte Arbeitszeiten stärken das kollektive Bewusstsein, die Konzentration und verringern *!(#

Krankenstände von Arbeitnehmer*innen.  *!)#

Wir wollen deshalb mit einem überarbeiteten Vergabegesetz darauf hinwirken, dass öffentliche *!"#

Aufträge nur noch an Unternehmen vergeben werden, die sicher stellen, dass sie selbst und *!$#

alle Nachunternehmern neben Sozial-, Umwelt- und Gesundheitsschutzauflagen auch die *!&#
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entsprechenden Flächen- und Branchentarifverträge anwenden und einhalten. Insbesondere *!*#

Sozialauflagen liegen uns dabei am Herzen, weil diese ermöglichen, der Schaffung und dem *!+#

Erhalt von Arbeitsplätzen in der Region vorrangig zu berücksichtigen. Die Verantwortung der *!%#

Landesregierung endet dabei nicht mit der Auftragsvergabe, wir setzen zudem auf vermehrte *('#

Kontrollen der Einhaltung des Arbeitsschutzes und diesbezüglicher vertraglicher Vereinbarung. *(!#

Dazu erhöhen wir die Planstellenanzahl der entsprechenden Behörde signifikant.  *((#

Umgekehrt muss die öffentliche Hand pünktlich an Unternehmen zahlen, damit diese nicht in *()#

finanzielle Schieflagen geraden.  *("#

Die LINKE. Thüringen hat die Chance, dass wir dort regieren genutzt und unter dem LINKEN *($#

Ministerpräsidenten Bodo Ramelow ein Modellprojekt zum Bedingungslosen Grundeinkommen *(&#

(BGE) beschlossen, um genau zu schauen, was Pro und Contra eines solchen Projekts sind und *(*#

gesellschaftlich darüber zu sprechen, wie ermöglicht wird, Arbeit und Entlohnung in der Zukunft *(+#

gerecht zu gestalten. Das BGE könnte einen sicheren Schutz vor Armut bieten, da es jedem *(%#

Menschen bedingungslos zusteht. Ein konkretes Modellprojekt in Sachsen könnte in der *)'#

Lausitz zeitnah entstehen, um den dringenden Strukturwandel sozial-ökologisch zu gestalten *)!#

und Freiräume schaffen, die neue Arbeitsmodelle ermöglichen.  *)(#

Angestrebte positive Entwicklungen wären die gerechtere Verteilung von Arbeit, eine Stärkung *))#

von Beschäftigten bei Verhandlungen hin zu einer besseren Bezahlung und *)"#

Arbeitsbedingungen, die Stärkung der Familien, Schaffung von mehr Zeitsouveränität bis hin zu *)$#

mehr gesellschaftlichem Engagement und höherer Motivation für Innovationen.  *)&#

Wir fordern auf Bundesebene eine sanktionsfreie Mindestsicherung für Arbeitslose. Der *)*#

Mindestlohn muss so erhöht werden, dass er eine würdevolle Rente garantiert wird.  *)+#

 *)%#

Infrastruktur: *"'#

Damit sich die Betriebe in ihrem Unternehmer*innentum entfalten und ihrem *"!#

volkswirtschaftlichen Wert gerecht werden können, sind sie vor allem auf eine funktionierende *"(#

Wirtschafts- und Infrastruktur angewiesen, die durch den Staat abgesichert werden muss. Dazu *")#

gehört selbstverständlich ein Verkehrssystem, das es jedem Unternehmen in Sachsen *""#

unabhängig seiner Größe möglich macht, seine Produkte entsprechend seiner Anforderungen *"$#

effizient, emissionsarm und nachhaltig zu transportieren. Die Regierung muss hier auf die *"&#

Kleinteiligkeit der Wirtschaft in Sachsen Rücksicht nehmen und danach Logistikkonzepte *"*#

ausrichten, die eine gebündelte Güterabfertigung ermöglicht. Denn Sachsens Wirtschaft sind *"+#

nicht nur global agierende Unternehmen mit Sitz in einer der Städte, sondern sie lebt vor allem *"%#

vom Netz aus kleineren und mittleren Betrieben in den ländlichen Regionen. *$'#

Neben der veränderten logistischen Anforderung haben sich ebenso die Anforderungen an die *$!#

Mobilität der Arbeitnehmer*innen geändert. Immer mehr Menschen pendeln zur Arbeit und *$(#

nehmen immer weitere Strecken auf sich, um zur Arbeit zu kommen. Auch hier ist die Politik in *$)#

der Pflicht, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Diese betreffen zum Beispiel den *$"#

Anschluss von Chemnitz an den Schienenfernverkehr oder aber die Vereinheitlichung der Tarife *$$#

und Fahrpläne, um so den Bedürfnissen der Vielzahl von Pendlerinnen und Pendlern gerecht zu *$&#

werden. Genauso gehört für uns eine kostenfreie Beförderung von jungen Menschen in Schule, *$*#

Ausbildung oder Studium dazu. Ein Kostenfreier oder günstiger ÖPNV nützt allerdings wenig, *$+#
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wenn dieser gar nicht vorhanden ist. Es muss daher keine freiwillige Aufgabe von Kommunen *$%#

sein, einen attraktiven ÖPNV anzubieten, sondern eine Pflichtaufgabe, wofür der Freistaat auch *&'#

mit mehr finanziellen Mitteln einstehen muss. *&!#

Zu einer gut funktionierenden Infrastruktur gehört ebenfalls ein entsprechendes *&(#

sozialpolitisches Netz, zum Beispiel aus Kindergärten und Schulen, flächendeckendes und *&)#

schnelles Internet deren Ausstattung den Anforderungen des sich stets verändernden *&"#

technischen Fortschritts entspricht und die durch die Regierung entsprechende Förderungen *&$#

erhalten. Bildungspolitisch darf sich Sachsen nicht auf vorliegenden Pisa-Studien ausruhen und *&&#

sich ausschließlich im Vergleich mit den anderen Bundesländern betrachten, sondern sollte es *&*#

wagen, sich Vorzeige-Schulsysteme anderer Staaten anzuschauen und sich daran zu *&+#

orientieren. Ansonsten wird die Diskrepanz zwischen dem Anspruch der Regierung an die *&%#

Unternehmen, international mitzuhalten und dem konservativen Bildungssystem, das der **'#

Großteil der Belegschaft dieser Unternehmen erfahren hat, immer größer.  **!#

 **(#

Industrie: **)#

Die Globalisierung und Optimierung der Produktion wird oft auf Kosten der Menschen und **"#

zulasten der kleinen und mittelständigen Unternehmen ausgetragen. Diese Art der Optimierung **$#

schadet Sachsen als Flächenland. Die Landesregierung wird sich auf eben diese, durch **&#

steigende öffentliche Investitionen, konzentrieren. Zudem wird  verstärkt durch ***#

Fördermöglichkeiten oder auch Beratungsleistungen das Überleben dieser Unternehmen **+#

gesichert und Gründungen vereinfacht. Das hat nicht nur einen positiven Effekt auf die rein **%#

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sondern auch auf die Wirtschaftskraft der Regionen. *+'#

Regionale Wirtschaftskreisläufe werden stärker in den Vordergrund gerückt und angekurbelt. *+!#

Um den mit dem Wegbrechen großer Industrieunternehmen gefährdeten klein- und *+(#

mittelständischen Unternehmen, die häufig als Zulieferer auftreten, zu helfen, starten wir ein *+)#

Programm, dass über einen kurzfristigen Zeitraum die Liquidität dieser Firmen sichergestellt *+"#

wird. *+$#

Statt ständig über Leuchttürme und DAX-Unternehmen zu fabulieren, geht es uns in erster Linie *+&#

um die Bedeutung für die Region und die Menschen, die hier leben. *+*#

 *++#

Forschung: *+%#

Wir wollen einen Teil der Fördermittel für die in Sachsen ansässigen Forschungsinstitute an die *%'#

Forschung für den Klein- und Mittelstand binden. Durch diesen Forschungstransfer kann die *%!#

Wettbewerbsfähigkeit der Klein- und Mittelstandsunternehmen gestärkt werden. Generell *%(#

werden Forschung und Mittelstand enger zusammenarbeiten und gemeinsame Projekte *%)#

generieren. Um das zu realisieren wird in Sachsen ein breites Netz an Kompetenzzentren *%"#

etabliert, das die unterschiedlichen Bereiche der Mittelständler abdecken kann. Flankiert wird *%$#

diese Maßnahme mit einer Auflage, Forschungsergebnisse, die mit öffentlichen Mitteln *%&#

gefördert wurden, auch öffentlich zugänglich zu machen (open science), damit die *%*#

Allgemeinheit davon profitiert. *%+#

  *%%#
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Förderpolitik: +''#

Wir wollen, dass die Anzahl der Förderprogramme deutlich reduziert wird und diese zukünftig +'!#

verständlich formuliert werden. Deutlich vereinfachte Verfahren führen zu häufigerer Nutzung +'(#

dieser Programme. Insbesondere die berufsständischen Kammern in Sachsen nehmen wir in +')#

die Verantwortung, ihren Mitgliedsunternehmen dort hilfreich zur Seite zu stehen. Aus einer +'"#

Pflichtmitgliedschaft und daraus entstehenden Beiträgen entstehen signifikant mehr Rechte +'$#

und Möglichkeiten als bisher. +'&#

Unternehmensgründungen brauchen Mut, aber auch eine gewisse Sicherheit. Der Verlust der +'*#

unternehmerischen Vielfalt wird dadurch aufgehalten, insbesondere der ländliche Raum lebt +'+#

davon. Die sächsische Gründungsförderung wird dahingehend ausgebaut, dass die +'%#

Unterstützung forschungs- und wissensbasierter Produkte und Dienstleistungen +!'#

eingeschlossen sind, um die Abhängigkeit ganzer Regionen von einzelnen Wirtschaftsbereichen +!!#

zu reduzieren. Start-up-Unternehmen aus Praxis und Wissenschaft werden stille Beteiligungen +!(#

des Freistaates und öffentliches Risikokapital zur Verfügung gestellt. Kreative Milieus werden +!)#

durch Netzwerkförderung und die Sicherung von Freiräumen wie die Bereitstellung ungenutzter +!"#

öffentlicher Flächen unterstützt. +!$#

Unternehmen wird in der Gründungsphase Kapital, etwa in Form eines Venture-Capital, +!&#

bereitgestellt werden. Auch für Unternehmensnachfolgen wird es ein entsprechendes +!*#

Programm geben welches nicht nur finanzieller Natur ist, sondern auch jene +!+#

Rahmenbedingungen schafft, damit junge Menschen Lust auf die Übernahme von Betrieben +!%#

entwickeln. Damit können bestehende Betriebe und Arbeitsplätze gesichert werden. Ein +('#

Instrument könnte die Einführung der Meistergründungsprämie sein, die bereits in vielen +(!#

anderen Bundesländern funktioniert und gut angenommen wird. Diese variiert zwischen 7.000 +((#

und 15.000 Euro.  +()#

Ein weiterer Schritt, am Beispiel Berlin orientierend, ist eine Arbeitsplatzförderung, welche an +("#

die Meistergründungsprämie gekoppelt ist, einzuführen. Diesen Zuschuss können nicht nur +($#

Jungunternehmer*innen beantragen, sondern zum Beispiel auch Handwerker*innen, die einen +(&#

bestehenden Betrieb übernehmen oder sich an einem bestehenden Betrieb beteiligen wollen.  +(*#

Zur Vermeidung des Domino-Effektes erhalten funktionierende Unternehmen, die durch +(+#

insolvente Betriebe in Zahlungsschwierigkeiten geraten, eine angemessene Förderung und +(%#

Unterstützung. +)'#

Mit einer besonderen Förderung sollen dauerhaft gemeinwohlorientierte Arbeitsplätze +)!#

geschaffen werden, im Tierschutz, in Landschafts- und Kulturpflege, in Denkmalschutz, +)(#

Breitensport, Gesundheit und im Bereich der Sozialen Dienste.  +))#

Fördermittelperioden sind nicht mehr allein von Haushaltszyklen abhängig, sondern bemessen +)"#

sich an der für die Entwicklung von Unternehmungen, Ideen oder Innovationen notwendigen +)$#

Zeit.   +)&#

Ein weiteres Instrument förderpolitischer Maßnahmen sind explizit ausgewiesene revolvierende +)*#

Fonds, mit denen insbesondere auf knapper werdende Fördermittel reagiert werden kann. +)+#

Dadurch erfahren die KMU einen größeren Handlungsspielraum, was die Entwicklung ihrer +)%#

Produkte und deren Vermarktung angeht. Von reinen Investitionszuschüssen an größere +"'#

Unternehmen wird künftig abgesehen. Diese werden in Darlehen umgewandelt, um so auch +"!#
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nachhaltiges unternehmerisches Handeln zu motivieren. Die zurückfließenden Gelder können +"(#

neu investiert werden. +")#

Sparkassen und Genossenschaftsbanken werden stärker in Förderprogramm für Klein- und +""#

Mittelständler*innen eingebunden, diese Verantwortung ist in deren Statuten festgeschrieben. +"$#

Grundsätzlich geht es bei der Umgestaltung der Fördermittellandschaft und -politik auch um +"&#

die gesellschaftliche Akzeptanz der Tatsache, dass es keine Schande ist, mit einer +"*#

unternehmerischen Idee zu scheitern. Niemand sollte ein Leben lang darunter leiden, dass sie +"+#

oder er ein unternehmerisches Risiko eingegangen ist und damit scheiterte. Jeder und jede hat +"%#

eine „zweite Chance" verdient.  +$'#

Auf Landesebene schaffen wir ein Instrumentarium, mit dem Betriebsteile nationaler und +$!#

internationaler Konzerne in Sachsen in Fällen einer Insolvenz trotz guter Auftragslage von den +$(#

Mitarbeitern übernommen und als Genossenschaften fortgeführt werden können. Wo dies nicht +$)#

möglich ist, verpflichten wir die entsprechenden Unternehmen, die sozialen Folgekosten der +$"#

Schließung zu tragen, damit Beschäftigten und Region eine Perspektive geboten werden kann.  +$$#

 +$&#

Soziale Absicherung für Selbständige:  +$*#

Selbstständige werden gleichberechtigt in alle sozialen Sicherungssysteme aufgenommen. +$+#

Unser Ansatz dabei ist, die Lebensrisiken der Selbstständigen und insbesondere der Solo-+$%#

Selbstständigen dadurch zu mindern. Die Beiträge werden dabei nach realistischem +&'#

Einkommen und nicht nach fiktiven Mindestbemessungsgrundlagen berechnet. +&!#
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5. Wie gelingt ein Altern in Würde? ϴϲϮ 

Die Situation: Vielen älteren Menschen geht es heute besser als früheren ϴϲϯ 
Generationen. Sie leben länger, sind länger gesund, länger engagiert und ϴϲϰ 
nicht selten materiell besser abgesichert. Also warum sollten wir uns ϴϲϱ 
Gedanken über unser „letztes Lebensdrittel“ machen? Wegen des ϴϲϲ 
Schreckgespenstes „Überalterung der Gesellschaft“?1 Nein, auch wenn ϴϲϳ 
heute jede vierte Person in Sachsen älter als 65 Jahre alt ist, demografische ϴϲϴ 
Entwicklungen gab es immer in der Menschheitsgeschichte und es kommt ϴϲϵ 
darauf an, wie diese Entwicklungen begleitet und gestaltet werden.  ϴϳϬ 

Sorgen macht vielen Menschen vielmehr die Frage, ob ihnen ein Altern in ϴϳϭ 
Würde möglich ist oder sein wird. Denn es gibt beunruhigende Trends:  ϴϳϮ 

Die Rente ist unsicher: Die Rente gilt in der öffentlichen Wahrnehmung immer ϴϳϯ 
weniger als Garantie für eine gute Alterssicherung. In Zukunft steigt die Zahl ϴϳϰ 
der Menschen, deren Rente so gering ist, dass sie staatliche Zuschüsse ϴϳϱ 
(Grundsicherung) beantragen müssen. Folgende Grafik zeigt beispielhaft für ϴϳϲ 
ein Renteneintritt ab 2045 wie wenig noch an Rente übrig bleiben wird, wenn ϴϳϳ 
nicht gegengesteuert wird.  ϴϳϴ 

 ϴϳϵ 

Welche monatliche Rente bekommen Menschen, die 2045  
in den Ruhestand gehen und 40 Jahre lang eingezahlt haben? 

 

Antwort: Wenn Sie in dieser 

Zeit zum Beispiel im Schnitt 

2.300 Euro (brutto) monatlich 

verdient und dabei immer in 

die gesetzl. Renten-

versicherung eingezahlt 

haben, bekommen sie 717 

Euro monatliche Rente. Dass 

heißt sie müssen trotzdem 

noch 73 € monatliche Hilfe 
beim Amt beantragen, um 

wenigstens auf Grund-

sicherungsniveau leben zu 

können. 

Quelle: „Mut zur Korrektur: Ein alterssicherungspolitischer Auftrag.“ Deutscher 
Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V., September 20172 

 ϴϴϬ 

Viele von den „Aufstocker*innen“ schämen sich, nach langem ϴϴϭ 
Arbeitsleben zum Amt zu gehen. Ostdeutsche sind besonders betroffen, ϴϴϮ 
ihre Rente ist trotz gleicher Lebensleistung geringer als im Westen der  ϴϴϯ 

Das Problem:  

Im Alter droht  

soziale 

Benachteiligung,  

die Rente reicht  

nicht, Arzt und 

Einkaufsmarkt  

sind nicht erreichbar 

und Frauen oft  

allein mit Sorge-

arbeit. Die 

Pflegesituation ist 

bedenklich. 

Unsere Vision:  

Alle Menschen in 

Sachsen können  

auch im hohen  

Alter in Würde  

leben, ob mit oder 

ohne Pflegebedarf. 

Alle zahlen in 

Kranken- und 

Rentenversicherung 

ein und ermöglichen 

somit ein würdevolles 

Altern. 
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Republik. Wer trotz Altersarmut nicht aufstocken will (Scham) oder kann, muss ϴϴϰ 
weiterarbeiten, oft unter schlechten Bedingungen (Minijobs). Schon heute sind knapp 1 ϴϴϱ 
Million der über 65-Jährigen in Deutschland in einem Minijob tätig.3 Diese Not betrifft häufig ϴϴϲ 
Personen, die Zwischenphasen ohne Erwerbsarbeit hatten oder schlecht bezahlte Jobs. ϴϴϳ 

Nach der schon vollzogenen deutlichen Absenkung des Rentenniveaus auf 43 Prozent nimmt ϴϴϴ 
nun der politische Druck aus Arbeitsgeberverbänden und privater Versicherungswirtschaft ϴϴϵ 
auf die Rente weiter zu - mittlerweile wird offen über eine Ausweitung des ϴϵϬ 
Renteneintrittsalters von 67 auf 70 Jahre diskutiert. Dabei können viele gar nicht länger ϴϵϭ 
arbeiten. Schon heute geht jede/r fünfte Erwerbstätige in Deutschland vorzeitig in Rente, ϴϵϮ 
trotz Minderung der eigenen Ansprüche.4 Von den 40 bis 59-jährigen Erwerbstätigen in ϴϵϯ 
Deutschland planen vier von zehn vor dem 65. Geburtstag aus dem Erwerbsleben ϴϵϰ 
auszusteigen, trotz Abzügen. Für sie klingt das mit dem längeren Arbeiten wie Hohn. ϴϵϱ 
Genauso für die, welche mit Ende 50 auf dem Arbeitsmarkt keine Chance mehr haben. Viele ϴϵϲ 
Frauen in Ostdeutschland sind von einem unfreiwilligen Ausstieg aus dem Erwerbsleben ϴϵϳ 
betroffen, mittlerweile sind knapp 40 Prozent von ihnen vor dem Eintritt ins Rentenalter ϴϵϴ 
arbeitslos.5  ϴϵϵ 

Diese Entwicklungen verunsichern auch viele junge Menschen. Sie haben kein Vertrauen ϵϬϬ 
mehr in die gesetzliche Rente. Ihnen wird versucht die private Rentenversicherung ϵϬϭ 
schmackhaft zu machen. Aber das ist unsolidarisch, denn nur gut bezahlte Arbeitskräfte ϵϬϮ 
können sich eine private Altersvorsorge überhaupt leisten. Die private Rentenversicherung ϵϬϯ 
ist auch rechnerisch nicht sinnvoll, denn für eine vergleichbare private Rentenauszahlung  ϵϬϰ 
müssten Versicherte über mindestens 30 Jahre ein Mehrfaches ihres gesetzlichen ϵϬϱ 
Rentenversicherungsbeitrages einzahlen, von Null- und Niedrigzinsphasen ganz zu ϵϬϲ 
schweigen. ϵϬϳ 

Die Situation der Pflege ist bedenklich: Die Kosten für die Pflegebedürftigen sind in den ϵϬϴ 
letzten Jahren gestiegen, weshalb viele Betroffene Pflegeleistungen gekündigt haben. Das ϵϬϵ 
belastet auch die pflegenden Angehörigen, da ihnen professionelle Hilfe fehlt. Insbesondere ϵϭϬ 
Frauen pflegen Familienangehörige, müssen dabei auch oft ihrer Erwerbstätigkeit ϵϭϭ 
nachgehen und nicht selten dazu noch Enkelkinder betreuen.6 In Zukunft wird die Zahl der ϵϭϮ 
Pflegebedürftigen steigen, die gar keine Angehörige haben, von denen sie gepflegt werden ϵϭϯ 
könnten. Auch die wachsende Wohnentfernung zwischen (erwachsenen) Kindern und ihren ϵϭϰ 
Eltern macht Organisation, Kommunikation und Hilfe in Familie und Verwandtschaft oft ϵϭϱ 
schwieriger.7  ϵϭϲ 

In der (stationären) Pflege fehlt gut ausgebildetes Personal und die Bedingungen für ϵϭϳ 
Angestellte und Pflegebedürftige sind schlecht, es mangelt unter anderem bei Bezahlung, ϵϭϴ 
gesellschaftlicher Anerkennung und bei den Betreuungsschlüsseln. Im Jahr 2017 dauert es ϵϭϵ 
fast ein halbes Jahr bis eine offene Stelle in der Altenpflege in Sachsen besetzt werden ϵϮϬ 
konnte (siehe Grafik unten). In keiner anderen Berufsgruppe klafft die Lücke zwischen ϵϮϭ 
Fachkräften und offenen Stellen so weit auseinander. Es gibt mittlerweile fast sechsmal so ϵϮϮ 
viele Stellen wie verfügbare (arbeitslose) Fachkräfte.8 ϵϮϯ 
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 ϵϮϰ 
Ein Grund dafür liegt auch darin, dass die bisherigen sächsischen Regierungen die ϵϮϱ 
Krankenhäuser, Rehabilitationseinrichtungen und den Bereich der stationären und ϵϮϲ 
ambulanten Betreuung von Älteren oder Menschen mit Beeinträchtigungen in den letzten ϵϮϳ 
zwei Jahrzehnten verstärkt privatisiert haben. ϵϮϴ 

Im deutschen Pflegesystem geht es noch viel zu selten um einen aktivierenden Ansatz, bei ϵϮϵ 
dem die Pflege und alle therapeutischen Tätigkeiten zum Ziel haben, die Patienten und ϵϯϬ 
Betreuten so lange wie möglich selbstständig und fit zu halten, sie zu reaktivieren und die ϵϯϭ 
Pflege viel eher zur Generalrehabilitation zu machen. Dabei könnten wir aus ϵϯϮ 
Pflegeaktivierungssystemen wie in Dänemark oder der Schweiz viel lernen. ϵϯϯ 

Die Seniorinnen sind zunehmend in einer schwierigen Situation: In der zweiten Lebenshälfte ϵϯϰ 
ist die Lebenswirklichkeit von Männern und Frauen oft sehr unterschiedlich. Das ϵϯϱ 
Armutsrisiko von Frauen erhöht sich in der zweiten Lebenshälfte stärker als bei Männern. ϵϯϲ 
Wenn sie allein leben, haben sie oft keine weiteren Absicherungen als ihre Rente, die ϵϯϳ 
insbesondere im Osten oft niedrig ausfällt.9 Seniorinnen haben zwar deutlich mehr Kontakt ϵϯϴ 
zu den eigenen Kindern oder Enkelkindern und auch mehr  engere und unterstützende ϵϯϵ 
Freundeskreise als Senioren. 10 Auf der anderen Seite sind sie aber oft allein mit der ϵϰϬ 
Sorgearbeit, pflegen Angehörige, Enkelkinder und gehen teilweise noch arbeiten. ϵϰϭ 

Die öffentliche Versorgung ist für ältere Menschen beschwerlich: Bei Krankheit oder ϵϰϮ 
gesundheitlichen Problemen werden bei älteren Menschen bestimmte ϵϰϯ 
Rehabilitationsmaßnahmen nicht mehr durchgeführt.11 Sie werden von den Krankenkassen ϵϰϰ 
als Kostentreiber gesehen, bei denen es sich nicht mehr lohne. Die Generation zwischen 61 ϵϰϱ 
und 70 Jahren muss deutlich mehr zu Medikamenten zuzahlen als 18- bis 30-Jährige.12 Im ϵϰϲ 
ländlichen Raum ist darüber hinaus der Weg zum Arzt oder Einkaufsmarkt sehr umständlich, ϵϰϳ 
vor allem ohne Auto.  ϵϰϴ 

Seniorenfreundliche, öffentliche Räume fehlen: Die Gefahrenlage im Verkehrssystem spitzt ϵϰϵ 
sich für die ältere Generation zu. Im Jahr 2015 verunglückten in Sachsen etwa 2.500 ϵϱϬ 
Seniorinnen und Senioren im Straßenverkehr, 2010 waren es noch 2.100. Außerdem gibt ϵϱϭ 
es eine hohe Dunkelziffer, da eine große Zahl der Unfälle gar nicht zur Anzeige gebracht ϵϱϮ 
wird, weil es sich um Stürze beim Gehen auf schlechter Oberfläche, Konflikte mit anderen ϵϱϯ 
Verkehrsteilnehmer*innen oder um Unfälle handelt, bei denen keine Polizei gerufen wird. ϵϱϰ 
Zusätzlich fehlen im öffentlichen Raum für Seniorinnen und Senioren Möglichkeiten zum ϵϱϱ 
Ausruhen, Unterstellen und Warten. Als Folge bleiben viele ältere Menschen bei höheren ϵϱϲ 
Temperaturen zu Hause.  ϵϱϳ 

Wir alle wollen würdevoll leben, egal ob jung oder alt. Dazu gehört auch, dass wir am ϵϱϴ 
Lebensende würdevoll und im besten Fall zu Hause13 sterben können. Ob dieser Wunsch in ϵϱϵ 
Erfüllung geht, hängt zunehmend vom Geld ab. Denn Seniorinnen und Senioren, die von ϵϲϬ 
Armut bedroht sind, haben besonders häufig mit den oben angesprochenen Problemen zu ϵϲϭ 
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kämpfen. Sie werden vielfach diskriminiert, sie sind öfter krank, öfter einsam, öfter ϵϲϮ 
unzufrieden, öfter in schlechten Pflegebedingungen.  ϵϲϯ 

Unsere Vision: Die Gesellschaft betrachtet das hohe Alter als einen Lebensabschnitt mit ϵϲϰ 
eigenständigen Bedürfnissen, Ansprüchen, Vorstellungen und Erlebnissen und ein längeres ϵϲϱ 
Leben als Gewinn für die Gemeinschaft. Deshalb werden von Armut bedrohte Seniorinnen ϵϲϲ 
und Senioren vor Diskriminierung geschützt. Die Renten sind auskömmlich, die ϵϲϳ 
Senior*innen müssen nicht zusätzlich arbeiten Sie können selbstbestimmt leben und ϵϲϴ 
entscheiden, welche Aktivitäten oder auch Tätigkeiten sie ausüben.14  ϵϲϵ 

Seniorinnen und Senioren können sich solidarisch für die Belange ihrer Generation ϵϳϬ 
einmischen und engagieren sich in anerkannten Vertretungen in ganz Sachsen. Sie ϵϳϭ 
beteiligen sich an politischen Entscheidungen und vernetzen sich mit anderen ϵϳϮ 
Akteur*innen.15 In der Folge sind öffentliche Räume freundlicher und barrierefrei gestaltet. ϵϳϯ 
Quartiere und Stadtteile bieten nun mehr Versorgungsmöglichkeiten, also kurze Wege, die ϵϳϰ 
wiederum auch viele Vorteile für die jüngeren Generationen bringen - zum Treffen, Aufenthalt ϵϳϱ 
und zur Kommunikation.  ϵϳϲ 

Berufe im Pflege- und Gesundheitssektor sind beliebt, weil sie gut bezahlte Berufszweige mit ϵϳϳ 
hoher gesellschaftlicher Anerkennung und Wertschätzung sind. Die Trennung in stationäre ϵϳϴ 
und ambulante Pflege ist überwunden. Die aktivierende Pflege ist der zentrale Ansatz. Die ϵϳϵ 
Kommunen sind die wichtigsten Gestalter im Pflege- und Gesundheitswesen. Öffentliche ϵϴϬ 
Daseinsvorsorge garantiert ein selbstbestimmtes Altern (aus Sicht der Betroffenen), sowohl ϵϴϭ 
in der Stadt als auch auf dem Land. Die ältere Generation in Sachsen lebt in Würde, bis zum ϵϴϮ 
Lebensende.  ϵϴϯ 

Unsere ersten Schritte: Die gesetzlichen und privaten Kranken-, Pflege- und ϵϴϰ 
Rentenversicherungen werden auf Bundesebene durch solidarische Versicherungssysteme ϵϴϱ 
abgelöst, in die alle – Arbeitnehmer*innen, Angestellte, Beamt*innen, Freiberufler*innen, ϵϴϲ 
Selbstständige, Politiker*innen, Vorstandsvorsitzende usw. –  einzahlen und sowohl Arbeits- ϵϴϳ 
als auch andere Einkünfte wie z. B. Kapitaleinkünfte, Einkünfte aus Vermietungen und ϵϴϴ 
Verpachtungen. Zum Schutz vor Altersarmut wird eine solidarische Mindestrente eingeführt ϵϴϵ 
und die Spitzenrenten werden gedeckelt.  ϵϵϬ 

Der Landtag soll ein Landespflegegesetz nach dem Vorbild anderer Bundesländer und unter ϵϵϭ 
anderem mit besseren Betreuungsschlüsseln beschließen. Wir wollen eine ϵϵϮ 
Landesbedarfsplanung für die Pflege einführen und den Pflegesektor staatlicher bzw. ϵϵϯ 
kommunaler Hand ausbauen und einen Pflegemindestlohnsatz von zunächst 14,50 € ϵϵϰ 
einführen, der mit der Inflation und der allgemeinen Einkommensentwicklung mit wachsen ϵϵϱ 
wird. Nur so kann das Lohnniveau der ganzen Branche nach oben geschoben und der ϵϵϲ 
Fachkräftemangel teilweise gemindert werden. Pilotprojekte zum Aufbau lokaler ϵϵϳ 
Pflegenetzwerke (Vorbild Schweden) aus Angehörigen, Fachkräften, Nachbarschaft und ϵϵϴ 
freiwillig Engagierten sollen in Sachsen umgesetzt werden. Neue Gesundheitsangebote der ϵϵϵ 
öffentlichen Hand wie Gemeindeschwesternmodelle, mobile Arztpraxen, medizinische ϭϬϬϬ 
Versorgungszentren, barrierefreie Wohnungen und Pflegedienste und -heime und ϭϬϬϭ 
hauptamtliche Pflegekoordinatoren müssen überall in Sachsen eingesetzt werden, wo ϭϬϬϮ 
Bedarf besteht. ϭϬϬϯ 

Wir wollen ein (freiwilliges) mehrwöchiges Sozialpraktikum für alle Schüler*innen in Sachsen ϭϬϬϰ 
einführen. Damit wollen wir die Sensibilität und das Interesse für die Themen Gesundheit, ϭϬϬϱ 
Altern, Pflege, Würde, Familie und Sterben generell unterstützen. Außerdem soll die ϭϬϬϲ 
Wertschätzung sozialer Berufe gesteigert und die gesellschaftliche Diskussion zu Solidarität ϭϬϬϳ 
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in unserer Gesellschaft und zum Umgang der Generationen miteinander angekurbelt ϭϬϬϴ 
werden. ϭϬϬϵ 

Nachbarschaftshilfe wird künftig staatlich unterstützt, unter anderem durch ϭϬϭϬ 
Investitionsprogramme und geförderte, aufsuchende Sozialarbeit. Dadurch sollen auch ϭϬϭϭ 
bisher zurückgezogen lebende Senior*innen mit Hilfsangeboten angesprochen werden ϭϬϭϮ 
können. Der Freistaat soll eine öffentliche Kampagne zu den existierenden öffentlichen ϭϬϭϯ 
Angeboten der Sterbe- und Trauerbegleitung starten, um die Wissenslücken der Bevölkerung ϭϬϭϰ 
zu schließen.16 ϭϬϭϱ 

Der Ausbau des Angebotes des öffentlichen Nahverkehrs und dessen barrierefreie ϭϬϭϲ 
Gestaltung werden Seniorinnen und Senioren ermöglichen, die wichtigsten Orte des ϭϬϭϳ 
täglichen Bedarfes zu erreichen, auch im ländlichen Raum. Außerdem werden die Zuschüsse ϭϬϭϴ 
zum barrierefreien Ausbau von Wohnungen angehoben, damit für Seniorinnen und Senioren ϭϬϭϵ 
mit wenig Einkommen möglichst lange in ihrem vertrauten Umfeld wohnen bleiben können.ϭϬϮϬ 
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ϭ ǁǁǁ.ďeauftragte‐Ŷeue‐laeŶder.de/ 
Ϯ „Mut zur Korrektur: EiŶ alterssiĐheruŶgspolitisĐher Auftrag.“, ParitätisĐhe PositioŶeŶ ;BerliŶ, Septeŵďer 
ϮϬϭϳͿ. 
ϯ Dörte HiŶriĐhs uŶd MiĐhael Roehl, IŶ DeutsĐhlaŶd arďeiteŶ iŵŵer ŵehr ReŶtŶer, DLF‐SeŶduŶg „LeďeŶszeit“ 
ǀoŵ ϮϮ.Ϭϵ.ϮϬϭϳ 
ϰ VdK ;ϮϬϭϲͿ VdK‐StaŶdpuŶkt ErǁerďsŵiŶderuŶgsreŶte ‐ Iŵŵer ŵehr MeŶsĐheŶ sĐhaffeŶ es ŶiĐht ďis zur 
AltersreŶte, BerliŶ 
ϱ Heriďert EŶgstler & Laura Roŵeu Gordo; Der ÜďergaŶg iŶ deŶ RuhestaŶd: Alter, Pfade uŶd AusstiegspläŶe; IŶ: 
MahŶe, K., Wolff, J. K., SiŵoŶsoŶ, J., & TesĐh‐Röŵer, C. ;ϮϬϭϳͿ. AlterŶ iŵ WaŶdel: Zwei JahrzehŶte Deutscher 
Alterssurvey ;DEASͿ. WiesďadeŶ: SpriŶger FaĐhŵedieŶ WiesďadeŶ. 
ϲ KathariŶa MahŶe & DaŶiela Klaus , ZǁisĐheŶ EŶkelglüĐk uŶd;Groß‐ͿElterŶpfliĐht – die BedeutuŶg uŶd 
AusgestaltuŶg ǀoŶ BeziehuŶgeŶ zǁisĐheŶ GroßelterŶ uŶd EŶkelkiŶderŶ; IŶ: MahŶe, K., Wolff, J. K., SiŵoŶsoŶ, J., 
& TesĐh‐Röŵer, C. ;ϮϬϭϳͿ. AlterŶ iŵ WaŶdel: Zǁei JahrzehŶte DeutsĐher AlterssurǀeǇ ;DEASͿ. WiesďadeŶ: 
SpriŶger FaĐhŵedieŶ WiesďadeŶ. 
ϳ KathariŶa MahŶe & Oliǀer Huxhold, Nähe auf DistaŶz: BleiďeŶ die BeziehuŶgeŶ zǁisĐheŶ ältereŶ ElterŶ uŶd 
ihreŶ erǁaĐhseŶeŶ KiŶderŶ trotz ǁaĐhseŶder WohŶeŶtferŶuŶgeŶ gut?, IŶ: MahŶe, K., Wolff, J. K., SiŵoŶsoŶ, J., 
& TesĐh‐Röŵer, C. ;ϮϬϭϳͿ. AlterŶ iŵ WaŶdel: Zǁei JahrzehŶte DeutsĐher AlterssurǀeǇ ;DEASͿ. WiesďadeŶ: 
SpriŶger FaĐhŵedieŶ WiesďadeŶ. 
ϴ BuŶdesageŶtur für Arďeit, „Geŵeldete ArďeitsstelleŶ ŶaĐh BerufeŶ ;EŶgpassaŶalǇseͿ ;MoŶatszahleŶͿ“, 
Statistik der BuŶdesageŶtur für Arďeit ;NürŶďerg, Oktoďer ϮϬϭϳͿ. 
ϵ „Mut zur Korrektur: EiŶ alterssiĐheruŶgspolitisĐher Auftrag.“ 
ϭϬ FraŶk BerŶer, KathariŶa MahŶe, Julia K. Wolff & CleŵeŶs TesĐh‐Röŵer, WaŶdel ǀoŶ Teilhaďe uŶd IŶtegratioŶ 
älterer MeŶsĐheŶ – eiŶ politikorieŶtiertes Fazit; IŶ: MahŶe, K., Wolff, J. K., SiŵoŶsoŶ, J., & TesĐh‐Röŵer, C. 
;ϮϬϭϳͿ. AlterŶ iŵ WaŶdel: Zǁei JahrzehŶte DeutsĐher AlterssurǀeǇ ;DEASͿ. WiesďadeŶ: SpriŶger FaĐhŵedieŶ 
WiesďadeŶ. 
ϭϭ Drei FrageŶ aŶ die GeroŶtologiŶ Ursula Lehr, UŶispiegel UŶiǀersität Heidelďerg, Ausgaďe Ϯ/ϮϬϭϳ 
ϭϮ VdK ;ϮϬϭϲͿ VdK‐StaŶdpuŶkt ArzŶei‐ uŶd Hilfsŵittel, BerliŶ 
ϭϯ DHPV, „WisseŶ uŶd EiŶstelluŶgeŶ der MeŶsĐheŶ iŶ DeutsĐhlaŶd zuŵ SterďeŶ – ErgeďŶisse eiŶer 
repräseŶtatiǀeŶ BeǀölkeruŶgsďefraguŶg“ ;BerliŶ: DeutsĐher Hospiz‐ uŶd PalliatiǀǀerďaŶd, JuŶi ϮϬϭϳͿ. 
ϭϰ http://ǁǁǁ.Ŷar.uŶi‐heidelďerg.de/serǀiĐe/iŶt_erliŶghageŶ.htŵl 
ϭϱ Der Sieďte AlteŶďeriĐht der BuŶdesregieruŶg: https://ǁǁǁ.sieďter‐alteŶďeriĐht.de/der‐sieďte‐
alteŶďeriĐht.htŵl 
ϭϲ DHPV, „WisseŶ uŶd EiŶstelluŶgeŶ der MeŶsĐheŶ iŶ DeutsĐhlaŶd zuŵ SterďeŶ – ErgeďŶisse eiŶer 
repräseŶtatiǀeŶ BeǀölkeruŶgsďefraguŶg“. 
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6. Wie werden Bürger, ihre Rechte und Freiheiten 

geschützt? 

Die Situation: In Artikel I der Sächsischen Verfassung heißt es: Der ϭϬϮϭ 
Freistaat Sachsen ist „… ein demokratischer […] sozialer Rechtsstaat.“1 ϭϬϮϮ 
Will heißen: Die Politik soll Recht und Gesetz gestalten und die Behörden ϭϬϮϯ 
sollen es durchsetzen - und sich auch selbst daran halten. Denn der Staat ϭϬϮϰ 
darf nicht willkürlich handeln und auch nicht die Grundrechte der ϭϬϮϱ 
Bürger*innen verletzen.2 Um das abzusichern, haben wir Gerichte. Vor ϭϬϮϲ 
Gericht soll jeder gleich behandelt werden. Die Medien sollen das kritisch ϭϬϮϳ 
begleiten. Dieses System funktioniert gut, so lange jeder die ihm so ϭϬϮϴ 
zugewiesenen Aufgaben verantwortungsvoll wahrnimmt. Das System ϭϬϮϵ 
gerät in Ungleichgewicht, wenn diese verantwortungsvolle Bindung in das ϭϬϯϬ 
Gewohnheitsrecht des Regierens und Verwaltens abgleitet oder allein auf ϭϬϯϭ 
den Erhalt von Mehrheiten gerichtet ist.  ϭϬϯϮ 

Die letzten Jahre zeigen aber: ϭϬϯϯ 

 Die Verwaltungen und Behörden sind personell stark abgebaut ϭϬϯϰ 
worden. Dadurch sind Sicherheits- und Polizeibehörden den alltäglichen ϭϬϯϱ 
und wachsenden Anforderungen, zumindest zu erheblichen Teilen, weder ϭϬϯϲ 
fachlich noch personell gewachsen. In der Folge bleiben ϭϬϯϳ 
Rechtsverletzungen oft ohne Folgen, Schaden kann oft nur verspätet, ϭϬϯϴ 
manchmal gar nicht mehr abgewendet werden. Ein Beispiel dafür ist der ϭϬϯϵ 
Skandal um illegale Abfallimporte, der Sachsen bis heute beschäftigt. ϭϬϰϬ 

 Schlechte Personalausstattung bei der Polizei führt dazu, dass die ϭϬϰϭ 
Einhaltung von Gesetzen und punktuell die öffentliche Sicherheit nicht ϭϬϰϮ 
mehr gewährleistet werden können, zum Beispiel werden kaum noch ϭϬϰϯ 
Geschwindigkeits- und Alkoholkontrollen im Straßenverkehr ϭϬϰϰ 
durchgeführt, was wiederum zu einer Verrohung der Sitten und des ϭϬϰϱ 
Verkehrsklimas führt. Fehlendes Personal bei Sicherheitsbehörden und ϭϬϰϲ 
Justiz (Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichte, Strafvollzug, Gefängnis)  ϭϬϰϳ 

hat zur Folge, dass Straftaten häufig unentdeckt und unaufgeklärt bleiben, ϭϬϰϴ 
oder erst Jahre später verfolgt werden. Viel zu lange Verfahrenslaufzeiten ϭϬϰϵ 
sind eine Belastung für die Opfer auf der einen und die Angeklagten auf ϭϬϱϬ 
der anderen Seite. Darunter leiden die Rechtsdurchsetzung und ϭϬϱϭ 
Wahrheitsfindung, und damit auch das Ansehen des Rechtsstaates. So ϭϬϱϮ 
kann in einigen Fällen wegen fehlenden Personals bei den Justizbehörden ϭϬϱϯ 
und des Ablaufens gesetzlicher Fristen nicht rechtzeitig Klage gegen ϭϬϱϰ 
Straftäter erhoben werden. Ein fatales Versagen des Rechtsstaats. Ein ϭϬϱϱ 
anderes Beispiel ist die misslungene Festnahme des Terrorverdächtigen ϭϬϱϲ 
Al-Bakr aufgrund überforderter Polizeieinheiten. Für die Bekämpfung  ϭϬϱϳ 

Das Problem:  

Der Staat hat an 

Bedeutung verloren, 

wenn es um die 

Wahrung von Recht 

und Gesetz für alle 

geht. Entstandene 

Freiräume werden 

durch Lobbyismus, 

Populismus und 

Meinungsmonopole 

besetzt. Geld ersetzt 

Verantwortung.  

Macht verhindert 

Aufklärung.   

Unsere Vision:  

Der Rechtsstaat 

schafft Gerechtigkeit 

für alle. Staatliches 

Handeln ist 

nachvollziehbar  

und fair. Der 

Rechtsstaat ist  

stark und wird 

akzeptiert. 
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Organisierter Kriminalität sind das Landeskriminalamt und die Kriminalpolizeiinspektionen ϭϬϱϴ 
der Polizeidirektionen personell und fachlich nicht ausreichend ausgestattet und ϭϬϱϵ 
fortgebildet. Damit steht der Bereich der Organisierten Kriminalität nicht genug unter ϭϬϲϬ 
Verfolgungsdruck. Auch der Mangel an Gerichtsmediziner*innen und forensischem ϭϬϲϭ 
Fachpersonal steht einer Verbrechensentdeckung und -aufklärung entgegen. ϭϬϲϮ 
Cyberkriminalität rückt zunehmend in den Fokus der Ermittlungsbehörden und bleibt ϭϬϲϯ 
dennoch unterbelichtet. Trotz zunehmender Fachkompetenz bleiben Polizei und ϭϬϲϰ 
Staatsanwaltschaften weit hinter den Cyberkriminellen zurück. Landesbank- und ϭϬϲϱ 
Sachsensumpfskandal mit Verfolgung von Staatsanwälten, Polizisten und Journalisten ϭϬϲϲ 
stehen für politisch gewollte Nichtaufklärung und wider besseres Wissen für die ϭϬϲϳ 
Verneinung von OK-Verstrickungen. Strafverfolgung und Urteilsfindung sind so von Affären ϭϬϲϴ 
und schleierhaften Vorgängen (unter Beteiligung staatlicher Strukturen) geprägt. Für den ϭϬϲϵ 
systematischen und massenhaften Betrug an Dieselfahrzeugen aber wird kein ϭϬϳϬ 
Verantwortlicher belangt (und keine Verbraucher*innen entschädigt). ϭϬϳϭ 

   Die Bevölkerung wird zu wenig vor organisierter Gewalt geschützt. Der NSU, der ϭϬϳϮ 
Nationalsozialistische Untergrund konnte von Sachsen aus morden. Die Polizei reagiert ϭϬϳϯ 
nur, statt engagiert und dauerhaft gegen Neonazis vorzugehen. Verstrickungen von V-ϭϬϳϰ 
Leuten und Kungeleien von Polizisten mit der Szene zeigen: Behörden sind oft Teil des ϭϬϳϱ 
Problems. ϭϬϳϲ 

  An Verwaltungsgerichten dauert ein Prozess in Sachsen doppelt so lange wie im ϭϬϳϳ 
Bundesdurchschnitt. Schlussendlich heißt das, sie können sich gegen Fehlentscheidungen ϭϬϳϴ 
von Verwaltungsbehörden nicht zur Wehr setzen. Ein Grund für diese Entwicklung: Gerichte ϭϬϳϵ 
können kaum auf veränderte Aufgaben reagieren.3  ϭϬϴϬ 

   Für viele Menschen wird die Durchsetzung ihrer berechtigten Ansprüche vor Gericht ϭϬϴϭ 
zum Luxusgut. Dagegen sind Angeklagte mit guten finanziellen Möglichkeiten vor Gericht ϭϬϴϮ 
oft besser gestellt. Beispielsweise werden in fast der Hälfte der Wirtschaftsstrafverfahren ϭϬϴϯ 
und bei bestimmten Verfahren der Organisierten Kriminalität Absprachen und Vergleiche ϭϬϴϰ 
ausgedealt.4 Der Einfluss mächtiger Lobby- und Interessengruppen auf die Justiz wächst. ϭϬϴϱ 
Mit „Recht sprechen“ und „gleich vor Gericht“ hat das nicht mehr viel zu tun. In der ϭϬϴϲ 
Bevölkerung verstärkt sich der Eindruck: „Die Großen lässt man laufen, die Kleinen fängt ϭϬϴϳ 
man.“  ϭϬϴϴ 

   Auf der einen Seite regelt, verfolgt und kontrolliert der Staat mit sehr viel Fleiß, zum ϭϬϴϵ 
Beispiel bei Ordnungswidrigkeiten oder kleineren Delikten. Auf der anderen Seite ist er ϭϬϵϬ 
deutlich weniger aktiv, manchmal schlicht untätig. Auch wenn Sonderkommissionen ϭϬϵϭ 
Erfolge beim Kfz-Diebstahl, Wohnungseinbruchdiebstahl und anderen organisierten ϭϬϵϮ 
Verbrechen erzielen konnten, treffen diese Straftaten direkt die Bürger*innen in der ϭϬϵϯ 
privaten Lebensführung. Hier brauchen wir mehr Personal und Engagement, um das ϭϬϵϰ 
Vertrauen in den Rechtsstaat nicht zu zerstören.  ϭϬϵϱ 

   Richtern fehlt oft der direkte Lebensbezug zu den Erfahrungen und Lebenslagen von ϭϬϵϲ 
Opfern, Zeug*innen, Täter*innen und anderen Betroffenen, sowie Lebenserfahrung ϭϬϵϳ 
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anderer Bereiche. Nicht selten entsteht so eine Entfremdung der Richter von den ϭϬϵϴ 
betroffenen Bürger*innen. ϭϬϵϵ 

   Die Regierung schränkt die Grundrechte der Bürger*innen immer wieder ein, ϭϭϬϬ 
eindrückliche Beweise sind die illegale Handydaten-Speicherung, die flächendeckende ϭϭϬϭ 
Versammlungsverbote und nicht zuletzt die Entwürfe für eine neue Polizeigesetzgebung in ϭϭϬϮ 
Sachsen. Global agierende Konzerne sammeln und verwerten privateste Informationen in ϭϭϬϯ 
einem bisher unvorstellbaren Maße und bedrohen damit die Freiheit jedes einzelnen. Die ϭϭϬϰ 
Ersetzung der bisher geltenden „Unschuldsvermutung“ durch den allgemeinen ϭϭϬϱ 
„Gefährderansatz“ im polizeilichen Gefahrenabwehrrecht, zerstört bisherige Grundsätze ϭϭϬϲ 
polizeilicher Befugnisbegrenzung und bereitet den Weg für einen Polizeistaat.  ϭϭϬϳ 
   Unter dem Zwang zur aufregendsten und neuesten Neuigkeit werden einzelne ϭϭϬϴ 

Verbrechen überbetont und damit die Realität verzerrt, was eine durchdachte und ϭϭϬϵ 
angemessene Reaktion des Staates erschwert.5 Auf der anderen Seite werden ϭϭϭϬ 
Journalist*innen in Sachsen bei brisanten Themen vom Staat unter Druck gesetzt, wie der ϭϭϭϭ 
Fall Sachsensumpf zeigt oder die Angriffe im Umfeld von Pegida auf Medienvertreter.  ϭϭϭϮ 

Chronik sächsischer Unsicherheit (Auswahl bedeutender Ereignisse) 

 
Letztlich nehmen die Bürger*innen so einen Abbau von Gerechtigkeit und Sicherheit und in ϭϭϭϯ 
der Folge eine Entfernung und Entfremdung vom Rechtsstaat wahr. Die hier entstehenden ϭϭϭϰ 
Lücken werden von verschiedenen Akteuren gefüllt. Auf der einen Seite ist in diesen ϭϭϭϱ 
Leerstellen Platz für Populismus, Ausgrenzung und für Hetze. Auf der anderen Seite werden ϭϭϭϲ 
die Lücken von Lobbyisten genutzt. So wollen die reichen Großkonzerne um VW die Gelder, ϭϭϭϳ 
die für die Behebung des Dieselskandals erforderlich sind, dem Steuerzahler aufbürden, und ϭϭϭϴ 
auch für die Umweltfolgen der Kohleverstromung zahlt die Bürgerschaft, nicht der ϭϭϭϵ 
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Verursacher. Großkonzerne wie Facebook sammeln und verwerten privateste Informationen ϭϭϮϬ 
in einem bisher nicht vorstellbaren Maße, bislang straffrei. Und am Ende sind es Software-ϭϭϮϭ 
Schmieden, die dem Staat jene Algorithmen verkaufen, mit deren Hilfe dieser effektivere ϭϭϮϮ 
Gefahrenabwehr, Ermittlungsarbeit und Strafjustiz erhofft. Die Erkenntnis, dass der Staat ϭϭϮϯ 
und die Justiz selbst damit in Abhängigkeiten geraten und die Persönlichkeitsrechte der ϭϭϮϰ 
Bürger*innen gefährdet sind, ist entweder noch nicht gewonnen oder wird dem Ziel ϭϭϮϱ 
untergeordnet. ϭϭϮϲ 

Zusammenfassend müssen wir feststellen: Der Freistaat Sachsen wird seiner Verantwortung ϭϭϮϳ 
als demokratischer und sozialer Rechtsstaat nur sehr unbefriedigend gerecht.  ϭϭϮϴ 

Unsere Vision: Der Freistaat Sachsen hat die entstandenen Lücken geschlossen und ist als ϭϭϮϵ 
Rechtsstaat wieder glaubwürdig. Die Gerichtsverfahren zielen auf Wahrheitsfindung und ϭϭϯϬ 
lückenlose Aufklärung. Die Verwaltungsbehörden in Sachsen haben ausreichend Personal- ϭϭϯϭ 
und Sachmittel und können wegen guten Fachwissens und Fortbildungen frühzeitig ϭϭϯϮ 
Vergehen ahnden und größeren Schaden abwenden. ϭϭϯϯ 

Polizei, Staatsanwaltschaften und Strafgerichte können sich auf ihre Kernaufgaben ϭϭϯϰ 
konzentrieren, anstatt Bagatelldelikte wie z. B. das sogenannte „Schwarzfahren“ ϭϭϯϱ 
(Erschleichen von Leistungen) strafrechtlich verfolgen und ahnden zu müssen. Die Justiz in ϭϭϯϲ 
Sachsen ist dementsprechend umorganisiert und es wurden neue Prioritäten gesetzt. Aber ϭϭϯϳ 
auch die gesellschaftliche Erwartungshaltung an die öffentlichen Verwaltungen hat sich ϭϭϯϴ 
normalisiert, nicht alles sollen Behörden „für uns“ tun. ϭϭϯϵ 

Diese neue Haltung der Bürger*innen zum Staat und umgekehrt schafft in Fragen der ϭϭϰϬ 
öffentlichen Sicherheit vor allem der gesellschaftlichen Präventionsarbeit einen akzeptierten ϭϭϰϭ 
und gewollten Raum. So ist die Verkehrserziehung von Kindern und Jugendlichen an Kitas ϭϭϰϮ 
und Schulen in Kooperation von Verkehrswacht und Polizei auf höchstem Niveau ϭϭϰϯ 
sichergestellt. Auch für erwachsene Verkehrsteilnehmer*innen sind verkehrsrechtliche und ϭϭϰϰ 
verkehrspraktische Fortbildungen ständige Angebote. Für ältere Fahrzeugführer*innen sind ϭϭϰϱ 
ab dem 70. Lebensjahr jährliche verkehrsmedizinische Checks verbindlich, die vor allem die ϭϭϰϲ 
Sicherheit der älteren Verkehrsteilnehmer*innen überprüfen und von den ϭϭϰϳ 
Krankenversicherungen als Vorsorgeleistung übernommen werden. ϭϭϰϴ 

Kinder- und Jugendschutz wird hinsichtlich der Verhinderung des Drogenkonsums (Alkohol ϭϭϰϵ 
und ähnliche Einstiegsdrogen, Substanzmissbrauch) als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ϭϭϱϬ 
umgesetzt. Dabei dienen Erkenntnisse aus medizinischer, sozialpsychologischer, ϭϭϱϭ 
sozialpädagogischer und kriminologischer Forschung für eine effektive Präventionsarbeit. ϭϭϱϮ 
Der Drogenkonsum ist entkriminalisiert, die Ausgabe von Drogen erfolgt unter medizinischer ϭϭϱϯ 
Kontrolle durch geprüfte und zertifizierte Träger der Wohlfahrtspflege. Somit wird vor allem ϭϭϱϰ 
die Beschaffung von Drogen legalisiert und dem Schwarzmarkt und organisierten ϭϭϱϱ 
Verbrechen entzogen. Konsument*innen können in stärkerem Maße für therapeutische ϭϭϱϲ 
Angebote gewonnen werden. Ihnen stehen ausreichend Therapieplätze zur Verfügung. ϭϭϱϳ 
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Einbruchs-, Einbruchsdiebstahl- und Diebstahlprävention wird in Kooperation der ϭϭϱϴ 
Mieterverbände gemeinsam mit der organisierten Wohnungswirtschaft und Polizei über ein ϭϭϱϵ 
breites Informationsangebot betrieben. ϭϭϲϬ 

Die Versammlungsfreiheit und der Schutz vor Bespitzelung oder Ausspähung persönlicher ϭϭϲϭ 
Daten sind unangefochtene Grundrechte in Sachsen und stehen als wichtige Aufgabe für ϭϭϲϮ 
Polizei und alle staatlichen Verwaltungen im gesamtgesellschaftlichen Fokus. Sie müssen ϭϭϲϯ 
nicht mehr langwierig über Gerichte eingeklagt werden, sondern von der Polizei und den ϭϭϲϰ 
Verwaltungen von vornherein geachtet werden. Umfassende politische Bildung und die ϭϭϲϱ 
Akzeptanz humanistischen, demokratischen und antifaschistischen Engagements der ϭϭϲϲ 
Zivilgesellschaft sind Ausdruck einer neuen gesellschaftlichen demokratischen Kultur und ϭϭϲϳ 
einer neuen Polizeikultur. ϭϭϲϴ 

Unsere ersten Schritte: Wir werden die Gerichte kontinuierlich mit deutlich mehr Personal ϭϭϲϵ 
und mehr Instrumenten zur Umorganisation von Arbeitslasten ausstatten. Dadurch werden ϭϭϳϬ 
die Verfahren gestrafft und Verfahrenslaufzeiten bei Straf-, Zivil- und Verwaltungsgerichten ϭϭϳϭ 
auf bundesdeutsches Niveau reduziert. ϭϭϳϮ 

Wir werden den Verfassungsschutz in Sachsen abschaffen, die Aufgaben der ϭϭϳϯ 
Gefahrenabwehr übernehmen die Polizeibehörden. Für nachrichtendienstliche Tätigkeiten ϭϭϳϰ 
zur Aufklärung von Wirtschaftsspionage organisieren wir gesonderte Abteilungen im ϭϭϳϱ 
Landeskriminalamt. ϭϭϳϲ 

Wir werden den Personalkörper der Polizei ebenso kontinuierlich vergrößern und über ϭϭϳϳ 
veränderte Ausbildungsgänge und die Fachkompetenz der sächsischen Polizei erhöhen. Wir ϭϭϳϴ 
werden die Kriminalist*innenausbildung für die angehenden Kriminalist*innen der ϭϭϳϵ 
sächsischen Polizei so umgestalten, dass sie sowohl Organisierte Kriminalität und ϭϭϴϬ 
Cyberkriminalität auf der einen Seite, als auch Massendelikte wie Einbrüche und Diebstähle ϭϭϴϭ 
auf der anderen Seite abdecken und gut bearbeiten können. Durch die Neugestaltung der ϭϭϴϮ 
Aus- und Fortbildung für Beamt*innen in den Polizeirevieren und -direktionen sowie gute ϭϭϴϯ 
politische Bildung sollen die Polizeibeamt*innen ein neues Selbstverständnis als Partner*in ϭϭϴϰ 
bei Großveranstaltungen und Demonstrationen entwickeln. Zugleich wollen wir sie ϭϭϴϱ 
sensibilisieren für Sachverhalte der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit wie z. B. ϭϭϴϲ 
Antisemitismus, Homophobie, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, ihre interkulturelle ϭϭϴϳ 
Kompetenz stärken und durch eine breite Kampagne mehr junge Menschen mit ϭϭϴϴ 
Migrationshintergrund für einen Job bei der Polizei gewinnen.  ϭϭϴϵ 

Wir werden eine unabhängige Ombudsstelle für die Polizei auf gesetzlicher Grundlage ϭϭϵϬ 
errichten und mit weitreichenden Berichts-, Auskunfts-, Untersuchungs- und ϭϭϵϭ 
Schlichtungsrechten ausstatten. Bürger*innen werden also gesetzlich garantierte Rechte ϭϭϵϮ 
erhalten auf entsprechende Untersuchungen und den gleichzeitigen Schutz ihrer Interessen. ϭϭϵϯ 
Diese Unabhängigkeit wird ebenso Polizeibediensteten garantiert, die sich über Verhalten ϭϭϵϰ 
von Dienstvorgesetzten oder Kolleg*innen beschweren wollen sowie Hinweise auf ϭϭϵϱ 
gruppendynamisches Fehlverhalten von Kolleg*innen geben wollen. Wir werden eine die ϭϭϵϲ 
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berechtigten Schutzinteressen von Polizeibeamt*innen sichernde Form der ϭϭϵϳ 
Kennzeichnungspflicht auf gesetzlicher Grundlage einführen.  ϭϭϵϴ 

Wir wollen in Sachsen Neonazismus, Antisemitismus, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, ϭϭϵϵ 
Homophobie und jegliche Form der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit bekämpfen ϭϮϬϬ 
und ihre Akteur*innen engagiert durch die Strafverfolgungsbehörden dauerhaft verfolgen ϭϮϬϭ 
lassen. Dazu sollen die Behörden eng mit den Kolleg*innen in Deutschland und international ϭϮϬϮ 
zusammenarbeiten. Wir werden Aussteigerprogramme intensivieren.  ϭϮϬϯ 

Der Schutz von Opfern und Zeug*innen, aber auch der Schutz von Vertrauenspersonen ϭϮϬϰ 
sowie journalistischer Arbeit wird eine deutliche höhere Priorität genießen. Wir werden die ϭϮϬϱ 
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Vereinen und Projekten, die Zivilcourage, ϭϮϬϲ 
Opferschutz und demokratische Bildung stärken und fördern. Allen voran wird der Freistaat ϭϮϬϳ 
Sachsen mit seinen Behörden alle Versuche rigoros abwehren, Grundrechte auszuhebeln, ϭϮϬϴ 
wie es bereits bei sogenannten „Kontrollen“ und „Festnahmen“ durch einzelne lokale ϭϮϬϵ 
„Bürgermilizen“ vorkam. Der Staat wird das staatliche Gewaltmonopol durchsetzen. ϭϮϭϬ 

Mit dem Ausbau des Netzes an Polizeirevieren vor Ort sichern wir eine schnelle ϭϮϭϭ 
Erreichbarkeit für die Bürger*innen und eine deutlich verbesserte Präsenz der sächsischen ϭϮϭϮ 
Polizei.ϭϮϭϯ 
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ϭ „VerfassuŶg des Freistaates SaĐhseŶ“ ǀoŵ Ϯϳ. Mai ϭϵϵϮ ;säĐhs. GVBl Seite ϮϰϯͿ GruŶdgesetz für die BuŶdesrepuďlik DeutsĐhlaŶd iŶ der iŵ 
BuŶdesgesetzďlatt Teil III, GliederuŶgsŶuŵŵer ϭϬϬ‐ϭ, ǀeröffeŶtliĐhteŶ ďereiŶigteŶ FassuŶg, das durĐh Artikel ϭ des Gesetzes ǀoŵ ϭϯ. Juli 
ϮϬϭϳ ;BGBl. I S. ϮϯϰϳͿ geäŶdert ǁordeŶ ist“ ;o. J.Ϳ. 
Ϯ EĐkart ThuriĐh, Pocket Politik „Deŵokratie iŶ DeutschlaŶd“ ;BoŶŶ: BuŶdeszeŶtrale für PolitisĐhe BilduŶg, 
ϮϬϬϲͿ. 
ϯ JoaĐhiŵ WagŶer, EŶde der Wahrheitssuche Justiz zwischeŶ Macht uŶd OhŶŵacht ;Verlag C. H. BeĐk, ϮϬϭϳͿ. 
ϰ WagŶer S. ϮϮϯ. 
ϱ DeutsĐher Presserat, „PuďlizistisĐhe GruŶdsätze ;PressekodexͿ ‐ RiĐhtliŶieŶ für die puďlizistisĐhe Arďeit ŶaĐh 
deŶ EŵpfehluŶgeŶ des DeutsĐheŶ Presserates ‐ BesĐhǁerdeordŶuŶg“, ϮϬϭϳ, presserat.de. 
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7. Welche Wohnverhältnisse habe ich? ϭϮϭϰ 

Die Situation: Die ersten beiden Jahrzehnte nach der politischen Wende in ϭϮϭϱ 
Sachsen waren wegen des erheblichen Bevölkerungsverlustes und der ϭϮϭϲ 
ersten Eigentumswelle durch große Anstrengungen zur Beseitigung des teils ϭϮϭϳ 
massiven Wohnungsleerstandes und der Sanierung ganzer Wohnquartiere ϭϮϭϴ 
in den Städten gekennzeichnet. Dörfer und Städte haben sich ϭϮϭϵ 
herausgeputzt. Zugleich ist ein großer Teil der Böden und Immobilien in ϭϮϮϬ 
privates Eigentum übergegangen und so zu Spekulationsobjekten ϭϮϮϭ 
geworden. Wohnungen und Böden sind so zur Handelsware geworden. Seit ϭϮϮϮ 
ein paar Jahren verschlechtert sich vielerorts die Wohnsituation jedoch ϭϮϮϯ 
wieder. Besonders problematisch ist, dass Familien mit mittleren oder ϭϮϮϰ 
niedrigen Haushaltseinkommen sowie Alleinerziehende und Alleinlebende ϭϮϮϱ 
mit wenigen Einkünften zunehmend unter ihrer Wohnsituation leiden.1 Oft ϭϮϮϲ 
haben die Mieter*innen keinen Einfluss auf die Höhe der Miete, die ϭϮϮϳ 
Wohnungsqualität oder das nähere Wohnumfeld. Dies trifft oft auch auf ϭϮϮϴ 
kommunale oder genossenschaftliche Wohnungen zu.2  ϭϮϮϵ 

Insgesamt sind folgende Tendenzen erkennbar: ϭϮϯϬ 

Vom hohen Leerstand in den Großstädten Leipzig und Dresden zu massiv ϭϮϯϭ 
steigenden Mietpreisen bei Neuvermietungen vergingen nur wenige Jahre. ϭϮϯϮ 
Vor 2010 konnte der Leerstand insbesondere in Leipzig und Dresden ϭϮϯϯ 
deutlich durch Rückbau im Rahmen des Programms „Stadtumbau Ost“ ϭϮϯϰ 
reduziert werden. Es konsolidierte sich ein Wohnungsmarkt, der aufgrund ϭϮϯϱ 
des Überschusses neugebauter und sanierter Wohnungen in allen ϭϮϯϲ 
Preissegmenten von Nachfrager*innen bestimmt war. Die Auswahl war ϭϮϯϳ 
noch groß und die Mieten bis auf wenige Exklusivstandorte günstig. Durch ϭϮϯϴ 
den massiven Zuzug in die beiden Großstädte seit 2010 sowie steigende ϭϮϯϵ 
Geburtenzahlen wächst nun der Druck auf den städtischen Wohnungsmarkt ϭϮϰϬ 
mit Folgen für Angebotsmieten und mancherorts setzen auch erste ϭϮϰϭ 
Verdrängungsprozesse ein.  ϭϮϰϮ 

Somit zeigen sich die Wohnungsmärkte in Sachsen uneinheitlich. Einerseits ϭϮϰϯ 
wächst die Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum, so in den Städten ϭϮϰϰ 
durch Zuzug von Menschen aus dem ländlichen Raum, aus anderen ϭϮϰϱ 
Bundesländern und durch Geflüchtete.3 Vor allem in den Großstädten reicht ϭϮϰϲ 
dafür das Angebot noch nicht aus. In Sachsen leben zwei von drei Personen ϭϮϰϳ 
in einer Wohnung zur Miete.4 Wegen der Renditeabsichten mancher ϭϮϰϴ 
Eigentümer ist ein Teil der Mieter in einer schwierigen Lage. Andererseits ϭϮϰϵ 
steht in Sachsen noch immer fast jede zehnte Wohnung leer, eine der ϭϮϱϬ 
höchsten Leerstands-Quoten in Deutschland.5 Vor allem im ländlichen ϭϮϱϭ 
Raum, den peripheren Gebieten und vielen Klein- und Mittelstädten sinkt ϭϮϱϮ 
die Einwohner*innenzahl weiter. Somit gibt es keine Interessenten für den ϭϮϱϯ 
Leerstand, oft haben die Wohnungen zudem keine gute Wohnqualität. ϭϮϱϰ 
Problematisch ist dabei, dass von 2006 bis 2013 für knapp 127.000 ϭϮϱϱ 
sogenannte Sozialwohnungen die Mietpreisbindung entfallen ist. In Sachsen ϭϮϱϲ 
gibt es nur noch etwa 7.000 Wohnungen mit Mietpreisbindung. Ohne diese ϭϮϱϳ 
Mietpreisbindung sind sie der Mietpreisbildung an den Wohnungsmärkten  ϭϮϱϴ 

Das Problem:  

Kontraste nehmen  

zu - Wohnraum 

ungleich verteilt, 

Mieten steigen, 

Wohnumfeld 

verschlechtert  

sich. 

Unsere Vision:  

Die soziale  

Mischung und  

das Wohnumfeld 

stimmen, in Stadt  

und Land. 
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ausgesetzt.6 Vor allem diese Wohnungsbestände in den Wohnungsgenossenschaften und ϭϮϱϵ 
bei kommunalen Wohnungsgesellschaften bieten aufgrund des geringeren Mietanstiegs ϭϮϲϬ 
größere Sicherheit. Besonders im privaten Wohnungssektor wachsen seitdem die Mieten. ϭϮϲϭ 

Dazu kommen sich ändernde Ansprüche. Familien konkurrieren in den Städten mittlerweile ϭϮϲϮ 
mit vielen anderen Nutzergruppen (z. B. studentische und andere WGs), nicht wenige ϭϮϲϯ 
Menschen sind im Trend immer größerer Wohnflächen aufgewachsen und suchen z.B. als ϭϮϲϰ 
Single oder Paar nach Wohnungen, die früher eher Familienwohnungen waren. Über die ϭϮϲϱ 
Lösung dieser Probleme herrscht Uneinigkeit. Die sächsischen Wohnungsgenossenschaften ϭϮϲϲ 
wollen zum Beispiel, dass nicht in den Großstädten Wohnraum gefördert wird. Stattdessen ϭϮϲϳ 
sollen im Umfeld der Großstädte Kommunen unterstützt werden7, bei denen noch viele ϭϮϲϴ 
Wohnungen leer stehen.8 ϭϮϲϵ 

Die soziale Mischung ist gefährdet – in Städten und den Dörfern. Menschen mit wenig ϭϮϳϬ 
Einkommen müssen ihr Wohngebiet immer häufiger aufgrund steigender Mieten verlassen. ϭϮϳϭ 
Gegenüber den Verdrängungsmechanismen im Bereich des Wohnens sind prekäre ϭϮϳϮ 
Haushalte (einkommensschwach, geringe Qualifikation oder körperliche bzw. geistige ϭϮϳϯ 
Einschränkungen) besonders sensibel. Die Landesregierung weigert sich selbst die Mini-ϭϮϳϰ 
Mietpreisbremse umzusetzen.9 Und der Staat gewährt Erwerbslosen und ϭϮϳϱ 
einkommensschwachen Haushalten auch kein ausreichendes Wohngeld, die KdU-Sätze sind ϭϮϳϲ 
zu gering.10 Viele Kommunen nutzen ihre Möglichkeiten nicht, wenigstens minimal entgegen ϭϮϳϳ 
zu wirken, beispielsweise durch einen qualifizierten Mietspiegel, der auch die ϭϮϳϴ 
Bestandsmieten abbildet und diese stärker gewichtet als Neuvertragsmieten11. Durch die ϭϮϳϵ 
Kommunen werden kaum Gebiete mit Erhaltungsschutz- bzw. Milieuschutzsatzungen belegt. ϭϮϴϬ 
Auch kleine Gewerbeunternehmen sind den Preisanstiegen ausgesetzt.12 Darüber hinaus ϭϮϴϭ 
boomen in Dresden und Leipzig weitgehend abgeschirmte Investorenprojekte, oft „Höfe“ ϭϮϴϮ 
und „Residenzen“ genannt.13 Diese Tendenzen gefährden die soziale Mischung in den ϭϮϴϯ 
Wohnquartieren und letztlich im gesamten Freistaat.  ϭϮϴϰ 

Etwa jede zehnte Person in Sachsen lebt mit einer Behinderung. Der Bedarf nach passendem ϭϮϴϱ 
Wohnraum ist riesig: In Sachsen müssten jedes Jahr über 7.000 barrierefreie (bezahlbare) ϭϮϴϲ 
Wohnungen neu hinzukommen (siehe Grafik unten).14 Aktuell wird das weit verfehlt.  ϭϮϴϳ 

 ϭϮϴϴ 
Für Haushalte mit wenig Einkommen fängt es mit den Unannehmlichkeiten schon weit vor ϭϮϴϵ 
der fehlenden Barrierefreiheit an, denn sie sind häufig von Feuchtigkeitsschäden, Lärm und ϭϮϵϬ 
Umweltverschmutzung betroffen.15 ϭϮϵϭ 

Neben der mangelnden Wohnungsqualität kommt noch das vernachlässigte Wohnumfeld ϭϮϵϮ 
dazu, denn: Wohnumfeld-Verbesserung spielt oft keine Rolle, auch bei Neubauten. ϭϮϵϯ 
Nachverdichtung, Einzäunung, Ummauerung, Zerstückelung und Betonierung von ϭϮϵϰ 
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Innenhöfen und Außenanlagen verhindern sehr oft die nachbarschaftliche Kommunikation ϭϮϵϱ 
oder einfach das freie Spiel der Kinder.16  ϭϮϵϲ 

Verarmung und Vereinsamung drohen: Vor allem ältere Menschen drohen zu vereinsamen, ϭϮϵϳ 
wenn sie in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt sind oder sich unsicher fühlen.17 Wenn ϭϮϵϴ 
die Familienangehörigen weit weg wohnen und im direkten Umfeld ein barrierefreier ÖPNV-ϭϮϵϵ 
Zugang fehlt, erschwert das die Teilhabe am öffentlichen Leben. Ältere Menschen werden ϭϯϬϬ 
dadurch und durch zu hohe Wohnkosten gezwungen umzuziehen. Vor allem die zunehmende ϭϯϬϭ 
Altersarmut wird das Problem der zu hohen Wohnkosten (siehe folgendes Zitat) in Sachsen ϭϯϬϮ 
noch verstärken. ϭϯϬϯ 

„Senioren mit Armutsrisiko verfügen nach Abzug der Wohnkosten durchschnittlich über ein restliches ϭϯϬϰ 
Einkommen von 585 Euro [monatlich], Senioren ohne Armutsrisiko dagegen mit 2.221 Euro ϭϯϬϱ 
restlichem Einkommen über fast viermal so viel.“  ϭϯϬϲ 
aus: Lebenslagen und Einkommenssituation älterer Menschen, BBSR 201518 ϭϯϬϳ 

Menschen im Erwerbsalter zwingt dagegen der Druck auf dem Arbeitsmarkt häufiger zum ϭϯϬϴ 
Wohnortwechsel oder aber ihre Arbeitswege werden immer länger. Der unter Druck oder ϭϯϬϵ 
negativen Gründen („brauche billigere Wohnung“) bezogene, neue Wohnort ist dann eher ϭϯϭϬ 
Kontrast zur alten Wohnstätte als Bereicherung und Entdeckung.19 Somit verschlechtert sich ϭϯϭϭ 
das Wohnumfeld, wenn auch manchmal nur gefühlt. Die Alternative zum Umzug hat aber ϭϯϭϮ 
auch einen Haken: Wenn die Menschen weit pendeln, dann ist kaum Zeit für soziale ϭϯϭϯ 
Kontakte. Manchmal fühlen sich Sesshafte aber auch einsam, weil andere weggehen, zum ϭϯϭϰ 
Beispiel im ländlichen Raum. Hier fehlt es an Konzepten diesen Zustand zu verbessern. ϭϯϭϱ 
Segregation und armutsfreie Stadtteile. ϭϯϭϲ 

Unsere Vision: Wir wollen erreichen, dass in Deutschland neben der sozioökonomischen ϭϯϭϳ 
Gesamtentwicklung auch die Entwicklung der Einkommen es sowohl den Erwerbstätigen als ϭϯϭϴ 
auch den Rentner*innen, den Erwerbslosen, Familien, Alleinerziehenden, den Alleinlebenden ϭϯϭϵ 
mit geringerem Einkommen sowie den Menschen mit Behinderungen ermöglicht, eine ihren ϭϯϮϬ 
Bedürfnissen entsprechende Wohnung anzumieten – auch im Alter. Selbstverständlich ϭϯϮϭ 
müssen dazu auch bundesweite Reformen u. a. der Arbeitslosenversicherung, der Renten- ϭϯϮϮ 
und Grundsicherung die erforderliche finanzielle Stellung aller stärken.  ϭϯϮϯ 

Mieter*innen werden bei Fragen der Wohnungsausstattung und der Gestaltung des ϭϯϮϰ 
Wohnumfeldes immer beteiligt. Neben der sehr guten Einkommensentwicklung tragen ϭϯϮϱ 
Mietbegrenzungsinstrumente zu einer gesellschaftlich gewollten Dämpfung der ϭϯϮϲ 
Mietanstiege bei. ϭϯϮϳ 

Attraktive Wohnkonzepte motivieren Menschen, wieder in die alten Kerne der sächsischen ϭϯϮϴ 
Mittelstädte zu ziehen. Dadurch können viele leerstehende Wohnungen und Gebäude fernab ϭϯϮϵ 
der Großstädte genutzt werden. Die beanspruchte Wohnfläche je Person steigt nicht weiter ϭϯϯϬ 
an, geht vielerorts sogar zurück.  ϭϯϯϭ 

Kooperative und alternative Wohnprojekte und Hausgemeinschaften sind eine wichtige ϭϯϯϮ 
Säule zur Sicherung dauerhaft bezahlbaren Wohnraumes, zur Gestaltung von ϭϯϯϯ 
Schrumpfungsprozessen und der Zwischennutzung und Belebung von Freiräumen, vor allem ϭϯϯϰ 
in Klein- und Mittelstädten.20  ϭϯϯϱ 

Mietwohnraum wird als wichtiger Teil der Daseinsvorsorge grundsätzlich der Profitlogik ϭϯϯϲ 
entzogen. ϭϯϯϳ 
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Durch die Mieter*innenbeteiligung konnten Lärm, Verschmutzung und Mängel an der ϭϯϯϴ 
Wohnungsausstattung weiter zurück gedrängt werden. Die Wohnungen öffnen sich zum ϭϯϯϵ 
Wohnumfeld: Direkte Zugänge zu Balkonen, Terrassen, Gärten. Innenhöfe bilden einen ϭϯϰϬ 
selbstverständlichen Bestandteil von Modernisierungsmaßnahmen.21 Innenhöfe und ϭϯϰϭ 
Wohnstraßen sind zu attraktiven, kinderfreundlichen Spielorten, Treffpunkten und ϭϯϰϮ 
Freiräumen für alle geworden. Frei zugängliche Stadt-Quartiere sind Alltag.22 ϭϯϰϯ 

Die soziale Mischung steigt genauso wie die Identifikation mit der eigenen Wohnumgebung ϭϯϰϰ 
und der Austausch zwischen den Nachbarn. Ältere Menschen sind vielfältig unterwegs, in ϭϯϰϱ 
der Nachbarschaft oder mit dem ÖPNV. Vieles passiert gemeinsam und bringt die Menschen ϭϯϰϲ 
näher zusammen. Alle Wohngebiete haben eine zufriedenstellende infrastrukturelle ϭϯϰϳ 
Anbindung und ausreichende Versorgungsstrukturen. Das gilt für städtische und ländliche ϭϯϰϴ 
Regionen gleichermaßen. ϭϯϰϵ 

Dass Menschen Wohnorte wechseln und Regionen verlassen, um Neues zu entdecken oder ϭϯϱϬ 
ganz und gar in ein neues Leben aufzubrechen, wird respektiert.23 Die Ohnmacht gegenüber ϭϯϱϭ 
dem Schwarmverhalten junger Menschen ist einer offenen, ehrlichen  und selbstkritischen ϭϯϱϮ 
Diskussion gewichen, über Wert und Wesen von Groß- und Kleinstadtleben und dem Wohnen ϭϯϱϯ 
auf dem Dorf, über die Frage, was die Menschen für ein zukunftsfähiges, einladendes ϭϯϱϰ 
Wohnumfeld in ihrem Dorf oder ihrer Stadt tun können. ϭϯϱϱ 

Unsere ersten Schritte: In Sachsen sollen wieder mehr Sozialwohnungen geschaffen ϭϯϱϲ 
werden, durch Vorgaben gegenüber privaten Investoren (Anteil Sozialwohnungen). Die ϭϯϱϳ 
Kommunen sollen  wieder mehr Wohnungen in eigener Hand führen. Neu gebaute ϭϯϱϴ 
Sozialwohnungen bleiben so lange Sozialwohnungen, wie Bedarf dafür da ist.  ϭϯϱϵ 

Alle Städte in Sachsen führen einen qualifizierten Mietspiegel ein, sie werden durch den ϭϯϲϬ 
Freistaat bei der Datenerhebung unterstützt. Die Mietspiegel sollen die Bestandsmieten ϭϯϲϭ 
abbilden und stärker gewichten als die Neuvertragsmieten sowie die erforderliche ϭϯϲϮ 
Einkommensentwicklung ebenso abbilden. ϭϯϲϯ 

Der Freistaat hilft den Kommunen, dass sie Instrumente wie Erhaltungssatzungen, ϭϯϲϰ 
Zweckentfremdungsverordnungen oder Genehmigungsvorbehalte für die Umwandlung von ϭϯϲϱ 
Miet- in Eigentumswohnungen möglichst weitgehend ausreizen24 und eigene kommunale ϭϯϲϲ 
Wohnungsbestände aufbauen.25  ϭϯϲϳ 

Wir wollen eine Bodenpreisbremse einführen und für einen Grundstock an Flächen und ϭϯϲϴ 
Grundstücken in öffentlicher Hand sorgen, um die Ausbeutung der Menschen durch ϭϯϲϵ 
Mietwucher einzudämmen.26 ϭϯϳϬ 

Wir werden Maßnahmen für mehr Mitbestimmung von Mieter*innen einführen. Unter ϭϯϳϭ 
anderem sollen Wohnungsgenossenschaften Entscheidungen der Mitglieder-ϭϯϳϮ 
Generalversammlungen umsetzen. Mieter- und Verbraucher*innenschutzinitiativen werden ϭϯϳϯ 
gestärkt, um sich gegen Mietwucher wehren zu können. Wir wollen Bündnisse mit der ϭϯϳϰ 
Wohnungswirtschaft schaffen, vor allem mit Genossenschaften und kommunalen ϭϯϳϱ 
Unternehmen, um kurzfristige Maßnahmen wie einen großen gemeinsamen Pool an ϭϯϳϲ 
Wohnungen umzusetzen.27 ϭϯϳϳ 

Wir vollziehen bei der Stadt- und Verkehrsplanung des Freistaates und der sächsischen ϭϯϳϴ 
Kommunen einen Paradigmenwechsel mit bezahlbaren Preisen und einem dichten ϭϯϳϵ 
Liniennetz im ÖPNV sowie kinder- und seniorenfreundlicher Wohnumfeldgestaltung (z. B. ϭϯϴϬ 
durch Verkehrsberuhigung). ϭϯϴϭ 
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Wir werden gemeinsam mit den Verwaltungen den Rechts- und Finanzrahmen für ϭϯϴϮ 
experimentelle Vorhaben erneuern. So werden wir Teilrückbau-Projekte, Wohn-ϭϯϴϯ 
/Hausgemeinschaften, Zwischennutzungen („Wächterhäuser“), „Probewohnen“28, ϭϯϴϰ 
Mitarbeiter-Wohnungsbau (zur Gewinnung von Fachkräften), Mietshäusersyndikate, Ausbau-ϭϯϴϱ 
Hausprojekte und Gesamtkonzepte für Barrierefreiheit in Quartieren („Design für Alle“) ϭϯϴϲ 
unterstützen und fördern. Ziel ist insbesondere die Senkung des Leerstands außerhalb der ϭϯϴϳ 
Großstädte. Begleitend werden Schulungen für Verwaltungsmitarbeiter*innen entwickelt, ϭϯϴϴ 
die viele dieser Vorhaben vor Ort ermöglichen können. ϭϯϴϵ 

Zukünftig wollen wir die Finanzierung energetisch sinnvoller Sanierungen durch die ϭϯϵϬ 
öffentliche Hand sicherstellen, um eine Kostenabwälzung auf die Mieter*innen zu ϭϯϵϭ 
verhindern.ϭϯϵϮ 
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ϭ StatistisĐhes BuŶdesaŵt u. a., Hrsg., DateŶreport ϮϬϭϲ: eiŶ Sozialďericht für die BuŶdesrepuďlik DeutschlaŶd 
;BoŶŶ: BuŶdeszeŶtrale PolitisĐhe BilduŶg, ϮϬϭϲͿ. 
Ϯ DIE LINKE SaĐhseŶ, Hrsg., „WohŶuŶgspolitisĐhes KoŶzept für SaĐhseŶ – PositioŶspapier zur BuŶdestagsǁahl 
ϮϬϭϳ“, ϭϲ. JuŶi ϮϬϭϳ. 
ϯ Dagŵar DeĐksteiŶ, „Die Ŷeue WirtliĐhkeit der Städte“, sueddeutsche.de, ϮϬ. April ϮϬϭϳ, AďsĐhŶ. geld, 
http://ǁǁǁ.sueddeutsĐhe.de/geld/gespraeĐh‐ŵiteiŶeŵ‐ǁohŶsoziologeŶ‐die‐Ŷeue‐ǁirtliĐhkeit‐der‐staedte‐
ϭ.ϯϰϲϵϭϵϰ. 
ϰ StatistisĐhes BuŶdesaŵt u. a., DateŶreport ϮϬϭϲ. 
ϱ StatistisĐhes BuŶdesaŵt u. a., DateŶreport ϮϬϭϲ. 
ϲ DIE LINKE SaĐhseŶ, „WohŶuŶgspolitisĐhes KoŶzept für SaĐhseŶ – PositioŶspapier zur BuŶdestagsǁahl ϮϬϭϳ“. 
ϳ Georg Moeritz, „Fördert ŶiĐht DresdeŶ oder Leipzig, soŶderŶ PirŶa uŶd DresdeŶ“, Sächsische ZeituŶg, Ϯϳ. 
Oktoďer ϮϬϭϲ. 
ϴ IŶgo Pfeil, „Kauŵ preisǁerte Quartiere für ReŶtŶer uŶd AlleiŶerzieheŶde“, DresdŶer Neueste NachrichteŶ, Ϯϳ. 
Oktoďer ϮϬϭϲ. 
ϵ DIE LINKE SaĐhseŶ, „WohŶuŶgspolitisĐhes KoŶzept für SaĐhseŶ – PositioŶspapier zur BuŶdestagsǁahl ϮϬϭϳ“. 
ϭϬ DIE LINKE SaĐhseŶ. 
ϭϭ DIE LINKE SaĐhseŶ. 
ϭϮ DIE LINKE SaĐhseŶ. 
ϭϯ TilŵaŶ HarlaŶder uŶd BerŶhard SĐhäfers, „Soziale MisĐhuŶg iŶ der Stadt‐ uŶd WohŶuŶgspolitik“, GWP – 
Gesellschaft. Wirtschaft. Politik ϲϰ, Nr. ϭ ;Ϯ. März ϮϬϭϱͿ, https://doi.org/ϭϬ.ϯϮϮϰ/gǁp.ǀϲϰiϭ.ϭϴϮϱϮ. 
ϭϰ SusaŶŶe TraďaŶdt uŶd LiŶda Geißler, „BedarfsgereĐht ďarrierefreier WohŶrauŵ iŶ SaĐhseŶ“ ;DresdeŶ: 
IŶstitut für HolzteĐhŶologie DresdeŶ, ATB CheŵŶitz, März ϮϬϭϳͿ. 
ϭϱ StatistisĐhes BuŶdesaŵt u. a., DateŶreport ϮϬϭϲ. 
ϭϲ S. ϲ.ϰ MaŶfred Druŵ uŶd WolfgaŶg Toŵasek, Selďsthilfe uŶd Deŵokratie iŵ WohŶuŵfeld: AŶsätze für 
ďesseres WohŶeŶ iŶ der Stadt : ϭϱ Jahre UrďaŶes WohŶeŶ e.V. MüŶcheŶ, hg. ǀoŶ UrďaŶes WohŶeŶ e.V. 
;MüŶĐheŶͿ ;MüŶĐheŶ, ϭϵϴϴͿ. 
ϭϳ AŶŶe Böger uŶd Oliǀer Huxold, „UrsaĐheŶ, MeĐhaŶisŵeŶ uŶd KoŶseƋueŶzeŶ ǀoŶ EiŶsaŵkeit iŵ Alter: EiŶe 
LiteraturüďersiĐht“, hg. ǀoŶ DeutsĐhes ZeŶtruŵ für AltersfrageŶ, iŶforŵatioŶsdieŶst altersfrageŶ ϰϭ, Nr. Ϭϭ 
;Feďruar ϮϬϭϰͿ: ϵ–ϭϱ. 
ϭϴ „LeďeŶslageŶ uŶd EiŶkoŵŵeŶssituatioŶ älterer MeŶsĐheŶBuŶdesiŶstitut ‐ IŵplikatioŶeŶ für 
WohŶuŶgsǀersorguŶg uŶd WohŶuŶgsŵärkte“ ;BoŶŶ: AŶalǇse & KoŶzepte Haŵďurg, ISG KölŶ, August ϮϬϭϱͿ. 
ϭϵ Ute WardeŶga u. a., ResideŶzielle Multilokalität, hg. ǀoŶ DeutsĐhe Akadeŵie für LaŶdeskuŶde ;Leipzig: 
Selďstǀerlag DeutsĐhe Akadeŵie für LaŶdeskuŶde e.V., ϮϬϭϱͿ. 
ϮϬ DIE LINKE SaĐhseŶ, „WohŶuŶgspolitisĐhes KoŶzept für SaĐhseŶ – PositioŶspapier zur BuŶdestagsǁahl ϮϬϭϳ“. 
Ϯϭ AŶdreas BüsĐher u. a., Die WohŶvorstelluŶgeŶ voŶ MeŶscheŶ verschiedeŶer AltersgruppeŶ ;Bielefeld: IŶstitut 
für PflegeǁisseŶsĐhaft, ϮϬϬϵͿ. 
ϮϮ HarlaŶder uŶd SĐhäfers, „Soziale MisĐhuŶg iŶ der Stadt‐ uŶd WohŶuŶgspolitik“. 
Ϯϯ WeŶdǇ Wood, ErŵüduŶgskaŵpf ŵit deŵ eigeŶeŶ GehirŶ, iŶterǀieǁt ǀoŶ JohaŶŶes Böhŵe, ďraŶd eiŶs 
Ϭϴ/ϮϬϭϳ, August ϮϬϭϳ. 
Ϯϰ HarlaŶder uŶd SĐhäfers. 
Ϯϱ DIE LINKE SaĐhseŶ, „WohŶuŶgspolitisĐhes KoŶzept für SaĐhseŶ – PositioŶspapier zur BuŶdestagsǁahl ϮϬϭϳ“. 
Ϯϲ DeĐksteiŶ, „Die Ŷeue WirtliĐhkeit der Städte“. 
Ϯϳ HarlaŶder uŶd SĐhäfers, „Soziale MisĐhuŶg iŶ der Stadt‐ uŶd WohŶuŶgspolitik“. 
Ϯϴ IÖR, „WohŶeŶ iŶ Görlitz – attraktiǀe AlterŶatiǀe zuŵ Großstadtstress“, GeŵeiŶsaŵe PresseŵitteiluŶg 
;Görlitz/DresdeŶ, Ϯ. Feďruar ϮϬϭϳͿ. 
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ϰϯ 

8. Wie verhalten sich Politik und Verwaltung? ϭϯϵϯ 

Die Situation: In Sachsen schwindet das Vertrauen in Politik. Die Kluft ϭϯϵϰ 
zwischen Verwaltung und Politik sowie den hier lebenden Menschen scheint ϭϯϵϱ 
immer größer zu werden. Es wird mehr und mehr hinterfragt, warum und wie ϭϯϵϲ 
bestimmte Entscheidungen getroffen oder auch nicht getroffen werden, es ϭϯϵϳ 
wird kritisiert, dass politische Entscheidungsprozesse viel zu lange dauern, ϭϯϵϴ 
dass Politiker*innen wenig von den Problemen der Menschen wissen, von ϭϯϵϵ 
oben herab agieren und erst dann entscheiden, wenn es eigentlich schon viel ϭϰϬϬ 
zu spät ist. Protest, der Politik pauschal kritisiert, ist genauso ϭϰϬϭ 
anknüpfungsfähig wie Protest, der bestimmte Personengruppen, aktuell ϭϰϬϮ 
Geflüchtete, für die eigene Lage oder auch Schieflagen im Land verantwortlich ϭϰϬϯ 
macht. Häufig sind eigene Abstiegs- oder Existenzängste ursächlich für den ϭϰϬϰ 
Drang, in einer immer komplexeren Welt durch klare Schuldzuweisungen ϭϰϬϱ 
scheinbar schnelle Lösungen aufzuzeigen.  ϭϰϬϲ 

Dabei ist die dem Protest zugrunde liegende Unzufriedenheit verständlich. Die ϭϰϬϳ 
Menschen spüren auch bei uns den Widerspruch zwischen den ϭϰϬϴ 
wirtschaftlichen Möglichkeiten und einer unanständigen Reichtumsanhäufung ϭϰϬϵ 
einerseits und der Zunahme von globaler Armut, sozialer Unsicherheit und ϭϰϭϬ 
Wettbewerbsdruck andererseits. Sie sind enttäuscht von Politik, die soziale ϭϰϭϭ 
Errungenschaften leichtfertig schleift, als zu verteidigen und weiter zu ϭϰϭϮ 
entwickeln. Besonders im Osten Deutschlands erleben sie das gepriesene ϭϰϭϯ 
Gesellschaftssystem zunehmend als kalt, ungerecht und unsozial. Die Idee ϭϰϭϰ 
einer gesellschaftlichen Alternative zum Kapitalismus wurde allerdings nach ϭϰϭϱ 
1990 so gründlich diskreditiert, dass es ihr an Glaubwürdigkeit fehlt. Deshalb ϭϰϭϲ 
gerät Protest in der Gegenwart schnell zu einer wütenden, ϭϰϭϳ 
rückwärtsgewandten Sehnsucht nach einer vermeintlich besseren ϭϰϭϴ 
Vergangenheit und nach Sicherheit durch Abschottung. ϭϰϭϵ 

Zu all dem hat die sächsische Politik mit ihrem konservativen ϭϰϮϬ 
Überbietungswettbewerb – insbesondere mit ihrer verheerenden ϭϰϮϭ 
Niedriglohnstrategie - kräftig beigetragen.  ϭϰϮϮ 

Noch immer wird der Ansatz eines wirklichen Mitentscheidens im regierenden ϭϰϮϯ 
politischen Sachsen zu wenig gelebt – auch wenn Regierung inzwischen den ϭϰϮϰ 
Eindruck zu erwecken sucht, genauer zuzuhören. Die wichtige Rolle von ϭϰϮϱ 
konstruktiver Opposition in einer parlamentarischen Demokratie wurde in ϭϰϮϲ 
Sachsen nie begriffen. Ämter werden nach Parteibuch vergeben - vom ϭϰϮϳ 
Rundfunkrat bis zum Statistischen Landesamt. Kompetenz wird zweitrangig, ϭϰϮϴ 
fachliche Entscheidungen ordnen sich politischen Erwägungen unter. Politik ϭϰϮϵ 
beraubt sich damit seiner eigenen Glaubwürdigkeit, ist nicht lebendig, nicht in ϭϰϯϬ 
sich produktiv. Selbst die neue Generation an Politiker*innen vermag es kaum, ϭϰϯϭ 
diese Hürden zu überspringen. ϭϰϯϮ 

In einer Befragung äußerten fast drei Viertel der Teilnehmer, dass es die ϭϰϯϯ 
„kleinen Leute“ in Sachsen schwer haben, ihre Rechte gegenüber Behörden ϭϰϯϰ 
durchzusetzen. Jede dritte Person gab an, diese Erfahrung bereits selbst ϭϰϯϱ 
gemacht zu haben. Firmen beklagen ähnliche Probleme beispielsweise bei  ϭϰϯϲ 

Das Problem:  

Wenig Vertrauen  

in die Politik.  

Wenig Verständnis  

für die Menge an 

bürokratischen 

Hürden. 

Unsere Vision:  

Politik ist  

glaubwürdig, 

Verwaltung modern 

und hilfsbereit,  

mit verträglichem  

Maß an Bürokratie. 
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Firmengründungen, in Ausschreibungsverfahren, im Baurecht oder in Versicherungsfragen. ϭϰϯϳ 
Trotz vollmundiger Entbürokratisierungsversprechen entarten Anträge und Bescheide zu ϭϰϯϴ 
staatlichen Förderprogrammen oder sozialen Sicherungssystemen zu abschreckenden ϭϰϯϵ 
Papiermonstern. Dabei handelt es sich gerade bei Sozialleistungen nicht um Almosen, die in ϭϰϰϬ 
einem fürsorgenden staatlichen Gnadenakt vergeben werden, sondern um Leistungen, auf die ϭϰϰϭ 
ein Rechtsanspruch, ja, ein Grundrecht besteht!  ϭϰϰϮ 

Besonders problematisch für Betroffene: Hartz-IV-Bescheide können mittlerweile einen Umfang ϭϰϰϯ 
von bis zu 200 Seiten annehmen. Das überblickt kein Betroffener. Damit gehen aber insgesamt ϭϰϰϰ 
Transparenz und Kontrolle von Verwaltungsentscheidungen verloren. ϭϰϰϱ 

Die Kreisgebietsreform sowie die Zusammenlegung von Gemeinden haben in Sachsen eine ϭϰϰϲ 
bürgerferne Verwaltungsstruktur geschaffen, deren riesige Flächenausdehnungen ϭϰϰϳ 
Identifikation verhindert und damit Beteiligung erschwert. Verwaltungsstrukturen sind trotz ϭϰϰϴ 
aller Bemühungen der Mitarbeiter*innen in den Verwaltungen schwer zu durchschauen, zu ϭϰϰϵ 
wenig zwischen den Ebenen verzahnt.  ϭϰϱϬ 

Beteiligung gerät zur Scheinpartizipation, wenn bereits der Zugang zur Verwaltung durch ϭϰϱϭ 
Zentralisation eingeschränkt ist oder Umfang und Verständlichkeit von Formularen, ϭϰϱϮ 
Rechtsgrundlagen, Planungsunterlagen eine ernsthafte Beschäftigung durch Bürgerinnen und ϭϰϱϯ 
Bürger unmöglich macht. Verwaltung verweigert häufig mit politischer Rückendeckung die ϭϰϱϰ 
notwendige „Übersetzungsleistung“ von unkonventionellen Vorschlägen aus der Bürgerschaft ϭϰϱϱ 
in normative Rahmen von Verwaltungsarbeit.  ϭϰϱϲ 

Zwischen der Kommunalpolitik in den Zentren Dresden, Leipzig und Chemnitz und den ϭϰϱϳ 
Landkreisen und Gemeinden existieren himmelweite Unterschiede - nicht nur in der ϭϰϱϴ 
Arbeitsweise oder den Ehrenamtsentschädigungen für die Räte. Eines aber ist ihnen ϭϰϱϵ 
gemeinsam: Die „Finanzdecke“ ist immer zu kurz. Erwartungen steigen, Aufgaben werden gern ϭϰϲϬ 
von Bund und Land an die Kommunen delegiert, die allgemeine kommunale Finanzausstattung ϭϰϲϭ 
aber hält nicht annähernd Schritt mit den wachsenden Anforderungen von Wirtschaft und ϭϰϲϮ 
Gesellschaft.  ϭϰϲϯ 

Es braucht in Sachsen eine verbindende Idee, wohin sich der Freistaat entwickeln kann, wie ϭϰϲϰ 
soziale Sicherheit, die Voraussetzung für sozialen Frieden ist, Stück für Stück ausgebaut ϭϰϲϱ 
werden kann. ϭϰϲϲ 

Unsere Vision: Die Menschen in Sachsen haben Vertrauen in Politik und erkennen in ϭϰϲϳ 
Politiker*innen ihre Ansprechpartner für ein ehrliches, wertschätzendes Ringen um die Lösung ϭϰϲϴ 
im einzelnen Kleinen bis großen Ganzen – also um das Radverkehrskonzept der Stadt bis zu ϭϰϲϵ 
den gesellschaftlichen Chancen von Migration. Politik ermöglicht und erarbeitet Alternativen ϭϰϳϬ 
zu bekannten Wegen, zeigt unterschiedliche Optionen auf und diskutiert in vielfältigen ϭϰϳϭ 
Formaten, um die wechselseitige Entfremdung zwischen Wähler*in und Volksvertreter ϭϰϳϮ 
aufzulösen. Die transparente Arbeitsweise von Behörden und Politik führt dazu, dass ϭϰϳϯ 
verständlicher ist, warum politische Prozesse lange dauern können. ϭϰϳϰ 

Der Zusammenhalt aller, Humanität, aber auch die soziale und kulturelle Lebenslage jedes ϭϰϳϱ 
Einzelnen stehen bei Debatten und Entscheidungen im Mittelpunkt. Die Verwaltungen haben ϭϰϳϲ 
sich interkulturell geöffnet, in ihren Reihen arbeiten zunehmend mehr Migrant*innen.  ϭϰϳϳ 

Ein würdevolles Leben umfasst auch den Schutz vor staatlicher Willkür: Menschen, die sich an ϭϰϳϴ 
den Staat wenden, sind Berechtigte und keine Bittsteller*innen. ϭϰϳϵ 
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In Politik und Verwaltung finden sich bis in die Führungsetagen hinein Menschen mit ϭϰϴϬ 
ostdeutschen Biografien. Die Vergabe von Stellen in Verwaltungen erfolgt transparent und es ϭϰϴϭ 
werden Fähigkeiten vor Parteizugehörigkeit gestellt.  ϭϰϴϮ 

Staatliche Vergabeverfahren in Sachsen stärken die regionale Wertschöpfung, indem über eine ϭϰϴϯ 
wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Gelder und der Herstellung von Wettbewerb hinaus ϭϰϴϰ 
auch sozial-, arbeitsmarkt-, gesellschafts- und umweltpolitische Zielstellungen verwirklicht ϭϰϴϱ 
werden.  ϭϰϴϲ 

Landtag, Kommunalparlamente und Verwaltungen arbeiten offen und bürgernah, unterstützen ϭϰϴϳ 
aktiv bei Anliegen, bereiten Dokumente in verständlicher Sprache auf, vereinfachen ϭϰϴϴ 
Beteiligungsverfahren, bieten über die Sprechzeiten hinaus regelmäßige Teilhabeformate an ϭϰϴϵ 
wie Bürger*innenforen oder Einwohner*innenversammlungen. ϭϰϵϬ 

Die Finanzausstattung von Kommunen ist deutlich verbessert, in allen Landkreisen, Städten ϭϰϵϭ 
und Gemeinden zeigen Bürgerhaushalte, dass es tatsächliche kommunale ϭϰϵϮ 
Entscheidungsspielräume gibt.  ϭϰϵϯ 

Transparenz beim Austausch zwischen Politik, Verwaltung und Interessenvertretern aus ϭϰϵϰ 
Wirtschaft und Gesellschaft ist entscheidend für eine funktionierende Demokratie. Dem ϭϰϵϱ 
wachsenden direkten Einfluss von Lobbyisten insbesondere auf Entscheidungs- und ϭϰϵϲ 
Entstehungsprozesse von Gesetzen wird dadurch begegnet, dass Lobbytätigkeit im politischen ϭϰϵϳ 
Bereich zwingend öffentlich gemacht werden muss. ϭϰϵϴ 

Die öffentliche Verwaltung ist ein vorbildlicher Arbeit- und Auftraggeber. Auch in seinen Landes- ϭϰϵϵ 
und Tochterunternehmen stellt er eine gute Bezahlung der Beschäftigten nach Tarif sicher, ϭϱϬϬ 
berücksichtigt aber gleichermaßen in der Bezahlung der Führungskräfte, dass kommunale ϭϱϬϭ 
Unternehmen dem Gemeinwohl verpflichtet sind. Unverhältnismäßige Gehälter, die sich an ϭϱϬϮ 
Bezügen von Spitzenmanagern in privaten Konzernen orientieren, sind ausgeschlossen.  ϭϱϬϯ 

Egal, wo man wohnt, man findet gleichwertige Lebensbedingungen vor. Es macht den ϭϱϬϰ 
Menschen in Sachsen Freude, sich zu beteiligen und sie sehen einen Sinn darin, sich in ϭϱϬϱ 
Entscheidungsprozesse einzubringen.  ϭϱϬϲ 

Unsere ersten Schritte: Kommunalpolitiker*innen bekommen in ihren Kommunen und ϭϱϬϳ 
Landkreisen ausreichende Mittel für ihre Arbeit zur Verfügung gestellt, die über den ϭϱϬϴ 
vollständigen Aufwendungsersatz hinaus ermöglichen, das Machtgefälle zwischen ϭϱϬϵ 
ausführender hauptamtlicher Verwaltung und kontrollierender ehrenamtlicher ϭϱϭϬ 
Kommunalvertretung auszugleichen. Kommunale Räte müssen sowohl Verwaltung wirksam ϭϱϭϭ 
kontrollieren, eigene inhaltlich-konzeptionelle Vorschläge erarbeiten und über ihre Arbeit ϭϱϭϮ 
öffentlich informieren können. Für alle drei Aufgaben werden ausreichend Sachmittel, aber je ϭϱϭϯ 
nach Größe und Einwohner der Kommune auch Personalkosten benötigt, die für alle Kommunen ϭϱϭϰ 
unabhängig von ihrer Finanzausstattung einheitlich und verbindlich in Sachsen geregelt und ϭϱϭϱ 
über den Haushalt des Freistaates zur Verfügung gestellt werden. ϭϱϭϲ 

Die Vereinbarkeit von Familie und Politik wird berücksichtigt, zusätzliche Kinderbetreuung für ϭϱϭϳ 
ehrenamtliche Räte wird angeboten oder aber finanziert. Es finden Pilotprojekte in ϭϱϭϴ 
Flächenkreisen und Kommunen statt, wie Kommunalpolitiker*innen sich in größeren Gebieten ϭϱϭϵ 
besser vernetzen und sich regelmäßig austauschen können.  ϭϱϮϬ 

Die Verwaltungsstruktur Sachsen wird umgestaltet, so dass man in Wohnortnähe einen ϭϱϮϭ 
barrierefreien Anlaufpunkt für alle Verwaltungsangelegenheiten findet. Die verschiedenen ϭϱϮϮ 
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Ebenen sind miteinander verzahnt. Die Mitarbeiter*innen der Verwaltungen sind entsprechend ϭϱϮϯ 
geschult und werden tariflich entlohnt.  ϭϱϮϰ 

Besonderer Wert bei Fort- und Weiterbildungen von Verwaltungsmitarbeiter*innen wird auf ϭϱϮϱ 
soziale und interkulturelle Kompetenz gelegt, in Auswahlverfahren für Ausbildung und bei ϭϱϮϲ 
Einstellungen werden Migrant*innen berücksichtigt. Mitarbeiter*innen von Verwaltungen und ϭϱϮϳ 
Behörden stehen Materialien und Formulare in leichter Sprache zur Verfügung, sie sind ϭϱϮϴ 
geschult in der Anwendung von leichter Sprache. ϭϱϮϵ 

Angeschlossen an Verwaltungen gibt es Kontaktbüros, die bei Anträgen, bei Förderungen, bei ϭϱϯϬ 
der Ausgestaltung von Engagement unterstützen. Dafür wurde die Fördermittellandschaft ϭϱϯϭ 
deutlich entschlackt und übersichtlicher gestaltet - egal ob für kleine und mittelständische ϭϱϯϮ 
Unternehmen, Projekte oder Vereine.  ϭϱϯϯ 

Es gibt kostenfreie und behördenunabhängige Beratungsmöglichkeiten, um gegen ϭϱϯϰ 
Entscheidungen von Verwaltungen und Behörden Rechtsmittel einzulegen. Es gilt der ϭϱϯϱ 
allgemeine Rechtsgrundsatz, dass Behörden beweisen müssen, dass man ggf. keinen Anspruch ϭϱϯϲ 
auf Leistungen hat - nicht umgekehrt. ϭϱϯϳ 

Politik und Verwaltung arbeiten digital und bürgernah. Kostenfreie Bürger*innentelefone ϭϱϯϴ 
werden sowohl für den Vermittlungs- als auch den Auskunftsdienst ausgebaut. ϭϱϯϵ 
Verwaltungsabläufe von der Antragsstellung bis zur Zustellung eines Bescheides können von ϭϱϰϬ 
Bürger*innen sowie Unternehmen online angestoßen und abgewickelt werden. ϭϱϰϭ 

In Vergabeverfahren von Verwaltungen werden hohe soziale, gesellschaftliche und ökologische ϭϱϰϮ 
Standards als Eignungs- und Zuschlagskriterien implementiert, so dass auch regionale Bieter ϭϱϰϯ 
bessere Chancen erhalten. Insbesondere werden beim Einkauf und der Vergabe von Gütern ϭϱϰϰ 
und Dienstleistungen die Tarifgebundenheit der Unternehmen bzw. faire Entlohnung und gute ϭϱϰϱ 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ebenso berücksichtigt wie etwa die Förderung von ϭϱϰϲ 
Benachteiligtengruppen (Behinderte, Langzeitarbeitslose). Leistungen müssen prinzipiell ohne ϭϱϰϳ 
Kinder- oder Zwangsarbeit erbracht werden, Umwelt- und Fairtrade-Standards wie der ϭϱϰϴ 
Lebenszyklusansatz oder der Energieeinsatz sind Vergabenormalität geworden. ϭϱϰϵ 

Im Gegenzug zahlen die beauftragenden Verwaltungen pünktlich und arbeiten mit den ϭϱϱϬ 
Bieter*innen gemeinsam daran, dass verhandelte Kostenrahmen nicht überschritten werden, ϭϱϱϭ 
aber auch Zeitplanungen für Projekte realistisch sind. ϭϱϱϮ 

Zur Herstellung von Kostentransparenz und einem Nachweis von Verwaltungseffizienz werden ϭϱϱϯ 
die Angaben über Gehälter von Geschäftsführern und Aufsichtsräten kommunaler ϭϱϱϰ 
Unternehmen verpflichtend öffentlich gemacht. ϭϱϱϱ 

In Sachsen wird ein verpflichtendes Lobbyregister für Interessenvertreter von Wirtschaft und ϭϱϱϲ 
Gesellschaft als Online-Datenbank öffentlich zugänglich eingerichtet, in dem deren Kontakte ϭϱϱϳ 
zur Politik, die Mitwirkung an parlamentarischen Initiativen und die Aufwendungen von ϭϱϱϴ 
Lobbyisten und Unternehmen sowie deren jeweilige Nutznießer*innen offengelegt werden ϭϱϱϵ 
müssen. ϭϱϲϬ 
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9. Welchen Weg geht Europa? ϭϱϲϭ 

Die Situation: Gegenwärtig prägen zugleich Unmut über die für viele ϭϱϲϮ 
Bürger*innen unverständlichen Regularien und Gesetzgebungsakte der EU ϭϱϲϯ 
und eine Sehnsucht nach Frieden, der grenzenlosen Freizügigkeit und dem ϭϱϲϰ 
Schutzversprechen des geeinten Europas die öffentliche Meinung. Die EU ϭϱϲϱ 
erleidet aus unterschiedlichen Ursachen einen Vertrauensverlust und büßt ϭϱϲϲ 
Legitimationskraft ein. Gleichzeitig bilden sich zahlreiche Initiativen heraus, ϭϱϲϳ 
die für ein demokratisches, humanes und soziales Europa eintreten. Die ϭϱϲϴ 
gegenwärtigen Krisen in Europa lassen sich nicht mehr nur auf ϭϱϲϵ 
wirtschaftliche Fragen reduzieren. Die heutige EU genügt kaum ϭϱϳϬ 
demokratischen Ansprüchen und ist nicht in der Lage, echte demokratische ϭϱϳϭ 
Mitbestimmung, soziale Gerechtigkeit und die rechtliche und politische ϭϱϳϮ 
Gleichstellung der europäischen Bürger*innen herzustellen. Diese Krisen ϭϱϳϯ 
sind Ausdruck vieler struktureller Mängel der EU, wie eines ϭϱϳϰ 
handlungsunfähigen Europäischen Parlaments ohne grundlegende ϭϱϳϱ 
parlamentarische Rechte (Initiativrecht) oder auch eines nur indirekt ϭϱϳϲ 
legitimierten Europäischen Rats, der Entscheidungen des Parlaments ϭϱϳϳ 
systematisch blockiert und nationalstaatliche  Interessen mächtiger ϭϱϳϴ 
Mitgliedstaaten durchsetzt.  ϭϱϳϵ 

Nationalismus und Rechtspopulismus sind auch ein Ausdruck dieser ϭϱϴϬ 
Strukturschwächen der EU, die die Europäische Idee in eine völkisch-ϭϱϴϭ 
nationale Formel uminterpretieren wollen. Es wird ein „Zurück zum ϭϱϴϮ 
Nationalstaat“ gefordert und übersehen, dass es die nationalstaatlichen ϭϱϴϯ 
Regierungen sind, die den Weg zu einer transnationalen europäischen ϭϱϴϰ 
Demokratie verstellen. Die EU ist für viele ihrer Bürger*innen kaum greifbar, ϭϱϴϱ 
die Möglichkeiten der Mitgestaltung scheinen nicht vorhanden zu sein.  ϭϱϴϲ 

Gleichzeitig konnten sich viele Verwaltungen in sächsischen Gemeinden ϭϱϴϳ 
durch EU-Projekte professionalisieren und das Denken in fachlichen ϭϱϴϴ 
Schubladen überwinden (bspw. bei der Luftreinhaltung oder ϭϱϴϵ 
Regionalentwicklung). Zusätzlich wurden lokale Initiativen durch EU-ϭϱϵϬ 
Vorhaben gestärkt (z.B. Umweltschutz), weil die Verwaltung sie zum Beispiel ϭϱϵϭ 
beteiligen musste.1 Die vielen positiven Effekte für die regionale ϭϱϵϮ 
Entwicklung in den Mitgliedstaaten können aber nicht über die aktuelle ϭϱϵϯ 
Krise der EU hinwegtäuschen.  ϭϱϵϰ 

Neben den demokratischen Defiziten und der fehlenden politischen und ϭϱϵϱ 
rechtlichen Gleichstellung der europäischen Bürger*innen ermangelt es der ϭϱϵϲ 
Währungsunion an der demokratischen Einbettung in eine politische Union. ϭϱϵϳ 
Der Gemeinschaftssinn ist zerrüttet, Urteile des Europäischen ϭϱϵϴ 
Gerichtshofes (z.B. Umverteilung von Geflüchteten) werden von den ϭϱϵϵ 
Regierungen der Mitgliedstaaten nicht anerkannt. Gleichzeitig fehlen ϭϲϬϬ 
geeignete Sanktionsmöglichkeiten oder andere Instrumente, um gegen ϭϲϬϭ 
Mitgliedstaaten vorzugehen, die gegen das Europäische Recht verstoßen. ϭϲϬϮ 

Die Menschen sind verunsichert:2 Kann diese EU überhaupt auf die ϭϲϬϯ 
aktuellen Herausforderungen passend regieren? Es gibt einige ϭϲϬϰ 
problematische Entwicklungen: ϭϲϬϱ 

Das Problem:  

Europa zu weit  

weg von Bürgerinnen 

und Bürgern.  

Freistaat zu wenig  

aktiv. 

Unsere Vision:  

Sachsen ist wichtige 

Gestaltungskraft  

in einer Europäischen 

Republik.  

Intensivere Nachbar-

schaftsbeziehungen 

zwischen den 

Menschen aus  

PL-CZ-SN. 
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Soziale Not: Aufgrund der neoliberalen, marktradikalen Politik verarmen ganze Regionen.  ϭϲϬϲ 
Die von Deutschland diktierte Sparpolitik hat notwendige öffentliche Investitionen in soziale ϭϲϬϳ 
Infrastruktur, Bildung und Schaffung von Arbeitsplätzen verhindert und zur Privatisierung der ϭϲϬϴ 
öffentlichen Daseinsvorsorge und damit zur massiven Verschlechterung der Lebenslagen, ϭϲϬϵ 
zu sinkenden Renten und Löhnen, hoher Arbeitslosigkeit und vor allem sehr hoher ϭϲϭϬ 
Jugendarbeitslosigkeit insbesondere in Südeuropa geführt. Einige mächtige Nationalstaaten ϭϲϭϭ 
wie Deutschland haben mit ihrer Politik die soziale Not in Europa verschärft. Die Schere ϭϲϭϮ 
zwischen Arm und Reich geht überall in Europa weiter auseinander, genauso wie die Kluft ϭϲϭϯ 
zwischen Zentrum und Peripherie. Einzelne nationalstaatliche Regierungen haben derweil ϭϲϭϰ 
kaum Handhabe, um sich gegen die aufgezwungene Sparpolitik durchzusetzen, wie das ϭϲϭϱ 
Beispiel der griechischen Syriza-Regierung eindringlich zeigt. Ohne gemeinsame ϭϲϭϲ 
europäische Lösungen wie z.B. eine europäische Sozialversicherung, wird die soziale Krise ϭϲϭϳ 
in Europa schwerlich zu bewerkstelligen sein. ϭϲϭϴ 

 ϭϲϭϵ 
Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise: Hohe Schulden durch Banken und Spekulanten wurden ϭϲϮϬ 
der Allgemeinheit aufgeladen und führen zu noch mehr Auseinanderdriften in Arm und Reich. ϭϲϮϭ 
Es entsteht ein wirtschaftliches Ungleichgewicht. Die allen voran von Deutschland ϭϲϮϮ 
geforderte Politik der „Sparsamkeit“ (Austerität) ist ökonomisch falsch und legt die ϭϲϮϯ 
Grundlage für die Verschärfung der Wirtschaftskrise, für die Krisen der sozialen ϭϲϮϰ 
Sicherungssysteme mit weitreichenden strukturellen Folgewirkungen und letztlich für ϭϲϮϱ 
humanitär katastrophale Wirkungen in den europäischen Südländern. Ganze ϭϲϮϲ 
Rentnergenerationen verelenden, die Renten reichen nicht mehr für das alltägliche ϭϲϮϳ 
Überleben, die öffentliche Gesundheitsversorgung ist entweder zusammengebrochen oder ϭϲϮϴ 
für breite Bevölkerungsschichten nicht mehr erreichbar, Löhne und Gehälter wurden per ϭϲϮϵ 
Gesetz gesenkt und die Jugendlichen haben in ihren Ländern keine Perspektive. ϭϲϯϬ 
Die Außenwirtschaftsbeziehungen wurden zu Lasten der europäischen Nachbarn betrieben, ϭϲϯϭ 
wie z.B. die einseitige Exportorientierung Deutschlands.  Es fehlt an wirksamen ϭϲϯϮ 
europäischen Regelungen gegen „Steuervermeidung“ und an Sanktionen gegen ϭϲϯϯ 
Steuerhinterziehung durch Unternehmen. Ein einheitliches europäisches Steuerrecht ϭϲϯϰ 
könnte vermeiden, dass Unternehmen Steuer-Hopping betreiben und von einem ϭϲϯϱ 
europäischen Land ins nächste springen können, je nach dem wo sie am wenigsten Steuern ϭϲϯϲ 
und Sozialabgaben zahlen und damit ihre Profite zu Lasten der Arbeitenden ins ϭϲϯϳ 
unermessliche steigern.  ϭϲϯϴ 

 ϭϲϯϵ 
Umweltkrise: Auf dem Pariser Klimagipfel wurde ein Minimum an Einigkeit erreicht. Leider ϭϲϰϬ 
stellen die USA unter Präsident Trump das Erreichte wieder in Frage und gemeinsame  ϭϲϰϭ 
europäische Lösungen für mittel- und langfristige Änderungen werden dadurch verhindert, ϭϲϰϮ 
dass EU-Mitgliedstaaten ihre Souveränität in diesen Fragen nicht abgeben wollen und an ϭϲϰϯ 
umwelt- & klimazerstörenden Energiegewinnungsverfahren hängen. Das erforderliche ϭϲϰϰ 
ökologische und Umweltengagement wird kriminalisiert, während konventionelle ϭϲϰϱ 
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Wirtschaftsinteressen bei politischen Entscheidungen über ein Mehr an erneuerbaren ϭϲϰϲ 
Energien eine zu große Rolle spielen. ϭϲϰϳ 

 ϭϲϰϴ 
Die Not der Geflüchteten: Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben keine gemeinsame ϭϲϰϵ 
Strategie für die Aufnahme, die Verteilung und die Integration Geflüchteter, auch weil ϭϲϱϬ 
einzelne Mitgliedstaaten sich ihrer Verantwortung für Geflüchtete verweigern und Lösungen ϭϲϱϭ 
auf europäischer Ebene blockieren. Die Dublin-Regelung ist von Anfang an zum Scheitern ϭϲϱϮ 
verurteilt gewesen: Weil einige wenige Länder wie Deutschland von ihrer geografischen Lage ϭϲϱϯ 
profitierten, wurden die Länder im Süden Europas lange Zeit in Fragen von Flucht und ϭϲϱϰ 
Migration allein gelassen. Die Abschottungs- und Blockadepolitik der EU führt zu mehr ϭϲϱϱ 
humanitärem Leid unter den Menschen, die vor auch von den Mitgliedsstaaten der EU ϭϲϱϲ 
mitverursachten Kriegen, Hunger, wirtschaftlicher Not und Klimakatastrophen fliehen. Es ϭϲϱϳ 
fehlt ein friedenspolitisches, faires, sozial-ökologisches Konzept, um Fluchtursachen endlich ϭϲϱϴ 
zu beseitigen. Noch immer exportieren Länder wie Deutschland und Frankreich Waffen und ϭϲϱϵ 
hochmoderne militärische Ausrüstung in Kriegsgebiete oder Länder, die von diesen Kriegen ϭϲϲϬ 
profitieren.  Darüber hinaus wird die EU-Außengrenze immer weiter in den Süden verlagert, ϭϲϲϭ 
indem Milliardendeals mit autokratisch-repressiven Regimes wie der Türkei und auch ϭϲϲϮ 
Diktatoren wie dem sudanesischen Herrscher al-Bashir abgeschlossen werden, um auch mit ϭϲϲϯ 
Gewalt ihre Bevölkerungen von der Flucht und andere an der Durchreise abzuhalten. ϭϲϲϰ 
Menschen sind gezwungen, immer gefährlichere Fluchtrouten durch die Wüste zu nehmen. ϭϲϲϱ 
So wird die Sahara zu einem weiteren Massengrab. An den europäischen Grenzen entstehen ϭϲϲϲ 
neue Sklavenmärkte, wie z.B. in Libyen. Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die ϭϲϲϳ 
Menschen aus Seenot retten, sowie Engagement für Geflüchtete insgesamt, werden ϭϲϲϴ 
kriminalisiert. Das Konzept der sicheren Herkunftsstaaten, das Abschiebungen nach ϭϲϲϵ 
Afghanistan und in die Türkei erlaubt, garantiert keine tatsächliche Sicherheit oder ϭϲϳϬ 
physische und geistige Unversehrtheit der Menschen, sondern dient lediglich dazu, die ϭϲϳϭ 
Geflüchteten schneller und effizienter loszuwerden. ϭϲϳϮ 
 ϭϲϳϯ 
Sicherheitsrisiken: Neben den im öffentlichen Bewusstsein eingebrannten Formen des ϭϲϳϰ 
internationalen Terrorismus bedrohen auch Formen der Schwerstkriminalität und der ϭϲϳϱ 
organisierten Kriminalität das gesellschaftliche Leben und die öffentliche Sicherheit. Statt  ϭϲϳϲ 
jedoch soziale Prävention, Verhinderung der Radikalisierung, Deradikalisierung sowie ϭϲϳϳ 
polizeiliche Gefahrenabwehr und Strafverfolgung gleichermaßen intensiv zu befördern, ϭϲϳϴ 
werden überwiegend polizeiliche Eingriffsbefugnisse erweitert und Polizei und Justiz digital ϭϲϳϵ 
aufgerüstet, was zugleich mit erheblichen Einschränkungen von und Eingriffen in Grund- und ϭϲϴϬ 
Freiheitsrechte der europäischen Bürger*innen verbunden ist.   ϭϲϴϭ 

 ϭϲϴϮ 
Gefährdung des Friedens: Bewaffnete Konflikte, die Politik der Drohungen, die Bereitschaft ϭϲϴϯ 
zum Einsatz von Nuklearwaffen und eine massive Aufrüstung prägen unsere Zeit. In der ϭϲϴϰ 
Ukraine herrscht Krieg und der Balkan ist nach wie vor instabil. Die Sanktionen gegen ϭϲϴϱ 
Russland und die Ausdehnung der NATO bis an seine Grenzen stehen einer Annährung und ϭϲϴϲ 
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der nötigen Entspannungspolitik im Wege. Deutschland und Frankreich profitieren durch ϭϲϴϳ 
Waffenexporte vom Elend anderer Regionen.  ϭϲϴϴ 

 ϭϲϴϵ 
Doch die Europäische Union bietet eben auch Chancen, die wir in der Vergangenheit nutzen ϭϲϵϬ 
konnten und die wir in die Zukunft tragen müssen.  ϭϲϵϭ 
 ϭϲϵϮ 
Unsere europäischen Nachbarn: Nachbarschaftliche Nähe und die Erlebbarkeit offener ϭϲϵϯ 
Grenzen sowie der Vorteile des geeinten Europas ist überlebenswichtig für die Ausbildung ϭϲϵϰ 
einer europäischen Identität und Gemeinschaft.3 Das gilt umso mehr für unser Verhältnis zu ϭϲϵϱ 
unseren direkten europäischen Nachbarn Polen und Tschechien. Es gibt im grenznahen ϭϲϵϲ 
Raum viele Initiativen und Projekte für eine gute Zusammenarbeit und lokale und regionale ϭϲϵϳ 
Beziehungen auf Augenhöhe zwischen allen Partner*innen (Euroregion). Das kann aber nicht ϭϲϵϴ 
darüber hinwegtäuschen, dass der Blick vieler Sächs*innen auf Polen und Tschechien immer ϭϲϵϵ 
noch stark durch ein  Nützlichkeitsverhältnis geprägt ist (u.a. günstiges Einkaufen, billige ϭϳϬϬ 
Arbeitskräfte) und dass nach wie vor viele stereotype Vorstellungen und Vorurteile ϭϳϬϭ 
bestehen. Die deutliche Mehrzahl der sächsischen Bevölkerung ist nicht bereit, die Sprache ϭϳϬϮ 
des Nachbarlandes zu erlernen, wie Umfragen zeigen.4 Sie geben in Befragungen zu, wenig ϭϳϬϯ 
über ihre Nachbar*innen zu wissen und auch selten ins Nachbarland zu reisen.5 In ϭϳϬϰ 
tschechischen und polnischen Schulen ist Deutsch bei den Fremdsprachen Nummer 2, ϭϳϬϱ 
gleich hinter Englisch.6 Bei uns landen die Nachbarsprachen dagegen leider noch auf den ϭϳϬϲ 
hinteren Rängen.7 Gute Nachbarschaft beruht aber auf gegenseitigem Zugehen und auch ϭϳϬϳ 
auf der Wertschätzung der in Sachsen lebenden Polen und Tschechen, immerhin 10% der ϭϳϬϴ 
hier lebenden Ausländer*innen.8 Fazit: Hier ist noch deutlich Luft nach oben. ϭϳϬϵ 

Der Landesregierung stehen Möglichkeiten offen, sich aktiv in die EU-Gesetzgebung ϭϳϭϬ 
einzubringen und wirkliche Reformen im Sinne einer demokratischen, friedlichen und ϭϳϭϭ 
sozialen EU auf den Weg zu bringen.9 Bisher schaltet sich die Staatsregierung aber zu spät ϭϳϭϮ 
oder gar nicht ein oder behindert eine sächsische Mitwirkung im Interesse der Bürger*innen ϭϳϭϯ 
zu Klimaschutz, Freihandel (TTIP …) und Digitalisierung im Sicherheitsbereich. Dabei sind die ϭϳϭϰ 
einzelnen EU-Regionen, also auch Sachsen, für den EU-Neustart gerade jetzt gefragt.  ϭϳϭϱ 

Unsere Vision: Die Europäische Union ist tiefgreifend umgestaltet. Dem drohenden ϭϳϭϲ 
Auseinanderbrechen wurde die Gründung der Republik der europäischen Regionen ϭϳϭϳ 
entgegengestellt, in der die kulturell gewachsenen und für die Menschen im Alltag ϭϳϭϴ 
überschaubaren Gebiete und Zusammenhänge, die Regionen, der Ausgangspunkt der ϭϳϭϵ 
demokratischen Bürger*innenbeteiligung sind. Die EU-Regionen arbeiten entlang ihrer ϭϳϮϬ 
Problemlagen und Herausforderungen in Fragen z. B. des Strukturwandels, der Demografie ϭϳϮϭ 
oder der Verkehrsanbindungen  über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg zusammen  ϭϳϮϮ 
und entwickeln partnerschaftliche Lösungen. Das trifft für Sachsen sowohl für die ϭϳϮϯ 
polnischen und tschechischen Regionen zu, aber auch für die Zusammenarbeit mit anderen ϭϳϮϰ 
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Regionen. Durch den Ausbau der Mehrsprachigkeit wurden mit unseren direkten Nachbarn ϭϳϮϱ 
Polen und Tschechien vielfältige kulturelle und sprachliche Verständigungen - eine ϭϳϮϲ 
„Nachbarschaft auf Augenhöhe“ – entwickelt. ϭϳϮϳ 

„Das Ergebnis wäre die Zusammenfassung kleiner europäischer Staaten in einem Netz kleiner, ϭϳϮϴ 
schweizähnlicher Staatenbunde […]. Sobald Europa in ein System kleiner Zellen umgewandelt ϭϳϮϵ 
ist, wird sich das Schweizer Modell nebenbei auch für eine Pan-Europäische Union ergeben.“10 ϭϳϯϬ 

Leopold Kohr (Träger des Alternativen Nobelpreis 1983) ϭϳϯϭ 

 

Mögliche Karte einer „Republik der europäischen Regionen“11 

Diese neue Europäische Union gibt ihren Bürger*innen und mehr direkten Einfluss durch ϭϳϯϮ 
regionale und europäische Bürgerinitiativen sowie plebiszitäre Entscheidungsinstrumente in ϭϳϯϯ 
der Union und in den Regionen.12 So konnte ein europäisches Zusammengehörigkeitsgefühl ϭϳϯϰ 
entstehen und bei der Lösung regionaler Konflikte helfen. Die EU bzw. die Republik der ϭϳϯϱ 
europäischen Regionen verkörpert das Versprechen des Friedens und der friedlichen ϭϳϯϲ 
Konfliktlösung an die Bürger*innen.13 Die Menschen und Länder in Europa haben sich ϭϳϯϳ 
untereinander ausgesöhnt, in Nord (z. B. Großbritannien, Irland), Süd (z. B. Griechenland), ϭϳϯϴ 
West (z. B. Katalonien) und Ost (z. B. Russland, Ukraine).14 Und auch Sachsen leistet durch ϭϳϯϵ 
seine Erfahrungen mit Polen und Tschechien dazu und zu solidarischem Handeln in Europa ϭϳϰϬ 
seinen Beitrag. Auf weltpolitischer Ebene steht die neue Union (oder Republik) für ϭϳϰϭ 
Abrüstung, gerechte soziale Sicherungssysteme, Friedenspolitik und faire ϭϳϰϮ 
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Wirtschaftsbeziehungen und  damit für gute Voraussetzungen, um Umwelt- und ϭϳϰϯ 
Fluchtkatastrophen zu verhindern. In einem neuen europäischen Agrarmarkt steht die ϭϳϰϰ 
Versorgung der eigenen Bevölkerung mit guten und gesunden Lebensmitteln im Mittelpunkt. ϭϳϰϱ 
Vielfältige, kleinteilige Landwirtschaftsstrukturen füllen die Dörfer mit Leben füllen.  ϭϳϰϲ 

Die europäischen Verträge sind neu verhandelt worden, um die Reformen der EU ϭϳϰϳ 
voranzubringen Die EU hat sich fundamental verändert in Form eines Europas der Regionen ϭϳϰϴ 
mit parlamentarischer Demokratie und Gewaltenteilung. Das Europäische Parlament ist ein ϭϳϰϵ 
echtes demokratisches Parlament mit allen parlamentarischen Aufgaben und Rechten. Die ϭϳϱϬ 
Europäische Kommission wird als EU-Regierung vom Parlament gewählt und kontrolliert. Die ϭϳϱϭ 
Europäische Republik garantiert für ihre Bürger*innen Gleichheit und Freiheit. ϭϳϱϮ 

Unsere ersten Schritte: Am Anfang muss mehr Vertrauen zwischen den Nachbar*innen ϭϳϱϯ 
und Sachsen wachsen. Dieses Vertrauen wollen wir an ganz konkreten Projekten ϭϳϱϰ 
entwickeln. Zwischen den sächsischen Regionen und den grenznahen Regionen Polens und ϭϳϱϱ 
Tschechiens wollen wir auf der Schiene und auf der Straße die ÖPNV-Netze ausbauen und ϭϳϱϲ 
die Verbindungen schneller machen. Die Kommunen sollen eine gemeinsame ϭϳϱϳ 
Rechtsgrundlage für grenzüberschreitende Projekte der Daseinsvorsoge erhalten. Schul-, ϭϳϱϴ 
Ausbildungs- und Hochschulabschlüsse sowie Prüfungsleistungen sollen gegenseitig ϭϳϱϵ 
erleichtert anerkannt werden. Dies soll für alle in der EU erlangten Abschlüsse zutreffen und ϭϳϲϬ 
die Nachbarländer der EU einschließen. Die Zugänge zu Bildung und Arbeit und sozialen ϭϳϲϭ 
Sicherungssystemen sollen für alle gleich gestaltet werden und Schulen und andere ϭϳϲϮ 
Bildungseinrichtungen werden den Austausch und Bildungsreisen intensivieren. Polnisch ϭϳϲϯ 
und Tschechisch müssen für die Verbesserung der gegenseitigen Sprachkompetenzen in ϭϳϲϰ 
allen deutschen Kitas und Schulen angeboten werden. Die ehrenamtlichen Verbindungen in ϭϳϲϱ 
lokalen Europavereinen werden gefördert. ϭϳϲϲ 

 ϭϳϲϳ 



Aleksa: Teil B – AusgaŶgslage uŶd liŶker AusďliĐk 
FließtextfassuŶg StaŶd: ϭϮ.Ϭϲ.ϮϬϭϴ 

ϱϯ 
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   10. Enkeltaugliche Mitwelt - Wie gehen wir mit der Natur 

um? 
 ϭϳϲϴ 
Die Situation: Im Jahr 2018 erreichte Deutschland bereits am 2. Mai ϭϳϲϵ 
seinen „Erdüberlastungstag“. Bis zu diesem Tag hatten seine 82 ϭϳϳϬ 
Millionen Einwohnerinnen und Einwohner rechnerisch bereits alle ϭϳϳϭ 
Ressourcen eines Jahres verbraucht, die sich im gleichen Zeitraum ϭϳϳϮ 
wieder regenerieren können. Wir verbrauchen mehr Acker-, Weide- und ϭϳϳϯ 
Waldflächen und leeren mehr Fischgründe, als uns zustehen; unsere ϭϳϳϰ 
Wirtschaft stößt mehr Klimagase aus, vor allem Kohlendioxid, als Wald ϭϳϳϱ 
und Meere aufnehmen können. Wir leben also in Deutschland schon ab ϭϳϳϲ 
dem 3. Mai auf Kosten kommender Generationen und der Länder des ϭϳϳϳ 
Südens. Wäre unser Lebensstil Vorbild für alle Menschen, bräuchten wir ϭϳϳϴ 
drei Erden. ϭϳϳϵ 
 ϭϳϴϬ 
Höher, weiter, schneller: Eine politisch befeuerte Wachstumsideologie ϭϳϴϭ 
und Konsumfixierung hat dazu geführt, dass die Belastungsgrenzen der ϭϳϴϮ 
Erde zum Teil bereits deutlich überschritten sind – mit katastrophalen ϭϳϴϯ 
Folgen: ϭϳϴϰ 
1. Klimawandel: Es werden zu viele Klimagase ausgestoßen - die  ϭϳϴϱ 
  Erde erwärmt sich, Extremwetter nimmt zu. ϭϳϴϲ 
2. Artensterben: Tiere- und Pflanzen verschwinden, genetische  ϭϳϴϳ 
  Vielfalt geht verloren, Regenerations- und Anpassungsfähigkeit  ϭϳϴϴ 
  von Ökosystemen nimmt ab. ϭϳϴϵ 
3. Landnutzungsänderung: Wertvolle Landflächen und Böden  ϭϳϵϬ 
  werden versiegelt oder übernutzt. ϭϳϵϭ 
4.  Überfrachtung: Zu viel Stickstoff und Phosphor wird frei – Wasser ϭϳϵϮ 

und Luft werden verschmutzt, Wälder krank. ϭϳϵϯ 
 ϭϳϵϰ 
Das passiert vor allem, weil Kohle und Öl verbrannt werden oder ϭϳϵϱ 
künstlicher Dünger produziert und angewendet wird. Dazu werden ϭϳϵϲ 
täglich natürliche Lebensräume von Tieren und Pflanzen zerstört. ϭϳϵϳ 
 ϭϳϵϴ 
Auch Sachsen ist für diese Entwicklung mitverantwortlich. Seit fast 20 ϭϳϵϵ 
Jahren ist im Freistaat die Menge der ausgestoßenen Klimagase, der ϭϴϬϬ 
Stickstoffemissionen und der Bodenbelastung u.a. mit Nitrat nahezu ϭϴϬϭ 
unverändert hoch - trotz vereinbarter Verpflichtungen und Ziele. Über die ϭϴϬϮ 
Hälfte aller in Sachsen vorkommenden Lebensraumtypen für Pflanzen ϭϴϬϯ 
und Tiere gelten als gefährdet. Die Rückzugsräume für Tiere und Pflanzen ϭϴϬϰ 
werden kleiner und isolierter, Wanderkorridore gekappt. Immer noch ϭϴϬϱ 
wird viel mehr Fläche neu versiegelt, als der Natur zurückgegeben. Der ϭϴϬϲ 
Nutzungsdruck auf die Freiflächen steigt: Obwohl die sächsische ϭϴϬϳ 
Bevölkerung schrumpft, liegt der Flächenverbrauch im Jahr 2015 fast ϭϴϬϴ 
fünf Mal über dem Zielwert von 2 ha am Tag. Die gleiche Entwicklung ϭϴϬϵ 
sehen wir bei den Treibhausgasemissionen. Wenn alle Menschen ϭϴϭϬ 
maximal 2 Tonnen CO2 pro Person und Jahr verursachen würden,  ϭϴϭϭ 

Das Problem: 

Wir leben über dem 

verträglichen Maß.  

Der Naturhaushalt  

ist überlastet. 

 

Unsere Vision: 

Sozial gerechte 

Ressourcen- und 

Umweltpolitik  

ohne fossile  

Energien mit 

Klimagasen und  

ohne Flächenfraß  

- aber mit 

Naturreichtum  

und Artenvielfalt, 

sauberer Luft und 

gesundem Boden. 
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könnten wir den Klimawandel wirksam bekämpfen. Aber: Im Freistaat Sachsen werden pro ϭϴϭϮ 
Person 6-mal so viel Klimagase verursacht. ϭϴϭϯ 
 ϭϴϭϰ 
Je später die Energiewende und das völkerrechtlich verbindliche 1,5-Grad-Ziel erreicht ϭϴϭϱ 
werden, desto abrupter und intensiver muss die Gesellschaft Maßnahmen ergreifen. Mit ϭϴϭϲ 
anderen Worten: Rasches Handeln vergrößert Handlungsspielräume und verschafft mehr ϭϴϭϳ 
Zeit für notwendige Anpassungsprozesse. ϭϴϭϴ 
 ϭϴϭϵ 
Die Auswirkungen der Naturzerstörung spüren wir heute und in den nächsten Jahrzehnten ϭϴϮϬ 
auch in Sachsen. Dabei geht es nicht nur um die schlechtere Qualität des Trinkwassers ϭϴϮϭ 
und die mangelnde Sauberkeit der Atemluft. Wir werden in Sachsen in Zukunft verstärkt ϭϴϮϮ 
mit Dürre- und Hitzeperioden, Starkregen, Sturmereignissen und den daraus folgenden ϭϴϮϯ 
(finanziellen) Lasten konfrontiert werden. Es müssen häufiger Schäden behoben, ϭϴϮϰ 
vorbeugende bauliche Anpassungen durchgeführt oder neu auftretende Krankheiten ϭϴϮϱ 
geheilt werden. Das könnte sogar ganze Branchen in wirtschaftliche Probleme führen. So ϭϴϮϲ 
wird bspw. die Schifffahrt entlang der Elbe mit dem veränderten Wasserabfluss zu kämpfen ϭϴϮϳ 
haben. ϭϴϮϴ 
 ϭϴϮϵ 
Die sozialen Auswirkungen dieser Entwicklung sind zudem ungleich verteilt: Arme ϭϴϯϬ 
Menschen sind stärker von negativen Umweltwirkungen wie hohen Lärm und -ϭϴϯϭ 
Abgasbelastungen durch Verkehr betroffen, können aber gleichzeitig deutlich weniger vom ϭϴϯϮ 
Umweltnutzen bspw. über den Kauf von Biolebensmitteln profitieren. ϭϴϯϯ 
 ϭϴϯϰ 
Parallel geht bei Kindern und Jugendlichen seit Jahren das Interesse an Natur/Naturschutz ϭϴϯϱ 
zurück. Wichtige Naturerfahrungen, und sei es mit einem kleinen Beet im Schrebergarten, ϭϴϯϲ 
werden kaum noch gemacht. Die Folge: Respekt und Wertschätzung gegenüber der Natur ϭϴϯϳ 
gehen verloren und praktische Kenntnissen (z.B. über essbare Waldfrüchte) und ϭϴϯϴ 
Kulturtechniken (u.a. Einkochen) werden vergessen. ϭϴϯϵ 
 ϭϴϰϬ 
Unsere Vision: Im Jahr 2030 ist die Hälfte des verbrauchten Stroms erneuerbar, 2050 ϭϴϰϭ 
nahezu komplett. Der Ausstoß von Klimagasen ist deutlich zurückgegangen. Die Belastung ϭϴϰϮ 
und Regenerierung der Gewässer und Böden in Sachsen hat sich deutlich verbessert. Die ϭϴϰϯ 
Versauerung der Umwelt nimmt ab, die Stickstoff-Bilanz ist ausgeglichen. Die Versiegelung ϭϴϰϰ 
der Böden durch Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur liegt unter 2 Hektar pro Tag.  ϭϴϰϱ 
 ϭϴϰϲ 
Es gelingt der Politik, Artenvielfalt und Landschaftsqualität in Sachsen wieder schrittweise ϭϴϰϳ 
zurückzugewinnen. In allen Landesteilen sind ausreichend Rückzugsräume für bedrohte ϭϴϰϴ 
Tierarten und Habitate für seltene Pflanzen vorhanden.  ϭϴϰϵ 
 ϭϴϱϬ 
Die Bevölkerung erholt sich aktiv „in der freien Natur“ und genießt besondere ϭϴϱϭ 
„Naturschönheiten“ in Sachsen, auch weil der allgemeine Zugang zu Bergen, Wäldern, ϭϴϱϮ 
Feldern, Seen und Flüssen politisch gewährleistet wird. Lasten und Nutzen von Umwelt- ϭϴϱϯ 
und Naturschutzmaßnahmen sind sozial gerecht verteilt.  ϭϴϱϰ 
 ϭϴϱϱ 
Statt Weltmarktstreben steht die regionale Lebensmittelversorgung im Mittelpunkt der ϭϴϱϲ 
sächsischen Landwirtschaft.  ϭϴϱϳ 
 ϭϴϱϴ 
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Die Menschen ernähren sich insgesamt gesünder, besonders fleischärmer. Die Kinder ϭϴϱϵ 
erfahren bereits ab der Kindertagesstätte, wie regionale Lebensmittel angebaut und ϭϴϲϬ 
schmackhaft zubereitet werden. Gemeinschaftsversorger achten auf ϭϴϲϭ 
gesundheitsförderliche Angebote, die reich an frischen, saisonalen und regionalen ϭϴϲϮ 
Lebensmitteln sind.  ϭϴϲϯ 
 ϭϴϲϰ 
Rohstoffrückgewinnung (Reparieren, Upcycling, Recycling) ist als Umweltprinzip etabliert ϭϴϲϱ 
und ein wichtiges Standbein der sächsischen Wirtschaft. ϭϴϲϲ 
 ϭϴϲϳ 
Unsere ersten Schritte: Durch Maßnahmen wie dem schrittweisen Ausstieg aus der ϭϴϲϴ 
Braunkohleverstromung und die Stärkung regionaler Wertschöpfung bei Erneuerbaren ϭϴϲϵ 
Energien sowie deren dynamischen Zuwachs wollen wir erreichen, dass bis 2030 der ϭϴϳϬ 
Paradigmenwechsel in der Energiepolitik zu einem dezentralen postfossilen System ϭϴϳϭ 
deutlich spürbar wird. Der Strukturwandel muss vom Freistaat nicht nur in der ϭϴϳϮ 
Energiewirtschaft aktiv unterstützt werden: In der Landwirtschaft soll der Boden weniger ϭϴϳϯ 
intensiv genutzt, Tierhaltung und Pflanzenbau gekoppelt und die Anzahl der Tiere generell ϭϴϳϰ 
an die landwirtschaftliche Nutzfläche des Betriebes gebunden werden. Der Anteil der ϭϴϳϱ 
Fläche für den ökologischen Landbau muss deutlich zunehmen. ϭϴϳϲ 
 ϭϴϳϳ 
Im Freistaat werden die Landwirtschaft und der Straßenverkehr als die Hauptverursacher ϭϴϳϴ 
für hohe Schadstoff-Einträge, insbesondere für den hohen Stickstoff-Ausstoß, verstärkt für ϭϴϳϵ 
Einsparungen in die Pflicht genommen. Der landesweite Biotopverbund wird ausgebaut ϭϴϴϬ 
und vernetzt, Flächen mit hoher Artenvielfalt, insbesondere Großschutzgebiete, werden ϭϴϴϭ 
ausgeweitet. ϭϴϴϮ 
 ϭϴϴϯ 
In der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern beim Strukturwandel und beim Ausbau ϭϴϴϰ 
Erneuerbarer Energien werden neue direktdemokratische Mitwirkungsformate umgesetzt. ϭϴϴϱ 
Strukturelle Benachteiligungen von bürgerschaftlichen Akteuren beim wichtigen Zugang zu ϭϴϴϲ 
Fördermitteln werden aufgebrochen, in dem besonders für die Bereiche (Sozio-)Kultur und ϭϴϴϳ 
Bildung vereinfachte Antrags- und niedrigschwellige Finanzierungsmodelle entwickelt ϭϴϴϴ 
werden. ϭϴϴϵ 

 ϭϴϵϬ 


